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TTIP - Ein toter Gaul? 

Die Geschichte des Widerstands hat gezeigt, dass 
Investitionsschutzabkommen verhindert werden 
können, wenn die Öffentlichkeit informiert wird. 
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The Merkel of London 

Die neue Premierministerin Großbritanniens There¬ 
sa May ist eine bewährte Dienerin der britischen 
Finanzelite. Wie und wofür sie „gekrönt“ wurde auf. 
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Thema der Woche 


Auch 2018 
ein UZ-Pressefest 

Drei der Organisatoren des UZ-Pressefestes 
ziehen im Interview eine erste Bilanz: Die 
Summe aus konstruktiven Diskussionen 
und SDAJ-Keksbrigade, sechs Tonnen Holz 
auf schlammigen Wiesen und internationa¬ 
ler Solidarität, übermüdeten Helferinnen und 
begeisterten Besuchern ergibt: Der richtige 
Rahmen, um 50 Jahre DKP und SDAJ zu fei¬ 
ern, ist das nächste UZ-Pressefest in zwei 
Jahren. 
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München als Testfall 


Feldjäger standen für den Bundeswehreinsatz im Inneren bereit 



Feldjäger der Bundeswehr üben das Zurückdrängen von Protestierenden 


D ie erste Warnung der Münche¬ 
ner Polizei am vergangenen 
Freitag lautete: „Amokalarm!“ 
Später ging man vorübergehend von 
einem Terroranschlag aus. Entspre¬ 
chend wurde gehandelt. Der Öffentli¬ 
che Nahverkehr wurde gestoppt. Der 
Münchner Hauptbahnhof geschlossen. 
Die Polizei bat die Menschen in vier 
Sprachen, öffentliche Plätze zu meiden. 

Es folgten Stunden voller wilder 
Gerüchte und Falschmeldungen, die 
über die sozialen Medien, aber auch 
über Fernsehsender - wie beispiels¬ 
weise die ARD -, verbreitet wurden. 
In dieser Situation twitterte Florian 
Hahn (MdB, CSU), unter anderem 
Mitglied im Verteidigungsausschuss 
des Bundestages, man brauche für die 
nächsten Tage die Bundeswehr „zur 


Herstellung der Sicherheit im öffent¬ 
lichen Raum“. Auf Kritik reagierte er, 
die Polizei melde ja schließlich eine 
„akute Terrorlage“. 

Dann kam in der Nacht zum Sonn¬ 
abend „Entwarnung“. Die Polizei in¬ 
formierte: Es gibt keinen „IS-Hinter- 
grund“. Es war kein Terroranschlag 
und es habe sich um einen Einzel¬ 
täter gehandelt, einen „klassischen 
Amoktäter“. Von diesem wurde in 
den Folgetagen unter anderem be¬ 
kannt, dass er sich lange und intensiv 
mit dem Thema „Amok“ beschäftigt 
hatte und Anders Breivik als Vorbild 
sah. Es wird derzeit viel - auch von 
Fachleuten diskutiert - wie oder ob 
überhaupt eine solche Tat verhindert 
werden kann, über bessere Prävention 
und mehr Hilfe. 


Hatte der CSU-Bundestagsabge- 
ordnete Hahn am Freitagabend aus ei¬ 
genem Antrieb gehandelt? Wohl nicht. 
Hahn und anderen schien es wohl eine 
gute Gelegenheit für einen „Testbal¬ 
lon“ zu sein. CSU und CDU wollen 
schon lange einen „starken Staat“ - 
einen autoritären „Sicherheitsstaat“. 
Dazu gehört die Ausweitung des Ein¬ 
satzes der Bundeswehr im Inneren. 
Also die Bundeswehr nicht nur im 
„Notstandsfall“ zur Katastrophenhil¬ 
fe, nicht nur zum Objektschutz bzw. 
„zur Unterstützung der Polizeikräfte“. 
Angestrebt wird eine Verfassungsän¬ 
derung. Sie scheiterte bislang am Wi¬ 
derstand der SPD. 

Verteidigungsministerin von 
der Leyen wurde am Tag nach dem 
Amoklauf in München noch deutli¬ 


cher. In der „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“ ließ sie sich so zi¬ 
tieren: „Solange das Ausmaß des An¬ 
schlages am Freitag nicht klar war, 
war eine Feldjäger-Einheit der Bun¬ 
deswehr in München in Bereitschaft 
versetzt.“ Hinzu kamen Sanitäter so¬ 
wie Hubschrauber-Besatzungen. Man 
habe allerdings „noch nie geübt“, dass 
„die Truppe auch bei terroristischen 
Großlagen die Polizei unterstützt“. 
Na, kein Problem: Das neue Weiß¬ 
buch sieht solche Übungen vor. Eine 
große Notstandsübung ist geplant. 
Eine Anforderung der bayerischen 
Landesregierung nach Artikel 35 GG 
für den Einsatz der Feldjäger hatte 
es übrigens nicht gegeben. Die „Süd¬ 
deutsche Zeitung“ fragte darauf am 
24. Juli: „Wollte von der Leyen das 


Thema nun auf diese Weise noch ein¬ 
mal auf die Agenda setzen und ver¬ 
deutlichen, dass die Bundeswehr im 
Ernstfall auch ohne Grundgesetzän¬ 
derung bereitstünde? Offensichtlich 

ja.“ 

Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann (CSU) verlangt nicht nur 
mehr Geld für die Polizei - für mehr 
Personal und bessere Ausrüstung. Das 
wird es ohnehin geben. Er forderte zu¬ 
dem in der „Welt am Sonntag“, dass 
„wir in extremen Situationen“ wie 
Terroranschlägen „auch in Deutsch¬ 
land auf die Bundeswehr zugreifen 
können“. Und behauptete: Die histo¬ 
risch begründeten Vorbehalte in der 
Bundesrepublik seien überholt. „Wir 
leben nicht in Zeiten der Weimarer 
Republik. Wir haben eine absolut sta¬ 
bile Demokratie.“ Die Oberhoheit für 
den Einsatz müsse aber bei der Poli¬ 
zei bleiben. Herrmann hatte das Inter¬ 
view laut Spiegel-Online bereits vor 
der Amoktat in München gegeben. 
Thomas Strobl (CDU), Innenminister 
in Baden-Württemberg, äußerte sich 
ähnlich. 

Widerspruch kam von der SPD, 
den Grünen, der Partei „Die Linke“ 
und auch von der GdP, der Gewerk¬ 
schaft der Polizei. Der parlamentari¬ 
sche Geschäftsführer der Linksfrak¬ 
tion im Magdeburger Landtag, Stefan 
Gebhardt, sagte, seine Partei lehne 
„selbst Planspiele für einen Bundes¬ 
wehreinsatz im Inneren ohne Wenn 
und Aber ab“. Die aktuelle Situation 
dürfe nicht missbraucht werden, „um 
die zu Recht gesetzten hohen Hürden 
für einen solchen Einsatz schleifen zu 
wollen“. 

Die, die so vehement die Auswei¬ 
tung der Bundeswehreinsätze im In¬ 
neren fordern, wissen durchaus, dass 
man damit - und auch mit Auslands¬ 
einsätzen - weder Terroranschläge 
verhindert noch die wachsende Angst 
vieler Menschen mindern kann. 

Aber darum geht es auch nicht, 
(siehe auch S. 4) 

Nina Hager 


Schäuble begräbt Transaktionssteuer in Sichuan 

Weil die Briten aus der EU ausscheiden, muss jetzt das Projekt angeblich wieder global betrieben werden 


Ganz nebenbei hat Finanzminister 
Wolfgang Schäuble beim Treffen der 
G-20-Finanzmister das Projekt der Fi¬ 
nanztransaktionssteuer beerdigt. „Es 
muss global gemacht werden“, wird 
Schäuble in den deutschen Zeitungen 
zitiert. Auf europäischer Ebene scheue 
sich jedes Land, weil es Kapitalflucht 
fürchte. Die Finanzminister und No¬ 
tenbanker der, wie es so nett heißt, 
„führenden Industrie- und Schwel¬ 
lenländer“ hatten sich in Tschengdu, 
der Hauptstadt der chinesischen Pro¬ 
vinz Setschuan getroffen und, wie im 
Kommunique dann verkündet wurde, 
„über eine faire und sozial ausgewo¬ 
gene Steuerpolitik sowie nachhaltiges 
Wachstum“ diskutiert. Da habe sein 
Vorschlag, die Finanztransaktions¬ 
steuer als globales Projekt zu betrei¬ 
ben, „wunderbar in die Diskussion ge¬ 
passt“, sagte Schäuble. Alle seien sich 
einig, dass es richtig wäre, eine Besteu¬ 
erung der Finanzgeschäfte auf globa¬ 
ler Ebene einzuführen. 


Mit dieser netten Finte des Finanz¬ 
ministers hat sich das politische Ge- 
schachere um die Einführung einer 
solchen Steuer einmal voll im Kreis 
gedreht. Das Projekt einer solchen 
Steuer ist alt. Es stammt vom No¬ 
belpreisträger James Tobin, weshalb 
sie gelegentlich auch „Tobin-Steuer“ 
genannt wird. Der Zweck der Steuer 
wird am einfachsten mit dem Slogan 
,Sand ins Getriebe 4 der Spekulation 
beschrieben. Gedacht ist dabei an 
eine Umsatzsteuer, die bei Kauf/Ver¬ 
kauf eines Wertpapiers oder Finanz¬ 
produkts fällig wird. Die Steuer soll 
nicht prohibitiv wirken, nicht davon 
abschrecken, überhaupt eine Anla¬ 
geentscheidung zu treffen, sondern die 
Spekulation auf kurzfristigen Gewinn 
und häufigen Kauf und Verkauf von 
Wertpapieren weniger lohnend ma¬ 
chen. In vielen Ländern gibt es eine 
Börsenumsatzsteuer, die beim Kauf 
von Aktien fällig wird. Die Börsen¬ 
umsatzsteuer wurde in Deutschland 


von der Regierung Kohl abgeschafft. 
In Britannien wird eine solche Steu¬ 
er, ,Stamp Duty 4 genannt, noch heute 
erhoben. 

Die Asienkrise 1998 ließ die For¬ 
derung nach einer Transaktionssteuer 
populärer werden. Die internationale 
Bürgerinitiative Attac setzte die For¬ 
derung ganz oben auf ihre Prioritäten¬ 
liste. Nach dem Ausbruch der Finanz¬ 
krise 2007/08 wurde die Forderung 
fast populär. Das Hauptargument da¬ 
gegen war auf Seiten der deutschen 
und anderer EU-Regierungen, dass 
die Steuer nur sinnvoll sei, wenn sie 
global erhoben werde. Richtig daran 
ist, dass die Steuer eine viel effekti¬ 
vere Bremswirkung auf den Finanz¬ 
markt hätte, wenn sie global erhoben 
würde. Da die britische und die US- 
Regierung aber keine Neigung zeig¬ 
ten, bei der Steuer mitzumachen, hatte 
der Verweis auf die eigentlich nötige 
Globalität schon damals den Charak¬ 
ter einer Ausrede. 


Unmittelbar nach der Finanzkri¬ 
se propagierte die Linke das Kon¬ 
zept einmütig, und auch die Grünen 
machten es sich zu eigen. Die EU- 
Kommission schwenkte 2011 ins La¬ 
ger der Steuerbefürworter. Die SPD 
wandelte sich in der Opposition und 
im Anlauf auf die Bundestagswahl 
2013 (gegen den Widerstand ihres 
Kanzlerkandidaten Peer Steinbrück) 
zur Anhängerin der Finanztransakti¬ 
onssteuer. Union und SPD nahmen 
anschließend die Forderung nach ei¬ 
ner Transaktionssteuer auf EU-Ebe¬ 
ne in den Koalitionsvertrag auf. In der 
EU stieß der Vorschlag auf erbitterte 
Opposition vor allem in London. So 
wurde die Steuer zum Projekt von wil¬ 
ligen Staaten, was nach EU-Regeln 
möglich ist, solange mindestens neun 
es sich zu eigen machen. Ende 2015 
soll es auf einer Ecofin-Tagung eine 
Grundsatzeinigung von gerade neun 
Staaten (Belgien, Deutschland, Frank¬ 
reich, Griechenland, Österreich, Por¬ 


tugal, Slowenien, Slowakei, Spanien) 
gegeben haben. 

Danach soll die Steuer auf Aktien, 
Anleihen und Derivate erhoben wer¬ 
den, nicht aber auf Staatsanleihen. Auch 
der Steuersatz blieb offen. Das Deut¬ 
sche Institut für Wirtschaftsforschung 
hat vor einigen Jahren kalkuliert, dass 
bei einem Steuersatz von einem Promil¬ 
le auf den Kaufbetrag in Deutschland 
allein 44 Mrd. Euro anfallen könnten. 

Schäubles jetzt wiederentdeckte 
Globalität der Finanzsteuer hat ver¬ 
mutlich auch etwas mit dem Austritts¬ 
beschluss der Briten aus der EU zu tun. 
Eine EU-weite Einführung war bisher 
am Hauptgegner Britannien geschei¬ 
tert. Nun könnte man sie, wenn man 
wollte, locker in der EU verbindlich 
einführen. Wenn nur eine globale Steu¬ 
er sinnvoll ist, bleibt der britische Wi¬ 
derstand in voller Schönheit relevant, 
was ganz im Sinne der deutschen Fi¬ 
nanzakteure und ihrer, ihr jederzeit ge¬ 
fälligen Regierung ist. Lucas Zeise 
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Voith verdient(e) auch 
an Kriegen 


Mehr Rente - Mehr Zukunft 

IG Metall fordert Strategiewechsel bei der Alterssicherung 



Ein Aktienpaket von über 25 Pro¬ 
zent wechselt nach eineinhalb Jahren 
den Besitzer. Der steckt dadurch über 
Nacht 1,2 Milliarden Euro ein, 600 Mil¬ 
lionen mehr als beim Erwerb Ende 
2014. Spekulant? „Heuschrecke“? Es 
handelt sich um die Voith GmbH. Sie 
hat im Juni ihre Anteile am Roboter¬ 
hersteller KUKA AG dem chinesi¬ 
schen Unternehmen Midea verkauft. 
Wirtschaftsminister Gabriel hatte 
sich noch gegen einen Verkauf geäu¬ 
ßert: „Ich bin jedenfalls nicht bereit, 
Arbeitsplätze und Unternehmen auf 
dem Altar offener Märkte Europas zu 
opfern“. Seitdem aber auch Siemens- 
Statthalter Kaeser den Verkauf ab¬ 
genickt hatte, war aus dieser „dicken 
Hose“ nichts mehr zu hören. Bieten 
doch die neuen chinesischen Mehr¬ 
heitsaktionäre auch für die Beschäf¬ 
tigten Garantien, die gewöhnliche Ka¬ 
pitalisten nicht bereit waren zu geben. 

Voith-Chef Lienhard jedenfalls 
sieht sich als Gewinner, strahlt über 
die „prall gefüllte Kriegskasse“ und 
betont, dass die Eigentümer „klug 
entschieden“ hätten. Wer sind die Ei¬ 
gentümer? Die Voith GmbH (bis 2010 
J.M. Voith AG, Umwandlung zur Um¬ 
gehung von Mitbestimmungsrechten) 
ist zu hundert Prozent in der Hand 
der Familie Voith. Deren Firmensitz ist 
im schwäbischen Heidenheim an der 
Brenz. Dort begann der Aufstieg 1825 
mit einer Schlosserwerkstatt und fünf 
Handwerkern unter dem Kommando 
des Johann Matthäus Voith. Wirklich 
groß mit über tausend Lohnabhängi¬ 
gen wird Voith erst nach der Schaf¬ 
fung des gesamtdeutschen Markts 
durch „Blut und Eisen“ im Bismarck- 
schen Deutschen Reich. 1870 wird die 
erste Wasserturbine gebaut, 1886 die 
erste Papiermaschine. Im ersten Welt¬ 
krieg verdient Voith auch als Muniti¬ 
onshersteller dazu. Sie kommen mit 
„schwarzen Zahlen“ auch durch die 
Weltwirtschaftskrise. Die Firmenge¬ 
schichte im Tausendjährigen Reich 
wird „geglättet“. Der Firmenpatriarch 
Hanns Voith war bekennender Anth- 
roposoph, was nicht daran hinderte, 
zum Wehrwirtschaftsführer ernannt 
zu werden und mit Rüstungsprodukti¬ 
on am Krieg zu profitieren und dabei 
schamlos Zwangsarbeiter auszubeu¬ 
ten. Schließlich war er wütender Anti¬ 
kommunist, wie seine Autobiographie 
offenbart. Er übergab die Stadt Hei¬ 
denheim 1945 an die Amerikaner, wo¬ 
durch das Werk verschont wurde. Mit 
deren Unterstützung kam er wieder 
ins Geschäft und 1 500 Wissenschaft¬ 
ler und Industrielle aus der sowjetisch 
besetzten Zone nach Heidenheim, die 


hier als Schwungmasse für den Aufbau 
der Westdeutschlands als Bollwerk ge¬ 
gen den Sozialismus angesiedelt wer¬ 
den sollten. 

Der Wiederaufstieg nach 1945 geht 
über Papiermaschinen und Turbinen. 
Mit der wieder einsetzenden west¬ 
deutschen Rüstung wächst auch der 
Bedarf an Antriebssystemen bei Pan¬ 
zern, Kriegsschiffen und Fluggeräten, 
die nicht zu vergessen sind, wenn Voith 
sein Engagement im Mordgeschäft 
hinter dem Begriff „Automotive“ zu 
verbergen versucht. Voith war und ist 
an umstrittenen Wasserkraftprojekten 
z.B. in China, Brasilien und Honduras 
beteiligt. 

Gut vernetzt über Aufsichtsgre¬ 
mien, Beteiligungen, Joint-Ventures, 
Unternehmerverbände etc. ist Voith 
vor allem mit den Großkonzernen 
im Süden und Südwesten der Repu¬ 
blik u.a. mit Freudenberg, Carl Zeiss, 
Würth, Trumpf, Bosch, Daimler, Sie¬ 
mens, BMW. Der langjährige Vor¬ 
stands- dann Aufsichtsratsvorsitzende 
Michael Rogowski war Präsident des 
Bundesverbandes der Deutschen In¬ 
dustrie (BDI). Bekannt wurde der u.a. 
durch seine Attacken auf die paritäti¬ 
sche Mitbestimmung. Ihm folgte M. Bi- 
schoff, ehemals hochrangiger Manager 
bei Daimler und bei EADS. Derzeiti¬ 
ger AR-Vorsitzender bei Voith ist H.-P. 
Keitel, Vizepräsident des Monopolver¬ 
bands BDI. Über Stiftungen wirkt der 
Clan u. a. in Universitäten, Kommunen 
und Verbänden. 

Voith ist heute mit mehr als 20 200 
Beschäftigten, 4,3 Milliarden Euro 
Umsatz und Standorten in über 60 
Ländern der Welt ein wichtiges Glied 
in der Kette des deutschen Monopol¬ 
kapitalismus. Das Schuften der Kol¬ 
legen lohnt sich für die Voiths: Das 
Vermögen der etwa 40 Clanmitglieder 
wird auf ca. zwei Milliarden Euro ta¬ 
xiert, etwa 50 Millionen pro Nase. 

Das hat immer schon den Wider¬ 
stand der Arbeiterbewegung hervorge¬ 
rufen. Seit 1971 ist die DKP in Heiden¬ 
heim im Gemeinderat vertreten. Mit 
ihrer Zeitung „Turbine“ trägt sie dazu 
bei, dass das Klassenbewusstsein nicht 
verschüttet wird. 

„Wer Montags gern zur Arbeit 
kommt, Und Dienstags auch mit Lust, 
Am Mittwoch pfeift und fröhlich ist. 
Und Donnerstags nicht flucht, Am 
Freitag singt aus voller Brust „Ein Tag 
so wunderschön wie heut“, Ist zwar ein 
großer Optimist, Doch schafft er nicht 
beim Voith. 

(Das Gedicht eines Voithianers 
wurde erstmals in der „Turbine“ im 
Juli 1983 veröffentlicht). 


S eit Jahren senken die Regierun¬ 
gen das Rentenniveau massiv ab. 
Ziel ist es, die „Arbeitgeber“ von 
Beitragszahlungen zu entlasten und das 
Rentensystem zu einer Goldgrube für 
die privaten Versicherungen zu machen. 
Dazu soll das Vertrauen in die Effektivi¬ 
tät des gesetzlichen Umlagesystems zer¬ 
stört werden. Insbesondere Jüngere sol¬ 
len in die Haifischflossen privater Versi¬ 
cherer getrieben und so das gesetzliche 
Rentensystem zum Einsturz gebracht 
werden. Die rotgrüne Regierung mit 
Arbeitsminister Riester hatte den Kurs¬ 
wechsel vom Ziel der Lebensstandardsi¬ 
cherung zur Beitragsstabilisierung (für 
die Arbeitgeber) durchgesetzt. Die da¬ 
durch verursachten geringeren Einnah¬ 
men führen zu Leistungsminderung und 
höherem Rentenantrittsalter. Altersar¬ 
mut ist das Ergebnis. 

Unter dem Motto: „Mehr Rente - 
mehr Zukunft“ fordert die IG Metall 
einen Strategiewechsel. Sie schlägt 
den „Neuaufbau einer solidarischen 
Alterssicherung“ vor. Ein notwendi¬ 
ger Schritt für eine Gewerkschaft, die 
sich vor 15 Jahren noch für die Teilpri¬ 
vatisierung der Rente unter dem Label 
„Riesterrente“ stark gemacht hatte. 

Heute besteht das beachtliche Ver¬ 
dienst der IG Metall darin, die gesetz¬ 
lich beschlossene skandalöse zukünfti¬ 
ge Rentenkürzung ins öffentliche und 
gewerkschaftliche Bewusstsein zu ru¬ 
fen. Denn diese wird im Grunde hin¬ 
ter dem Rücken der Beschäftigten ar¬ 
rangiert: „Nach geltendem Recht wird 
das Rentenniveau (weiter) sinken und 
die Regelaltersgrenzen werden weiter 
steigen“, die „Belastung der Beschäf¬ 
tigten durch Rentenversicherungsbei¬ 
träge und private Vorsorgeleistungen“ 
auf längere Sicht weiter zunehmen 
und „die reale Aufteilung der Trage¬ 
last zwischen Kapital und Arbeit wird 
immer ungerechter“ heißt es in den in 
der vergangenen Woche vorgestellten 
Vorschlägen der IG Metall. 

Konkret sieht das so aus: Das 
Niveau des Durchschnittsrentners 
(45 Jahre eingezahlt und immer Durch¬ 
schnitt verdient - wer hat das schon?) 
wird von heute 1 370 auf 1 240 Euro 
im Jahr 2030 abgesenkt. Ursache ist 
die Absenkung des Rentenniveaus von 
jetzt 47,5 auf dann nur noch 43 Prozent. 
Die Kombination von gesetzlicher 
Rente, betrieblicher Altersversorgung 
und privater Vorsorge soll die Siche¬ 
rung des Lebensstandards erreichen 
(Dreisäulenmodell). Private und be¬ 
triebliche Vorsorge sind dabei nicht 
mehr Ergänzung, sondern (Teil-)Er- 
setzung der gesetzlichen Umlagefi¬ 
nanzierung. Damit wird die paritäti¬ 
sche Finanzierung zwischen Beschäf¬ 
tigten und Arbeitgebern immer weiter 
zugunsten letzterer aufgelöst. Die Le¬ 
bensstandardsicherung bzw. Armuts¬ 
vermeidung im Alter werden zuneh¬ 
mend von den Beschäftigten finanziert. 

IGM fordert Strategiewechsel 

Mit einem Strategiewechsel will die 
IG Metall erreichen, dass die gesetz¬ 
liche Rente wieder einen höheren 


Beitrag zur Absicherung des Lebens¬ 
standards leistet. Sie schlägt ein Drei¬ 
phasenmodell vor: Aktuell soll das 
Rentenniveau bei 47,5 Prozent stabili¬ 
siert und der bereits gesetzlich festge¬ 
legte Absturz auf 43 Prozent gestoppt 
werden. Zweitens soll die Rentenent¬ 
wicklung wieder an die Lohnentwick¬ 
lung angekoppelt werden. Derzeit 
steigen die Renten langsamer als die 
Löhne. Dazu müssen die gesetzlich be¬ 
schlossenen „Dämpfungsfaktoren, die 
spätestens ab 2021 greifen, schrittweise 
aus der Rentenanpassungsformel her¬ 
ausgenommen werden. In einem drit¬ 
ten Schritt soll das Leistungsniveau der 
gesetzlichen Rente auf ein neues, höhe¬ 
res Sicherungsziel angehoben werden. 
Man peile 50,5 Prozent für 2030 an, so 
Hans-Jürgen Urban, geschäftsführen¬ 
des Vorstandsmitglied der IGM, auf 
Nachfrage der Frankfurter Rundschau. 

Darüber hinaus sollen niedrige 
Einkommen aufgewertet, Beiträge für 
Langzeitarbeitslose und Ausfallzeiten 
angemessen berücksichtigt und die 
Grundsicherung im Alter und bei Er¬ 
werbsminderung angehoben werden. 
Dauerhaft soll ein abschlagsfreier Ren¬ 
tenzugang für langjährig Versicherte 
mit 63 möglich sein und ein flexiblerer 
Rentenzugang vor - und nicht nach der 
Regelaltersgrenze. 

Finanzierung ist machbar 

Finanziert werden soll das aus einer 
Kombination verschiedener Instru¬ 
mente: 

1. Ein erhöhter paritätischer Beitrags¬ 
satz würde die Arbeitgeber - im Ge¬ 
gensatz zur herrschenden Strategie - 
wieder angemessen in die Finanzierung 
der gesetzlichen Renten einbeziehen. 
Das ist im Interesse aller Beitragszah- 
lerlnnen und muss die vorrangige For¬ 
derung sein. 

2. Alle Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Altersarmut müssen - als gesamt¬ 
gesellschaftliche Aufgabe - aus Steu¬ 
ermitteln finanziert werden, deswegen 
ist ein erhöhter Steuerzuschuss not¬ 
wendig. 

3. Die Einbeziehung von Beamten, 
Selbstständigen, Freiberuflern und 
Abgeordneten sowie die solidarische 
Einbeziehung der Erwerbstätigen 
oberhalb der derzeitigen Beitragsbe¬ 
messungsgrenze sind sinnvolle solida¬ 
rische Schritte. 

4. Mit einer Demografie-Reserve, die in 
Zeiten konjunkturell und demografisch 
günstigen Zeiten aufgebaut wird, statt 
sie wie bisher auf eine Obergrenze von 
1,5 Monaten zu beschränken, können 
Rücklagen geschaffen werden. 

Betriebsrente - 

Rückfall in die private Rente? 

Gegen eine Betriebsrente, die allein 
vom Unternehmer finanziert wird, und 
die von ihm nicht statt einer Lohner¬ 
höhung gezahlt wird, wäre nichts ein¬ 
zuwenden. Doch wo gibt es das schon? 
Eine Betriebsrente aber, in die die Be¬ 
schäftigten ihre Lohngroschen einzah- 
len, die von Steuergeldern gefördert 


wird, die beim nächsten Bankencrash 
sich in Luft auflöst, ist wieder nur eine 
private Rentenversicherung zugunsten 
privater Versicherungskonzerne. Ries¬ 
terrente richtigerweise als gescheitert 
zu erklären, gleichzeitig aber eine an¬ 
dere Privatisierungstür weiter zu öff¬ 
nen, ist völlig unverständlich. Die staat¬ 
lichen Gelder sind in der gesetzlichen 
umlagefinanzierten Rente als Steuerzu¬ 
schuss im Interesse der Beschäftigten 
besser gegen Altersarmut angelegt. Zu¬ 
mal eine Betriebsrente für Beschäftigte 
in kleinen Betrieben nicht vorstellbar 
ist und dem Solidargedanken wider¬ 
spricht. Eine Betriebsrente entspricht 
nicht den objektiven Interessen der Be¬ 
schäftigten. 

Wie durchsetzen? 

Mit der Rentenkampagne setzt die 
IG Metall auf einen Generationen¬ 
dialog, gegen die von großen Teilen der 
Medien und Politik propagierte Spal¬ 
tung in alt und jung, auf gewerkschaft¬ 
liche Diskussionen vor Ort sowie auf 
eine Verständigung mit Sozialverbän¬ 
den, zivilgesellschaftlichen Organisati¬ 
onen und Parteien. Da 25 Prozent der 
in Deutschland lebenden Menschen äl¬ 
ter als 60 Jahre sind, ist die Initiative 
für ein Bündnis mit anderen Gewerk¬ 
schaften und Verbänden von jung und 
alt sehr zu begrüßen. 

Aber die Machtfrage stellt die IGM 
nicht wirklich. Denn ohne dass sich die 
Menschen in den Betrieben oder auf 
der Straße bewegen, werden wir eine 
reale Verbesserung der Einnahmen für 
die gesetzliche Rentenversicherung ge¬ 
gen die Phalanx der Arbeitgeberver¬ 
bände und der Regierung nicht errei¬ 
chen können. 

Aufklärung 

Nichts desto trotz, die ausgearbeiteten 
Argumente sind aufzunehmen und - 
bis auf die Betriebsrentenforderung - 
zu unterstützen und zu verbreiten, ge¬ 
gen die Horrordiskussion, die gesetz¬ 
liche umlagenfinanzierte Rente habe 
ausgedient. Sie sind hilfreich ebenso 
bei unserer Diskussion, dass die gesetz¬ 
liche Rente nur ein Einnahmenprob¬ 
lem und kein Ausgabenproblem hat, 
wenn die Arbeitgeber paritätisch in 
die Finanzierung einbezogen werden. 
Die Einnahmen können wesentlich er¬ 
höht werden, wenn die Einkommen der 
Beschäftigten erhöht, die Arbeitslosig¬ 
keit durch Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich re¬ 
duziert würde und so die prekären Be¬ 
schäftigungsverhältnisse in Normalar¬ 
beitsplätze umgewandelt würden. Auch 
eine Wertschöpfungsabgabe würde zu 
höheren Einnahmen führen. Darüber 
spricht die IGM an dieser Stelle lei¬ 
der nicht, obwohl solche Forderungen 
durchaus auch auf der Agenda standen. 

Anne Rieger 

Die Vorschläge der IGM finden Sie 
im Internet unter https://www.mehr- 
rente-mehr-zukunft.de/kampagne/ 
neuaufbau-einer-solidarischen-alters- 
sicherung/ 



Aktion der SDAJ gegen Waffenexporte 

Im Rahmen ihrer Kampagne „Stop Wars“ hat die Sozialistische Deutsche 
Arbeiterjugend (SDAJ) Nürnberg am 23. Juli die Firma Diehl als Kriegstreiber und 
Profiteur von Kriegen auf der ganzen Welt „geoutet“. In einem während der 
Aktion verteilten Flugblatt des sozialistischen Jugendverbandes heißt es, dass 
Diehl Waffen und Rüstungsgüter wie Raketen, Raketenwerfer, Streubomben, 
Minen, Panzerketten, Artilleriemunition, Präzisionsbomben und Handfeuerwaf¬ 
fen produziert und auch exportiert. 
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TTIP - ein toter Gaul? 

Die Informierung der Öffentlichkeit ist ein bewährtes Mittel gegen neoliberale Zwangsjacken 



D ie EU und die USA verhandeln 
seit Juli 2013 über das transatlan¬ 
tische Handelsabkommen TTIP. 
Bis Ende 2016 soll der Vertrag grob fer¬ 
tig sein. Das Abkommen mit Kanada ist 
bereits fertig ausgehandelt. Aus den bis¬ 
her bekannten Inhalten der Verhand¬ 
lungen geht hervor, dass es sich auch 
bei CETA - genau wie bei TTIP - ne¬ 
ben dem Abbau einiger Zölle um den 
„Abbau nichttarifärer Handelshemm¬ 
nisse“ - z. B. Umwelt-, Arbeits- und Ver¬ 


braucherschutzbestimmungen - und 
den Investitionsschutz für multinatio¬ 
nale Konzerne handelt. CETA hat si¬ 
cherlich nicht die gleiche wirtschaft¬ 
liche Bedeutung wie TTIP, aber da es 
viel weiter verhandelt ist und die ka¬ 
nadischen Märkte mit den US-Märk- 
ten durch das seit 1994 bestehende 
„Freihandels“abkommen NAFTA ver¬ 
bunden sind, wird CETA als Blaupause 
und Türöffner für TTIP herhalten. 

Kurz vor der am 15. Juli beendeten 
14. Verhandlungsrunde zum geplanten 
europäisch-amerikanischen Freihan¬ 
delsabkommen TTIP verschärfte sich 
die Auseinandersetzung. Die Brüsseler 
Polizei nahm am vorletzten Donners¬ 
tag mehr als 40 Demonstranten vorläu¬ 
fig fest, die die Verhandlungen blockie¬ 
ren wollten. Die TTIP-Gegner hatten 
am Morgen die vier Zugänge zu dem 
Brüsseler Tagungsgebäude versperrt, in 
dem sich später die Verhandlungsfüh¬ 
rer treffen wollten. 

Norbert Römer, Fraktionschef im 
Düsseldorfer Landtag, nannte TTIP 
ein „totes Pferd“. Schon zu Beginn der 
Gesprächsrunde hatte Bernd Lange, 
der Vorsitzende des Handelsausschus¬ 
ses im Europaparlament, die Verhand¬ 
lungsführung der US-Amerikaner 
kritisiert. „Ich sehe praktisch keine 


Chance mehr, dass es mit der Obama- 
Administration noch eine Einigung 
über TTIP geben wird“, hatte der So¬ 
zialdemokrat gewarnt und einen Ab¬ 
bruch der Verhandlungen ins Gespräch 
gebracht. 

Der US-Außenminister Kerry er¬ 
klärte am 18. Juli beim EU-Ratstref- 
fen der Außenminister in Brüssel, die 
Menschen müssten besser über TTIP 
informiert werden. Es gehe um „den 
Schutz der Arbeitsplätze, reglementa¬ 


rische Rechte, den Schutz von Umwelt. 
Wenn die Menschen über diese Tat¬ 
sachen Bescheid wissen, können wir 
noch weitere Schritte ergreifen.“ 

Außerdem glaubt Kerry, dass auch 
angesichts der Brexit-Debatten „TTIP 
immer wichtiger wird. Damit eröffnet 
sich ein großer neuer Markt. Das ist 
auch die Möglichkeit, die negativen 
Auswirkungen, die sich aus den Aus¬ 
trittsverhandlungen Großbritanniens 
ergeben, zu bekämpfen.“ 

Wie geht es weiter? Die Zeit drängt! 

Dass die Kampagnen gegen die Frei¬ 
handelsabkommen erfolgreich sein 
können, zeigen nicht nur diese jüngs¬ 
ten Entwicklungen. Das Establishment 
wird nervös: Von der Öffentlichkeit fast 
unbemerkt hat das wallonische Regio¬ 
nalparlament Ende April die Zustim¬ 
mung zu CETA verweigert. Belgien 
kann damit dem Pakt nicht zustimmen. 
Neben Belgien sind Griechenland und 
Portugal potenzielle Kandidaten, die 
das Abkommen ablehnen könnten. 

Auch Luxemburg könnte die Ratifi¬ 
zierung des CETA-Abkommens mit Ka¬ 
nada durcheinanderbringen: Das Parla¬ 
ment hat am 7. Juni die Regierung des 
Großherzogtums auf gef ordert, CETA in 
seiner jetzigen Form nicht zuzustimmen. 


Die Abgeordneten kritisieren vor allem 
das System der Staat-Investor-Schieds- 
gerichte. Bis auf zwei Enthaltungen 
stimmten alle Volksvertreterinnen zu. 

Auch das niederländische Parla¬ 
ment hat sich mit sehr großer Mehrheit 
skeptisch gezeigt: Die Abgeordneten 
beschlossen, dass die Regierung der 
vorläufigen Anwendung von CETA 
ohne expliziten Parlamentsbeschluss 
nicht zustimmen darf. Und Rumänien 
droht ein Veto gegen das Abkommen 
einzulegen, wenn sich Kanada bei der 
diskriminierenden Visa-Vergabe an ru¬ 
mänische und bulgarische Staatsange¬ 
hörige nicht bewegt. 

Druck innerhalb und außer¬ 
halb der Parlamente 

Die Fraktion „Die Linke“ im Bundes¬ 
tag hat am 7. Juli angekündigt, auch auf 
rechtlichem Wege gegen den drohen¬ 
den Abschluss des Freihandels- und 
Investitionsschutzabkommens CETA 
vorzugehen. Die Fraktion und ihre Ab¬ 
geordneten werden gegen die Ratifizie¬ 
rung von CETA Organklage und Ver¬ 
fassungsbeschwerden vor dem Bundes¬ 
verfassungsgericht erheben, denn das 
Freihandelsabkommen ist aus ihrer 
Sicht nicht nur politisch falsch, sondern 
auch verfassungswidrig. 


Um die parlamentarischen Entschei¬ 
dungen im Sinne einer Ablehnung der 
„Freihandels“-abkommen zu beeinflus¬ 
sen, ist es nach wie vor notwendig, den 
Druck auf der Straße zu erhöhen und da¬ 
mit europaweit deutlich zu machen, dass 
sich ein breites gesellschaftliches Bündnis 
gegen die Freihandelsabkommen stellt. 

Die Geschichte des Widerstands 
gegen Freihandels- und Investitionsab¬ 
kommen hat gezeigt, dass diese antide¬ 
mokratischen neoliberalen Zwangsja¬ 
cken verhindert werden können, wenn 
es gelingt, die im Geheimen verhandel¬ 
ten Texte öffentlich zu machen und zu 
politisieren. So hatte Ende der 1990er 
Jahre die globalisierungskritische Be¬ 
wegung den weitgehend unbekannten 
MAI-Vertrag ans Licht der Öffent¬ 
lichkeit gezerrt - ein Investitionsab¬ 
kommen, das im Rahmen der OECD 
verhandelt worden war. Gleich einem 
Vampir überlebte es nicht lange, so¬ 
bald das Licht einer kritischen öffent¬ 
lichen Debatte aufschien. Im Oktober 
1998 ließ Frankreich die Verhandlun¬ 
gen platzen. Emanzipatorische Kräfte 
in Europa sollten alles daran setzen, 
dass sich dieser Teil der Geschichte 
in der Auseinandersetzung um CETA 
und TTIP wiederholt. 

Wolfgang Reinicke-Abel 


2 ooo gegen Arbeitplatz¬ 
vernichtung bei Siemens 

Seit die Siemens AG im März dieses 
Jahres verkündet hat, 733 Arbeits¬ 
plätze am Standort Vogelweiherstra¬ 
ße in Nürnberg abzubauen, haben 
die betroffenen Beschäftigten bereits 
in mehreren Aktionen ihren Unmut 
über diese Entscheidung öffentlich 
gemacht. 

Am 20. Juli haben über 2 000 Sie- 
mensianer, auch mit der Unterstüt¬ 
zung von Beschäftigten aus anderen 
Siemensstandorten und Betrieben 
der Nürnberger Metall- und Elektro¬ 
industrie, gegen die geplante Arbeits¬ 
platzvernichtung in der Nürnberger 
Südstadt demonstriert. Die versam¬ 
melten Beschäftigten haben dabei 
sehr deutlich zum Ausdruck gebracht: 
Siemens, so lassen wir nicht mit uns 
umgehen! 

Unter dem Motto „Brücke der 
Solidarität - Industrielle Wertschöp¬ 
fung in Nürnberg halten und aus¬ 
bauen“ rief die IG Metall Nürnberg 
zur Kundgebung auf der sogenann¬ 
ten Siemensbrücke auf. Alle Redner 
machten deutlich, dass es hier sowohl 
um die persönlichen Schicksale der 
Betroffenen wie auch um den Erhalt 
der industriellen Struktur am Stand¬ 
ort und in Nürnberg geht. „Industriel¬ 
le Wertschöpfung ist die Basis für den 
Wohlstand und die politische Stabi¬ 
lität“, so Andreas Weidemann, 1. Be¬ 
vollmächtigter der IG Metall Nürn¬ 
berg. ws 

G-20 haben alles im Griff 

Auf dem Gipfeltreffen der Finanz¬ 
minister und Notenbankchefs der 
„führenden Industrie- und Schwel¬ 
lenländer“ (G-20) in der chinesi¬ 
schen Vielmillionenstadt Chengdu 
haben sich zuversichtlich hinsicht¬ 
lich der Entwicklung der Weltkon¬ 
junktur gezeigt. Der Internationale 
Währungsfonds hatte zuvor seine 
Wachstumsprognose im laufenden 
Jahr etwas reduziert. Vor allem die 
Entscheidung der Briten, aus der EU 
ausscheiden zu wollen, habe die In¬ 
vestoren verunsichert. 

Das Gipfeltreffen gab der Hoff¬ 
nung Ausdruck, dass das auch in Zu¬ 
kunft „das Vereinigte Königreich ein 
enger Partner der EU ist“. Dem Fi¬ 
nanzministertreffen folgt am 4. und 
5. September das G-20-Treffen der 
Staats- und Regierungschefs, das 
ebenfalls unter chinesischem Vorsitz 
in Hangzhou stattfinden wird. 2017 
hat Deutschland den Vorsitz in der 
Veranstaltungsreihe. Iz 

Yahoo an Verizon verkauft 

Das Telefonunternehmen Verizon 
kauft den Internet-Konzern Yahoo 
für 4,8 Mrd. Dollar. Beide Firmen 
haben ihren Sitz in den USA. Yahoo 
war 1994 gegründet worden und war 
damals eines der sehr erfolgreichen 
Unternehmen in der Internetbran¬ 
che. Zeitweilig war das Unternehmen 
125 Mrd. Dollar wert, verlor aber in 
den letzten Jahren laufend Marktan¬ 
teile vor allem an den Suchmaschi- 
nen-Marktführer Google. 2008 woll¬ 
te der Softwarekonzern Microsoft 
Yahoo übernehmen, wogegen sich 
das Unternehmen damals erfolg¬ 
reich wehrte. Verizon betreibt ein 
Mobilfunknetz in den USA und hat 
kürzlich AOL, eine andere Internet- 
Größe vergangener Jahre, erworben. 

Iz 

Strompreisumlage steigt 
und Strombörsenpreis sinkt 

Der Strom an der Börse kostet immer 
weniger. Gerade deshalb werde die 
Umlage zur Finanzierung des Öko¬ 
stroms im kommenden Jahr auf ein 
neues Hoch steigen, schätzt die Orga¬ 
nisation „Agora Energiewende“. Die 
Umlage dürfte dann 7,1 bis 7,3 Cent 
je Kilowattstunde betragen, kalku¬ 
liert die Organisation, ein Plus von 
8 bis 15 Prozent gegenüber dem aktu¬ 
ellen Niveau. Der sinkende Börsen¬ 
preis führt zu höheren Umlagen der 
Verbraucher, weil laut EEG (Gesetz 
zur Förderung erneuerbarer Energi¬ 
en) Ökostrom über die Börse verkauft 
werden muss. Der dort erzielte Erlös 
reicht aber nicht aus, um die staatlich 
garantierte Förderung des Ökostroms 
zu finanzieren. Iz 


Forderungen der US-Regierung 

Am 2. Mai 2016 wurden bisher geheime Dokumente aus den Verhandlungen 
über das transatlantische Freihandelsabkommen TTIP als Leak veröffentlicht. 
Die Texte waren Greenpeace zugespielt worden und sind ab sofort für die Öf¬ 
fentlichkeit zugänglich. 

Die vertraulichen Dokumente enthalten konkrete Textvorschläge beider Ver¬ 
handlungspartner und geben darüber hinaus Hinweise auf den Verlauf der 
Verhandlungen und die Taktik der beiden Seiten. Zum ersten Mal sind damit 
auch konkrete Forderungen der US-Regierung öffentlich geworden. Die Texte 
zeigen deutlich, dass die Gegnerinnen des Abkommens mit ihren Einschätzun¬ 
gen richtig lagen: 

★ Die USA wollen mit Gentechnik und Hormonfleisch auf den europäischen 
Markt. Entgegen der Versicherungen seitens der EU-Kommission wird darüber 
auch verhandelt. 

★ Die USA greifen das Vorsorgeprinzip im Verbraucher- und Umweltschutz in 
den Verhandlungen offensiv an. 

★ Die Schiedsgerichte für Schadenssersatzklagen von ausländischen Investo- 
rlnnen sind nach wie vor eine große Gefahr. Nicht einmal die Reformvorschläge 
von Handelskommissarin Malmström wurden bisher diskutiert. 

★ Es wird über einen Rat für regulatorische Kooperation verhandelt. Dahinter 
steckt ein Angriff auf die Demokratie, weil die faktische Macht gewählter Par¬ 
lamente geschwächt wird. 

★ Die Verhandlungen sind nicht AusdruckeinerWertegemeinschaft odereiner 
geopolitischen Strategie,sondern einfach ein Gefeilsche um Marktanteile. Beide 
Seiten verteidigen bis ins Detail die Interessen der eigenen Monopolindustrie. 
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Bunt genug 

Nach dem Amoklauf von München 
und dem Anschlag von Ansbach nutz¬ 
ten Politiker und „ Experten “ - wie in 
solchen Fällen üblich - die Gelegenheit, 
um sich zu profilieren und reaktionäre 
Vorschläge einzubringen. Eine Auswahl 
von Nina Hager 

AfD hetzt 

Führende AfD-Politiker nutzten - vor 
allem über Twitter - schon am Freitag¬ 
abend der vergangenen Woche den 
Amoklauf in München und später 
den Anschlag in Ansbach für wider¬ 
liche Wahlwerbung. So schrieb Frau¬ 
ke Petry am Montag unter anderem: 
„Würzburg, Reutlingen, Ansbach ... 
Ist Ihnen Deutschland nun bunt ge¬ 
nug, Frau Merkel? Welche Integrati¬ 
onsbemühungen haben Ihnen hier ge¬ 
fehlt, Hr. Gauck?“ 

Nicht integrationsfähig 

Nach dem Anschlag von Ansbach will 
Bayerns Innenminister Herrmann 
(CSU) Gesetzänderungen auf Bun¬ 
desebene. Auf einer Pressekonferenz 
erklärte er am Montag: Deutschland 
sei nicht unbegrenzt integrationsfä¬ 
hig. Daher müssten auch Rechtsfra¬ 
gen diskutiert werden. Ihm geht es um 
Verschärfungen im Strafrecht und im 
Zusammenhang mit aufenthaltsrecht¬ 
lichen Fragen. Was muss im Auslän¬ 
derrecht verändert werden, wie müs¬ 
sen Asylverfahren in Zukunft laufen, 
wann könne man jemanden zum Ver¬ 
lassen des Landes veranlassen, insbe¬ 
sondere wenn er sich strafbar gemacht 
habe. „Wir müssen dem Thema Sicher¬ 
heit absolute Priorität einräumen“, sag¬ 
te Herrmann. 

Flüchtlinge nachträglich 
überprüfen? 

Der bayerische Ministerpräsident Horst 
Seehofer (CSU) kündigte im „Münch¬ 
ner Merkur“ an, das Personal der Poli¬ 
zei aufstocken zu wollen. Der „Süddeut¬ 
schen Zeitung“ sagte er zudem, es brau¬ 
che eine nachträgliche Überprüfung 
von bereits eingereisten Flüchtlingen: 
„Wir müssen wissen, wer im Land ist.“ 

Mehrere Politiker plädieren da¬ 
für, Asylbewerber konsequenter ab¬ 
zuschieben. „Wir brauchen eine Ab¬ 
schiedskultur“, sagte der CDU-Innen- 
experte im Bundestag, Armin Schuster, 
der „Stuttgarter Zeitung“. Er bezog 
sich demnach auf die Willkommens¬ 
kultur für Flüchtlinge, die unter ande¬ 
rem Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) eingefordert hatte. 

Bundesinnenminister Thomas de 
Maiziere (CDU) hatte dagegen davor 
gewarnt, muslimische Flüchtlinge vor¬ 
zuverurteilen. 

Reservisten-Truppe 

Die Bundesregierung erwägt offen¬ 
bar zur Unterstützung der Polizei eine 
neue „Reservisten“-Truppe zu schaf¬ 
fen. Dabei solle es sich um Freiwilli¬ 
ge mit militärischer oder polizeilicher 
Ausbildung handeln. 

Als Vorbild könnten die US-ameri¬ 
kanische Nationalgarde, der Reserve¬ 
dienst in Frankreich und die Armeere¬ 
serve (Army Reserve) in Großbritan¬ 
nien dienen. 

Derweil ordnete Bundesinnenmi¬ 
nister Thomas de Maiziere eine ver¬ 
stärkte Polizeipräsenz in der Öffent¬ 
lichkeit und mehr Streifen der Bundes¬ 
polizei an Flughäfen und Bahnhöfen an. 

Allgemeine Dienstpflicht 

„Der Staat kann seine Aufgaben im 
Bereich Sicherheit derzeit nicht erfül¬ 
len“, ist der Münchener Historiker und 
Publizist Michael Wolffsohn überzeugt. 
Zur Unterstützung sollen deshalb Bür¬ 
ger als Sicherheitspersonal einspringen. 
„Was wir brauchen, ist die Einführung 
einer allgemeinen Dienstpflicht für alle 
Deutschen. Männer wie Frauen sollten 
künftig für eine begrenzte Zeit, über 
deren Länge man diskutieren könnte, 
angeleitet, geschult und unter Kon¬ 
trolle der Polizei für Sicherheitsaufga¬ 
ben einsetzt werden, daneben gegebe¬ 
nenfalls auch für Aufgaben, die andere 
Bereiche des Gemeinwohls erfüllen.“ 
Damit könne, so Wolffsohn, die Lage 
beim Personalnotstand im Bereich Si¬ 
cherheit verbessert werden. 


Ein Weißbuch gegen 
Frieden und Demokratie 

Bundeswehr im Innern, „Antiterrorkampf“ als Vorwand 



Zeigen, was sie auch im Innern können: Vorführung beim „Tag der Bundeswehr“ 


D ie Bundeswehr soll noch mehr 
„Verantwortung“ übernehmen, 
im Innern wie im Äußeren. So 
steht es im neuen „Weißbuch zur Si¬ 
cherheitspolitik? (siehe UZ vom 3.6. 
und vom 22.7.) 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat schon lange entgegen der Verfas¬ 
sung festgestellt: „Die Trennung von in¬ 
nerer und äußerer Sicherheit ist nicht 
mehr gegeben“. 

Hauptsächliche Begründung für den 
Einsatz der Bundeswehr im Inneren ist 
der „Antiterrorkampf“, der Krieg ge¬ 
gen den Terror, der von außen in unser 
Land getragen werde. Der soll gemein¬ 
sam mit der Polizei eingeübt und auch 
geführt werden. Und er wurde bereits 
eingeübt, und zwar in Großmanövern 
von Polizei und Bundeswehr, genannt 
„Frankenwarte“ und „LüKEx“. 

Schon jetzt wird der Bundes¬ 
wehreinsatz zudem bei Streiks im öf¬ 
fentlichen Dienst vorbereitet, wie eine 
Antwort der Regierung an Ulla Jelp¬ 
ke, MdB der Partei „Die Linke“, ergab, 
und wir erinnern uns noch gut an den 
Einsatz der Bundeswehr gegen die 
Proteste aus Anlass des G 8-Gipfels 
in Heiligendamm im Jahr 2007. Laut 
„Information für die Truppe“ heißt der 
Kampfauftrag: Gegen „Chaosgruppen 
wie z.B. die Gruppe der Globalisie¬ 
rungsgegner“. Ein Foto in der „Euro¬ 
päischen Sicherheit“ zeigte „Soldaten 
des JgBtl 292 bei der Ausbildung ge¬ 
gen Demonstranten“; die „Demons¬ 
tranten“ hatten Arbeitskleidung an. 

Instrumente und Strukturen 

Das Konzept der flächendeckenden 
Zivilmilitärischen Zusammenarbeit 
(ZMZ) Inneres und ein neues Reser¬ 
vistenkonzept der Bundeswehr sichern 
die Option auf den Bundeswehreinsatz 
im Innern ab. 

Die ZMZ-Koordinierung erfolgt auf 
mittlerer und unterer Ebene. Behörden 
der Bundesländer dürfen eigenständig 
Militär anfordern, und zwar per Amts¬ 
hilfe nach Artikel 35 des Grundgeset¬ 
zes. Dies geschah in Heiligendamm 
mittels „juristisch korrekter Amtshil¬ 
fe“ (Bundeswehrminister Franz Josef 
Jung). Sogar zwei Tornados durften die 


Landesbehörden von Mecklenburg- 
Vorpommern zur „Einschüchterung 
der Protestler durch Tiefflüge“ (so Spre¬ 
cher der SPD) anfordern, ohne dass die 
Bundesregierung zustimmen musste. 

In der Antwort der Bundesregie¬ 
rung aus dem Jahr 2009 an den Bun¬ 
destag schließt das Bundesverteidi¬ 
gungsministerium nicht aus, dass die 
ZMZ-Kommandos bei Demonstrati¬ 
onen zum Einsatz kommen. Dies ob¬ 
liege allein den Landesbehörden. Zum 
Militäreinsatz und Streikbruch anläss¬ 
lich von Streiks im Transport-, Energie¬ 
oder Gesundheitswesen sowie bei der 
Müllabfuhr wird ausgesagt: Eine Ent¬ 
scheidung darüber sei „dem jeweiligen 
Einzelfall Vorbehalten“. (BT-Drucksa- 
che 16/13 847 vom 26. August 2009) 

Kommandostäbe 

Es existieren seit 2006 militärgeführte 
Kommandostäbe - Kreis- und Landes¬ 
kommandos -, die von allen Kommunen 
und Landkreisen klaglos hingenommen 
wurden. Dafür wurden Räume in den 
Rathäusern und Landratsämtern ge¬ 


schaffen. Ein Oberstleutnant führt das 
Kommando über die Verwaltung, die 
Feuerwehr, den Technischen Hilfsdienst, 
die Polizei, ferner über das Amt für Be¬ 
völkerungsschutz und das Amt für Mi¬ 
gration und Flüchtlinge sowie das Rote 
Kreuz und weitere Hilfsorganisationen. 

Insgesamt sind es 441 Kommandos - 
bestehend aus jeweils zwölf ständig ein- 
setzbaren Reservisten die in sämtlichen 
kreisfreien Städten, Landkreisen und Re¬ 
gierungsbezirken eingerichtet worden 
sind. Sie stehen unter dem Kommando 
der Bundeswehrführung und haben kurz¬ 
fristig Zugriff auf weitere rund 80 000 bis 
100 000 speziell ausgebildete Reservis¬ 
ten. Eingebunden in die zivilen Katas¬ 
trophenschutzstäbe, erhalten sie Einsicht 
in die Bereitschaftsstände von zivilen Be¬ 
hörden, Polizei, technischem Hilfswerk 
und Feuerwehr. Sie sollen vor allem den 
Katastrophenschutz verbessern. 

Diese Reservistenarmee bildet den 
„Heimatschutz“, der kurzfristig bereit 
steht. Die Wehrpflicht wurde bekannt¬ 
lich abgeschafft, aber die Wehrpflicht 
der Reservisten wurde beibehalten, ja 


sogar bis zum Lebensalter von 60 Jah¬ 
ren erweitert. Diese Leute stehen z.B. 
beim Streikbruch durch Einsatz von 
Soldaten im öffentlichen Dienst bereit. 
Und sie üben schon mal die Bekämp¬ 
fung von Demonstranten. Bewaffneter 
Kampf gegen Demonstranten wird in 
großem Umfang in letzter Zeit durch 
die Polizei eingeübt und praktiziert, 
wenn es gilt die Aufmärsche der Nazis 
zu schützen. 

Zum geplanten Einsatz der Bun¬ 
deswehr im Innern kommt hinzu, 
dass sich die Cyber-Krieger der Bun¬ 
deswehr auch an der großflächigen 
Überwachung der Bevölkerung mit 
modernsten elektronischen Mitteln 
beteiligen. Hinzu kommt die militaris¬ 
tische Beeinflussung der Bevölkerung, 
vor allem der Jugend. In Schulen und 
Hochschulen, sowie bei Jobmessen, in 
Arbeitsämtern und Jobcentern wird 
dafür geworben, junge Arbeitslose zu 
Soldaten zu machen. Sie geraten in eine 
Bundeswehr, die auch sehr rechte Kräf¬ 
te, Nazis, in ihren Reihen hat. 

Ulrich Sander 


Unterlassene Hilfeleistung für Drogengebraucher 

Selbsthilfeorganisationen fordern Kurswechsel, Bundesregierung setzt auf Repression 


In über 60 deutschen Städten ist es am 
21. Juli zu Mahnwachen und Gedenkak¬ 
tionen von Drogenselbsthilfeorganisa¬ 
tionen, Elterninitiativen und lokalen 
Aids-Hilfen gekommen. Diese fanden 
anlässlich des „Gedenktages für verstor¬ 
bene Drogengebraucher“ statt, der auf 
den Tod des jungen Drogenabhängigen 
Ingo Marten zurückgeht, der am 21. Juli 
1994 in Gladbeck verstorben war. Seiner 
Mutter gelang es infolge dessen unter 
Mithilfe der Stadt eine Gedenkstätte 
für ihren Sohn und andere verstorbene 
Drogenabhängige zu installieren, der 
weitere Orte der Erinnerung und Mah¬ 
nung in anderen Städten folgten. 

Die Situation von Drogennutzern 
stellt sich zunehmend dramatisch dar. 
Insgesamt mehr als 37 000 Menschen 
sind in der Bundesrepublik seit 1990 
durch den Konsum illegalisierter Dro¬ 
gen gestorben. Alleine im vergange¬ 
nen Jahr wurden 1 226 „drogenbeding¬ 
te Todesfälle“ erfasst, wie das Bundes¬ 
kriminalamt bekanntgab. Die Zahl der 
Drogentoten stieg somit 2015 um fast 
20 Prozent an. Viele dieser Todesfälle 
wären vermeidbar gewesen, hätten sich 
die politischen Entscheidungsträger 
dazu durchgerungen, die Kriminalisie¬ 
rung der Drogengebraucher zu beenden 
und bedarfsgerechte Hilfsangebote zu 
schaffen, um so den Kreislauf von Aus¬ 
grenzung, Beschaffungskriminalität und 
Verelendung zu durchbrechen. Während 
Selbsthilfeorganisationen und Experten 
sich beispielsweise für Maßnahmen wie 


die flächendeckende Einrichtung von 
Drogenkonsumräumen, die kostenlose 
Spritzenvergabe in Haft und eine Ent- 
kriminalisierung des Drogengebrauchs 
stark machen, will die Bundesregierung 
von all dem nichts wissen. Sie setzt wei¬ 
terhin auf Repression und Kriminalisie¬ 
rung. Dabei wiesen jüngst selbst Exper¬ 
ten wie Hubert Wimber, immerhin ehe¬ 
maliger Polizeipräsident von Münster 
und zugleich Vorsitzender von LEAP 
Deutschland („Law Enforcement 
against Prohibition“) darauf hin, dass 
„nicht Kriminelle, sondern ganz über¬ 
wiegend Konsumenten“ zu Beschuldig¬ 
ten gemacht würden. Dies, obwohl „sie 
niemandem schaden - außer in man¬ 
chen Fällen sich selbst, was nach unserer 
Rechtsordnung nicht strafbar ist“. Die 
Strafbarkeit des Drogenkonsums sei 
daher „ein durch nichts gerechtfertig¬ 
ter Eingriff in die Persönlichkeitsrechte“, 
konstatierte Wimber weiter. 

Unterdessen wies der Verein für 
innovative Drogenselbsthilfe, VI¬ 
SION e.V., aus Köln, in einer Stel¬ 
lungnahme anlässlich des heute 
stattfindenden „Internationalen Ge¬ 
denktages für verstorbene Drogenge¬ 
braucher“ darauf hin, dass ein „großer 
Teil der Todesfälle“ keine „Todesfäl¬ 
le durch Drogeneinwirkung, sondern 
Folge der Verbotspolitik und der all¬ 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Ig¬ 
noranz und Stigmatisierung“ seien. 
Sie seien „Folge eines unregulierten, 
unkontrollierten Schwarzmarktes, in 


dem gestreckte Drogen zur Norma¬ 
lität gehören“. 

Verschiedene Selbsthilfeorganisa¬ 
tionen wie die Deutsche AIDS-Hilfe 
(DAH), der der Verband der „Junkies, 
Ehemaligen und Substituierten“ (JES) 
und der „akzept“-Bundesverband 
hatten im Juni einen „Alternativen 
Drogenbericht“ vorgestellt und einen 
„Stillstand in der deutschen Drogen¬ 
politik“ ausgemacht. „Beim Konsum 
der Volksdrogen Tabak und Alkohol 
ist Deutschland Weltspitze, bei den il- 
legalisierten Drogen führen Strafver¬ 
folgung Konsumierender und ein Man¬ 
gel an Hilfsangeboten zu immer mehr 
Drogentoten und drastischen Proble¬ 
men für Konsumierende und die Ge¬ 
sellschaft“, lautete das einhellige Fazit. 

„Die Strafverfolgung heroinabhän¬ 
giger Menschen ist aberwitzig. In Haft 
besteht ein dramatisch höheres HIV- 
und Hepatitisrisiko“, monierte kürzlich 
Ulf Hentschke-Kristal, Vorstandsmit¬ 
glied der DAH. Mit einfachen Maßnah¬ 
men ohne Risiken und Nebenwirkungen 
könnten stattdessen zahlreiche Men¬ 
schen gerettet werden. „Darauf zu ver¬ 
zichten, kann man nur als unterlassene 
Hilfeleistung bezeichnen“, so Hentsch¬ 
ke-Kristal. Die schlechte Qualität der 
Substanzen und die Marginalisierung 
der Betroffenen führe außerdem zu ge¬ 
sundheitlichen Risiken wie etwa einer 
Überdosierung und erschwere die medi¬ 
zinische Versorgung der Konsumenten. 
Die Betroffenen würden außerdem „in 


kriminelle Karrieren, Verelendung und 
B eschaffungskriminalität getrieben“. 

Dr. Bernd Werse vom Centre for 
Drug Research der Goethe-Universität 
Frankfurt forderte eine „staatliche re¬ 
gulierte Abgabe von Cannabis“. Diese 
könne dem „Verbraucher- und Jugend¬ 
schutz sehr viel besser gerecht werden 
als ein krimineller Markt außer Kontrol¬ 
le“. Milliarden Euro Steuergelder würden 
jährlich sinnlos für Strafverfolgung ver¬ 
brannt. „Dieses Geld könnte wesentlich 
sinnvoller für Prävention und Drogen¬ 
hilfe eingesetzt werden“, so Werse weiter. 

Selbst Andre Schulz, Vorsitzender des 
Bundes Deutscher Kriminalbeamter, be- 
zeichnete das Strafrecht bei Drogenkon¬ 
sum als „nicht das geeignete Instrument“. 
„Es bedarf einer wissenschaftlichen Aus¬ 
einandersetzung mit den zahlreichen of¬ 
fenen Fragen und einer breiten gesell¬ 
schaftlichen Diskussion. Ein ,Weiter wie 
bisher 4 ist ganz sicher nicht der zielfüh¬ 
rende Weg“, so der Polizeibeamte. Für 
den Juristen und Kriminalogen Prof. Dr. 
Lorenz Böllinger verstößt das gar „ge¬ 
gen die Grundrechtsprinzipien der 
Freiheit, Gleichheit und Verhältnismä¬ 
ßigkeit“. Die Weiterentwicklung der 
Strafrechtstheorie, der Kriminologie 
und der anderen Humanwissenschaf¬ 
ten erforderten einen Paradigmen¬ 
wechsel. Nötig seien „eine umfassende 
Entkriminalisierung des Drogenum¬ 
gangs, drogenspezifische Regulierung 
und gesundheitsrechtliche Bewältigung 
der Drogenrisiken“. Markus Bernhardt 
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Jede Antwort ist besser als keine 

„Aufstehen gegen Rassismus“ trainiert Aktive, um „rote Linie“ gegen Rechts zu ziehen - 
Bericht von einer Schulung für „Stammtischkämpfer“ 


M ein Gegenüber, aktiv bei der 
VVN, liest von einer Mo¬ 
derationskarte ab: „Für die 
Flüchtlinge ist das Geld da, für uns 
nicht.“ Ich habe 45 Sekunden Zeit, um 
auf die rassistische Parole zu antwor¬ 
ten, die Teamerin gibt ein Zeichen, 
der innere Kreis geht einen Schritt 
weiter - das „Kugellager“ dreht sich. 
Die nächste Karte, die nächste Pa¬ 
role. Wir werden zu Trainern für die 


den Grünen, der Linkspartei, sind als 
Studierende in der gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit aktiv oder arbeiten in 
den lokalen Bündnissen mit, die an der 
Willkommenskultur vom letzten Jahr 
festhalten. 

Inakzeptabel 

Das Bündnis will mit den Stammtisch¬ 
kämpfern auf die Polarisierung der 
letzten Jahre reagieren, sagt eine der 


die Hand gegeben werden soll. Hier 
geht es nicht darum, welche Ursa¬ 
chen der Aufstieg der AfD hat, wel¬ 
che Gründe Arbeiterinnen, kleine 
Selbstständige und Erwerbslose haben 
könnten, den Rechten hinterherzulau¬ 
fen. Hier geht es um Argumentations¬ 
strukturen. 

Logisch falsch 

„Um reaktionssicher zu werden, kann 


Vorsitzende Wera Richter. „Aber für 
uns geht es im Kampf gegen die AfD 
nicht um eine rote Linie gegen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen, die rechten Het¬ 
zern auf den Leim gehen. Ihre Ängste 
vor sozialem Abstieg und Wohnungs¬ 
verlust sind ja sehr real. Verursacher 
dieser Situation sind aber mit Sicher¬ 
heit nicht die Flüchtlinge. Wir müssen 
den Blick auf die Verursacher lenken. 
Uns geht es deshalb um rote Linien ge¬ 



„Stammtischkämpfer“ des Bündnis¬ 
ses „Aufstehen gegen Rassismus“ 
ausgebildet. Die rechten Parolen ha¬ 
ben wir in der Runde zusammenge¬ 
tragen, anschließend werten wir aus: 
Was hat funktioniert? „Gegenfragen 
stellen “Was nicht? „Moralisch reagie¬ 
ren.“ „Ich glaube nicht, dass ich damit 
echte Menschen überzeuge? sagt ein 
Teilnehmer. 

„Aufstehen gegen Rassismus“ will 
gegen die AfD mobil machen und 
vor den Wahlen in Ber- — 

lin und Mecklenburg 
Vorpommern die 
Stimmung be 
einflussen. 

Für den 
3. Sep¬ 
tember 
plant das 
Bünd¬ 
nis eine 
Demons¬ 
tration und 
ein Konzert 
in Berlin. 

Die Stamm¬ 
tischkämpfer 
sind ein Teil der 
Kampagne -10000 
will das Bündnis im 
Laufe des kommen¬ 
den Jahres ausbilden. Nun 
hat das Bündnis begonnen, die Trai¬ 
nerinnen und Trainer für die Stamm¬ 
tischkämpfer zu schulen. Ver.di und 
IG Metall stellen Geld und Strukturen 
bereit, auch in den Gewerkschaften 
sollen Stammtischkämpfer geschult 
werden. Die ersten Schulungen finden 
im Rahmen der Regionalkonferenzen 
des Bündnisses statt, am vergangenen 
Wochenende in Leipzig, am kommen¬ 
den Wochenende in München und hier 
in Frankfurt, am 10. Juli im Bocken- 
heimer Studierendenhaus. Knapp 70 
Aktive sind gekommen, 37 von ihnen 
lassen sich zu Stammtischkämpfer- 
Trainern ausbilden, sie kommen von 
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Organisatorinnen, die ihren Namen 
nicht in der Zeitung lesen will: „Vie¬ 
le ordnen sich einem rechtskonserva¬ 
tiven Protestlager zu, andere ordnen 
sich dem demokratischen Lager zu. 
Rechte Sprüche, die früher tabuisiert 
waren, können jetzt offen gesagt wer¬ 
den. Die Stammtischkämpfer können 
den rechten Parolen eine Antwort von 
demokratisch-linker Seite entgegenset¬ 
zen und sie wieder an den Rand der 
Gesellschaft drängen.“ 

Lisa, eine der Teame- 
rinnen, leitet die 
Frankfurter Trai¬ 
ner-Schulung 
ein: Es habe 
eine „rote 
y Linie“ in 
Deutsch¬ 
land ge¬ 
geben, 
die ras¬ 
sistischen 
Auffas¬ 
sungen 
jenseits 
dieser Linie 
seien nicht 
mehr Teil des¬ 
sen gewesen, 
was man als po¬ 
litisch akzeptabel an¬ 
sieht.“ Jetzt werden AfD-Leu- 
te auch in Talkshows eingeladen. Um 
die „rote Linie“ neu zu ziehen, „haben 
wir ein sehr, sehr breites Bündnis auf¬ 
gebaut“. Die 10 000 Stammtischkämp¬ 
fer sollen, sagt Lisa, diese Linie ziehen 
und „sagen: Wir finden dein Verhalten 
nicht akzeptabel“, wenn sie am Arbeits¬ 
platz oder in der U-Bahn rassistische 
Sprüche zu hören bekommen. 

Darauf ist die Stammtischkämp¬ 
fer-Ausbildung ausgerichtet: Auf eine 
rechte Parole selbstbewusst reagieren 
zu können. Das probieren wir aus im 
„Kugellager“ und einem Rollenspiel, 
die Teamer stellen die Präsentation 
vor, die den Trainern bundesweit an 



man sich das Muster (der AfD-Argu- 
mente) klarmachen und die Ausein¬ 
andersetzung üben“, heißt es in der 
Präsentation. „Der Flickenteppich“ 
ist so ein Muster, eine bunte Samm¬ 
lung von Behauptungen. „Verallge¬ 
meinerung“ ist ein anderes Muster 
rechter Parolen: Ein Einzelfall wird 
auf alle Muslime übertragen. Um zu 
reagieren, erklären die Teamer, kön¬ 
ne es hilfreich sein, auf dieses Muster 
hinzuweisen: „Das ist ja ein Mix aus 
Behauptungen“, „da verallgemeinerst 
du.“ Und man könne die Widersprü¬ 
che in den rechten Argumenten he¬ 
rausarbeiten. Eine grauhaarige Leh¬ 
rerin stellt fest, dass man das ja auch 
philosophisch sehen könne: Es geht 
um Logik. 

Welche rote Linie? 

„Aufstehen gegen Rassismus“ hat sich 
bereits in dem Aufruf, den das Bündnis 
Anfang des Jahres veröffentlicht hat, 
und auf der großen Bündniskonferenz 
im April dafür entschieden, bestimmte 
inhaltliche Fragen aus der Zusammen¬ 
arbeit auszuklammern: Kritik an der 
rassistischen Asylpolitik, der Sozialpo¬ 
litik und der Kriegspolitik der Bundes¬ 
regierung kommt nicht vor, denn der 
Aufruf sollte auch für hochrangige So¬ 
zialdemokraten akzeptabel sein - Bun¬ 
desministerin Manuela Schwesig hat 
unterschrieben. 

Die DKP hat den Aufruf nicht un¬ 
terzeichnet, weil sie davon ausgeht, 
dass es im Kampf gegen Rechts nicht 
auf „rote Linien“, sondern auf die ge¬ 
meinsamen Interessen aller arbeiten¬ 
den Menschen, auch der Flüchtlinge, 
ankommt. Sie sagt: „Unsere Willkom¬ 
menskultur heißt: , Gemeinsam kämp¬ 
fen 4 “ und dabei sei es hinderlich, jede 
Kritik an der Bundesregierung auszu¬ 
klammern. „Wir beteiligen uns, wo wir 
das können, an der Arbeit der lokalen 
Bündnisse, zum Beispiel bereiten wir 
die Demo am 3. September in Berlin 
mit vor“, sagt die stellvertretende DKP- 


gen Kürzungspolitik, das Hartz-System 
mit seinen Sanktionen, gegen Kriegs¬ 
politik, die die Flucht Zehntausender 
verursacht, und gegen die rassistische 
Asylpolitik. Darüber wollen wir mit 
den anderen Aktiven diskutieren.“ 

Die Ausrichtung des Bündnisses, 
sagt die Bündnis-Organisatorin, „hat 
sich als positiv und inklusiv heraus¬ 
gestellt.“ „Das Ziel der Kampagne ist, 
Menschen gemeinsam in eine Aktion 
zu bringen - da lernen Leute sich ken¬ 
nen, eine Pax-Christi-Mitarbeiterin re¬ 
det mit einem Juso oder jemandem von 
der, Interventionistischen Linken 4 .“ Bei 
den Stammtischkämpfer-Schulungen 
sei es „befruchtend, wenn unterschied¬ 
liche Meinungen vertreten sind“, gegen 
rassistische Parolen sei „jede Antwort 
besser als keine“. „Die großen Welter¬ 
zählungen sind alle ein bisschen an¬ 
ders“, das Ziel des Bündnisses sei aber, 
gemeinsam in die Aktion zu kommen 
und nicht, die „Welterzählung zu än¬ 
dern“. 

Diese unterschiedlichen Auffassun¬ 
gen zeigen sich auch bei der Frankfurter 
Schulung: „Hier geht es um politische 
Argumente - da gibt es unterschiedli¬ 
che Auffassungen“, sagt ein Teilnehmer. 
In den Argumenten, die wir Zusammen¬ 
tragen, in den Diskussionen, die wir 
üben, scheint immer wieder auf, worum 
es eigentlich geht: Die sozialen Ängste, 
die die AfD für ihre Zwecke benutzt, 
die rassistische Asylpolitik der Bundes¬ 
regierung. Um daran weiterzudiskutie¬ 
ren und Schlussfolgerungen zu ziehen 
ist hier nicht der Raum: „Ich würde un¬ 
gern in die inhaltliche Debatte gehen - 
wir werten hier gerade eine Methode 
aus“, sagt eine Teamerin. 

Olaf Matthes 

„Aufstehen gegen Rassismus! Deine 
Stimme gegen die AfD!“ 

3. September, Berlin 
Demonstration (14.00 Uhr, Adenau¬ 
erplatz), Konzert (17.00 Uhr, Lützow- 
platz) 


Verschwendung 
von Steuergeld 

Im vergangenen Jahr zahlte der Frei¬ 
staat Sachsen einen nicht rückzahlba- 
ran Zuschuss an die Konrad-Adenau¬ 
er-Stiftung, um die Veröffentlichung 
der Tagebücher des früheren Minister¬ 
präsidenten Kurt Biedenkopf (CDU) 
zu finanzieren. Biedenkopf bedankte 
sich im Vorwort des ersten Bandes bei 
seinem Parteifreund Stanislaw Tillich 
für dessen großzügige Unterstützung. 
Der sächsische Landtagsabgeordnete 
Andre Schollbach (Linkspartei) hatte 
bereits zahlreiche Kleine Anfragen zu 
dieser Thematik gestellt, um die Hin¬ 
tergründe zu beleuchten (UZ berich¬ 
tete). Jetzt hat Schollbach mittels ei¬ 
ner weiteren Kleinen Anfrage an die 
Staatsregierung aufgedeckt, dass der 
Freistaat Sachsen im vergangenen 
Jahr für geladene Gäste zur Vorstel¬ 
lung der Biedenkopf-Tagebücher eine 
Staats-Party in Berlin veranstaltete, die 
die Steuerzahler 6 089,05 Euro koste¬ 
te. Davon 4 600 Euro für Catering und 
die Getränke. Außerdem finanzierte 
der Freistaat Sachsen die Reise- und 
Übernachtungskosten für Kurt Bieden¬ 
kopfs Ehefrau, die Privatperson Ingrid 
Biedenkopf. 

Friedensdemo unterstützen 

Für den 8. Oktober rufen der Bun¬ 
desausschuss Friedensratschlag, die 
Kooperation für den Frieden und die 
Berliner Friedenskoordination zu einer 
bundesweiten Demonstration in Ber¬ 
lin auf. Unter der Losung „Kooperati¬ 
on statt NATO-Konfrontation, Abrüs¬ 
tung statt Sozialabbau“ wird die Frie¬ 
densbewegung gegen die Kriegspolitik 
der Bundesregierung und der NATO 
protestieren. Zur Werbung für die De¬ 
monstration ist nun eine Website online 
gegangen. Dort gibt es auch für Einzel¬ 
personen die Möglichkeit, den Aufruf 
zur Demonstration zu unterschreiben. 
Friedensdemo.org 

CSD: Übergriffe auf 
linke Israelis 

Über 500 000 Menschen haben am 
vergangenen Sonnabend in Berlin am 
diesjährigen Christopher Street Day 
(CSD) teilgenommen. Unter dem Mot¬ 
to „Danke für Nix“ artikulierten sich 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
deutlich politischer als in den Vorjah¬ 
ren. So bemängelten sie einen politi¬ 
schen Stillstand in Sachen Gleichstel¬ 
lung von Lesben, Schwulen, Bi-,Trans- 
und Intersexuellen. Zurückgewiesen 
wurden im Rahmen der Berliner CSD- 
Proteste auch Vereinnahmungsversu- 
che durch die in weiten Teilen rassis¬ 
tische AfD. Die teils stark homosexu¬ 
ellenfeindliche Partei versuchte in den 
letzten Wochen, Schwule und Lesben in 
Stellungen gegen Muslime zu bringen. 

Am Rande einer Protestaktion des 
Zusammenschlusses „Berlin gegen 
Pinkwashing“, der maßgeblich von lin¬ 
ken Lesben und Schwulen, die aus Is¬ 
rael stammen, betrieben wird, kam es 
zu gewalttätigen Übergriffen durch so¬ 
genannte Antideutsche, darunter auch 
gegen das Linkspartei-Mitglied Oliver 
Höfinghoff, der Mitglied des Berliner 
Abgeordnetenhauses ist. Die linken Ak¬ 
tivisten hatten zuvor mit Sprechchören 
und Transparenten friedlich gegen die 
Teilnahme der israelischen Botschaft an 
der CSD-Parade und die Eröffnungsre¬ 
de des israelischen Botschafters protes¬ 
tiert, um auf die Menschenrechtsverlet¬ 
zungen in den besetzten palästinensi¬ 
schen Gebieten aufmerksam zu machen. 

Mehr Geld für Kinder 

„Der erneute Anstieg der Betreuungs¬ 
plätze für unter dreijährige Kinder ist 
erfreulich, auch wenn die Zunahme 
mit 6 500 Plätzen geringer ausfällt als 
im Vorjahr“, erklärte Norbert Müller, 
Kinder- und Jugendpolitischer Spre¬ 
cher der Linksfraktion im Bundestag, 
am Dienstag. 

Eine Betreuungsquote von 35 Pro¬ 
zent - die viel zu niedrig sei, um dem 
allgemeinen Rechtsanspruch auf einen 
Kita-Platz zu entsprechen - sei jedoch 
noch lange nicht in allen Bundeslän¬ 
dern erreicht. „Noch immer liegt der 
Bedarf deutlich über dem Angebot, 
was teilweise zu langen Wartezeiten 
für suchende Eltern führt“, konstatier¬ 
te Müller. 
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Japan: Kein Votum 
fürs Kriegführen 

Die Kommunistische Partei Japans 
(KPJ) sieht das Ergebnis der am 10. Juli 
abgehaltenen Wahl zum Oberhaus 
nicht als Freibrief für die Koalition des 
rechtskonservativen Ministerpräsiden¬ 
ten Shinzo Abe, nun die von ihm an¬ 
gestrebte Verfassungsreform durchzu¬ 
führen. Abe strebt eine Änderung des 
Artikels 9 an, der Japan das Führen von 
Kriegen verbietet. Darin ist der Ver¬ 
zicht auf den „Krieg als ein souverä¬ 
nes Recht der Nation“ festgehalten und 
„auf die Androhung oder Ausübung 
von Gewalt als Mittel zur Beilegung in¬ 
ternationaler Streitigkeiten.“ Mit dem 
Wahlsieg des Regierungslagers hat die 
Koalition aus FDP, Komeito und ver¬ 
bündeten Kräften rechnerisch eine für 
die Verfassungsänderung nötige Zwei¬ 
drittelmehrheit. 

Shinzo Abe könne das Wahler¬ 
gebnis nicht als Freibrief für die Ab¬ 
schaffung des Artikels 9 werten, so die 
KPJ in einer Stellungnahme, da er es 
bewusst vermieden habe, die Verfas¬ 
sungsänderung zum Wahlkampfthema 
zu machen. Stattdessen habe er vor al¬ 
lem die KPJ scharf attackiert. 

Die KPJ erhielt bei der Wahl, bei 
der die Hälfte der Oberhaus-Sitze neu 
zu vergeben waren, mehr als 6 Millio¬ 
nen Stimmen (10,74 Prozent). Vor drei 
Jahren hatte sie 5,154 Millionen Stim¬ 
men (9.68 Prozent) erhalten. 

Nepal: Premier tritt zurück 

Der Premierminister Nepals, Khadga 
Prasad Sharma Oli, hat am vergange¬ 
nen Sonntag seinen Rücktritt erklärt. 
Damit stellte er sich nicht einem Miss¬ 
trauensvotum, dass die „Vereinigte 
Kommunistische Partei Nepals-Mao- 
istisch“ (UCPN) gemeinsam mit der 
größten Oppositionskraft, dem libe¬ 
ralen „Nepali Congress“ (NC) gegen 
ihn beantragt hatte. Oli ist Vorsitzen¬ 
der der „Kommunistischen Partei Ne¬ 
pals/Vereinigte Marxisten-Feninisten“ 
(UMF), die bisher mit der UCPN ko¬ 
alierte. 

Die Versorgungslage in Nepal ist 
seit den schweren Erdbeben im April/ 
Mai 2015 schwierig. Millionen Men¬ 
schen warten seitdem auf ein verspro¬ 
chenes Aufbauprogramm. Außerdem 
gibt es einen andauernden gewaltsa¬ 
men Konflikt der Regierung mit den 
Volksgruppen der Madhesi. Seit In¬ 
krafttreten der neuen Verfassung im 
September 2015 hatten diese im Süden 
des Fandes wiederholt demonstriert 
und zeitweise die Grenze zu Indien 
blockiert. Dies führte zu einer Versor¬ 
gungskrise in Nepal. 

Der abtretende Regierungschef 
Oli war nach Berichten der „Neuen 
Züricher Zeitung“ auf Distanz zu In¬ 
dien gegangen, um sich der VR China 
anzunähern. Die neue Regierung soll 
offenbar aus einer Koalition des NC 
und der UCPN gebildet werden. Die 
UCPN führte von 1996 bis 2006 einen 
Bürgerkrieg gegen Monarchie und hin- 
duistisches Kastensystem. Ende 2007 
erfolgte der Parlamentsbeschluss zur 
Abschaffung der Monarchie. 

IWF-Chefin muss vor Gericht 

IWF-Chefin Christine Fagarde muss 
in Frankreich vor Gericht erschei¬ 
nen. Es geht um den Verdacht, Fagar¬ 
de könne in ihrer Zeit in der Regie¬ 
rung in Paris (2007-2011) regelwid¬ 
rig eine Entschädigungszahlung von 
rund 400 Millionen Euro an Bernard 
Tapie ermöglicht haben. Der Ge¬ 
schäftsmann hatte sich von der frühe¬ 
ren Staatsbank Credit Fyonnais beim 
Verkauf seiner Anteile am Sportar¬ 
tikelhersteller Adidas geprellt gese¬ 
hen und geklagt. Der früheren Wirt¬ 
schaftsministerin wird Fahrlässigkeit 
vorgeworfen. 

Vom Gericht wurde ihr Revisions¬ 
antrag abgewiesen. Nun muss der Ge¬ 
richtshof der Republik über die Che¬ 
fin des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) urteilen. Fagarde bezeichnete 
das Verfahren und die Vorwürfe stets 
als „völlig unbegründet“. Sie steht seit 
2011 an der Spitze des IWF, der Fagar¬ 
de das Vertrauen aussprach. 

Bei einer Verurteilung drohen 
ihr bis zu ein Jahr Gefängnis und 
15.000 Euro Strafe. 

ZLV 


Dritte Wahl 

Spanien: Ohne Regierung und gute Aussichten 


Koalieren? Pablo Iglesias, Generalsekretär von Podemos, ist sich nicht sicher. Bei der Person links vorne im Bild könnte es 
sich um den zukünftigen Koalitionspartner Pedro Sänchez von der PSOE handeln. 


B is zum 2. August hat sich der am¬ 
tierende Ministerpräsident Spa¬ 
niens, Mario Rajoy, Zeit gege¬ 
ben, um eine Debatte über über seine 
Kandidatur zum Regierungschef im 
Parlament abzuhalten. Dafür braucht 
er aber Unterstützung, und bisher hat 
sich neben seiner eigenen konservati¬ 
ven nur die Regionalpartei Coaliciön 
Canaria für ihn ausgesprochen, was 
ihm lediglich eine Stimme bringt. 

Seit den letzten Wahlen, die am 
26. Juni stattfanden, scheint alles wie 
zuvor: unklar. Rajoy findet keine Un¬ 
terstützung der anderen Parteien, den¬ 
noch wurde seine konservative Volks¬ 
partei (PP) wieder zur stärksten Kraft 
ins Parlament gewählt und erhielt sogar 
fast eine Million Stimmen mehr als bei 
der letzten Wahl. 

Die liberalen Rechten von Ciuda- 
danos werden laut ihres Kandidaten 
Albert Rivera in der ersten Runde der 
Abstimmung gegen seine Wiederwahl 
stimmen. In der zweiten wollen sie sich 
enthalten. Und dies, obwohl es gegen al¬ 
les steht, was Ciudadanos im Wahlkampf 
versprochen hatte. Mit der PP von Mari¬ 
ano Rajoy sei nichts anzufangen, so Ri¬ 
vera, es sei denn, das Führungspersonal 
der Partei würde ausgetauscht. 

Die Sozialdemokraten von der 
PSOE wollen keine große Koaliti¬ 
on mit der PP - es wird nicht einmal 
darüber diskutiert. Opposition oder 
eine eigene Minderheitsregierung - 
das sind die erklärten Optionen der 
PSOE. Dies wäre dann nur zusammen 
mit Unidos Podemos möglich, der auch 
die Vereinigte Finke (IU) und damit 
die Kommunistische Partei Spaniens 
(PCE) angehört. Jedoch hatte sich 
nach den letzten Wahlen in Dezember 
gezeigt, dass PSOE und Podemos - da¬ 
mals noch ohne IU - sich schwer auf 
eine Regierungsbildung verständigen 
können. 

Für den Kandidaten der Vereinig¬ 
ten Finken, Alberto Garzön, ist „die 
Unfähigkeit, eine Regierung auf die 
Beine zu stellen, ein Zeichen dafür, 
dass es eine Krise des Regimes gibt“. 
Garzön sieht es als notwendig an, „die 
Volksklassen zu erreichen, die unter 


der Krise und deren neoliberalem Ma¬ 
nagement leiden, und die nicht gewählt 
haben“. Er betonte wie auch Pablo Igle¬ 
sias von Podemos, dass die IU für eine 
Regierung mit der PSOE zur Verfü¬ 
gung stehen würde. Allerdings nicht un¬ 
ter den Bedingungen, die beim letzten 
Mal angeboten wurden. Diese seien zu 
„90 Prozent das Programm der rechten 
Ciudadanos“ gewesen. 

In einem Dokument, das die Zei¬ 
tung der PCE, „Mundo Obrero“ auf 
ihrer Website veröffentlichte, erklärte 


die PCE, dass „Spanien nicht der Ent¬ 
wicklung entgeht, die auch in anderen 
Fändern stattfindet: Von Frankreich bis 
Großbritannien und sogar Argentinien 
und Venezuela“ erlebten gerade einen 
Rechtsruck. 

Die Krise wird auch dafür ver¬ 
antwortlich gemacht, dass die „sozi¬ 
ale Mehrheit diszipliniert worden ist“. 
Der Zyklus von sozialen Protesten im 
Fände, der in der Vergangenheit die 
Rückkehr der Finken an die Macht er¬ 
möglichte, scheint erschöpft zu sein, 


bleibt aber dennoch die einzige Al¬ 
ternative. 

Klar ist in Spanien derzeit nur, dass, 
falls es eine Debatte über die Wieder¬ 
wahl von Rajoy gibt, es am 3. August 
eine erste Abstimmung geben wird. 
Falls er keine Mehrheit bekommt, 
wird sie am 5. August wiederholt. In 
der zweiten Abstimmung würde Rajoy 
eine einfache Mehrheit reichen. Er¬ 
reicht er diese nicht, könnten dann am 
27. November zum dritten Mal Wahlen 
stattfinden. Carmela Negrete 



Zerbricht Labour? 

Medien, Abgeordnete und alte Führung arbeiten an der Absetzung von Parteichef Corbyn 


In hartem Ton wird die Auseinander¬ 
setzung innerhalb der britischen Fa- 
bour-Partei, einer der ältesten sozi¬ 
aldemokratischen Parteien Europas, 
geführt. Das Ganze wird nicht nur ver¬ 
bal ausgetragen. Zerbrochene Schei¬ 
ben von Wahlkreisbüros, Polizeischutz 
und „Ausgehverbot“ für Abgeordne¬ 
te sind seit Monaten die Norm. Die 
Parlamentsabgeordnete Fuciana Ber¬ 
ger erhielt sogar eine Morddrohung 
mit dem Hinweis, sie werde „genauso 
enden wie Jo Cox“. Jo Cox war Fabour- 
Abgeordnete im Unterhaus und wurde 
eine Woche vor dem Votum über den 
Austritt aus der EU ermordet. 

Die Frage nach der Zukunft von 
Fabour ist in Großbritannien ins Zen¬ 
trum der öffentlichen Diskussion ge¬ 
rückt - spätestens seit der Parteivor¬ 
sitzende Jeremy Corbyn bei der Ent¬ 
scheidung über die Erneuerung des 
britischen Atom-U-Boot-Programms 
eine katastrophale Abstimmungsnie¬ 
derlage erlitt. Die Mehrheit „seiner“ 
Fabour-Abgeordneten im Parlament 
folgte seiner ablehnenden Haltung 
nicht. Der „hard left“ (harter Finker) 
Vorsitzende - so die Charakterisie¬ 
rung seitens der „Financial Times“ - 
soll zum Abschuss freigegeben wer¬ 
den. Neu ist der Streit nicht. Seit Cor- 
byns Wahl im vergangenen Jahr tobt 
die rechte Presse. Die in der Ära Tony 
Blair nach vorne katapultierten „New 
Fabour “-Neoliberalen fürchten um 
Einfluss und Pfründe. 

Ihre Bedenken sind - von ihrer 
Klassenposition aus betrachtet - nicht 
unberechtigt. Um die jetzigen Ausein¬ 
andersetzungen in der Partei zu verste¬ 


hen, muss man die Veränderungen un¬ 
ter Blair kennen: 

Nach seinem Kniefall vor Bush - 
„With you, whatever“ (Mit dir, gleich 
was kommt) und der „Jahrhundertlü¬ 



ge“ von den irakischen Massenvernich¬ 
tungswaffen, die Großbritannien per 
Parlamentsabstimmung in einen Krieg 
gegen den Irak führte, setzten zum ers¬ 
ten Mal in der britischen Geschichte 
wichtige Teile des „militärisch-indus¬ 
triellen Komplexes“ auf die Sozialde¬ 
mokraten. Also jene Fraktion der Bour¬ 
geoisie, die direkt am Krieg verdient, 
kehrte ihrem traditionellen politischen 
Arm, den Konservativen, den Rücken. 

Nur so sind zwei Amtszeiten Blair zu 
erklären. Dieses Fabour-“Hoch“ spülte 
jenen Sumpf von Karrieristen, „Vorden¬ 
kern“ der neuen Ideologie und profillo¬ 
sen Abstimmungsmaschinen in der Par¬ 
tei nach oben, die Corbyn nun als Erbe 


übernommen hat. Solchen Feuten ist be¬ 
reits ein friedensbewegter Parteichef - 
Corbyn kommt aus der Friedensbewe¬ 
gung - ein derartiger Dorn im Auge, dass 
sie aus allen Rohren Gift spritzen. 

Ben Bradshaw, Abgeordneter aus 
Exeter, ist eines ihrer Sprachrohre: 
„So eine Situation entsteht, wenn man 
Protestler die Politik bestimmen lässt. 
Das Ergebnis ist Gewalt, Drohungen, 
Unruhe ...“. Bradshaw, dessen Ausfälle 
die etablierten Medien gerne im De¬ 
tail wiedergeben, fordert Corbyn the¬ 
atralisch auf, seine „Schlägertruppen 
gegen moderate Parteimitglieder“ zu¬ 
rückzurufen - Corbyns Aufforderung, 
die Auseinandersetzungen in der Partei 
„freundlicher und mit weniger Bitter¬ 
keit“ zu führen, findet keinen Wider¬ 
hall. Ein harter Finker muss Schläger 
auf seiner Seite haben, Punkt. 

Corbyns Gegner haben zwar die 
Mehrheit der Medien auf ihrer Sei¬ 
te, doch ihr Problem wächst: Die Par¬ 
teibasis. Zum ersten Mal seit mehr als 
zwei Jahrzehnten wächst die Fabour- 
Mitgliedschaft, sogar um mehr als 
180 000 seit dem Amtsantritt Corbyns. 
Seine Wahl und die damit verbundenen 
Hoffnungen auf die Rückkehr „echter“ 
Fabour-Politik wurde von einer Sympa¬ 
thiewelle von unten begleitet, die in der 
neueren britischen Geschichte ihres¬ 
gleichen sucht. 

Eine wesentliche Rolle bei dieser 
Entwicklung spielt „Momentum“ (Im¬ 
puls). Als Aktivistengruppe zur Unter¬ 
stützung von Corbyns Kandidatur im 
vergangenen Jahr gegründet, nimmt 
Momentum derzeit besonders in den 
Arbeiterzentren die Form einer breiten 


Bewegung an. Ein Aktiver aus Birming¬ 
ham sagte auf unsere Anfrage: „Bei der 
Wahlkampagne Jeremy Corbyns brach¬ 
ten wir 400 oder 500 Feute auf die Stra¬ 
ße - jetzt, wo seine Position gefährdet 
ist, sind jedes Wochenende 1 500 Men¬ 
schen auf den Beinen.“ Ähnliche Ent¬ 
wicklungen sind in Manchester, Shef¬ 
field und anderen Industriestädten zu 
sehen. Das wirkt in die Gewerkschaf¬ 
ten. Zahlreiche Mitglieder, die aus Frust 
über die neoliberale Politik Fabour ver¬ 
ließen, kommen nun zurück. 

Der Parteivorstand hat die Wahl¬ 
kreis-Versammlungen bis Ende Sep¬ 
tember ausgesetzt, um Ruhe einkeh¬ 
ren zu lassen. Auf diesen Versamm¬ 
lungen müssen sich alle Mitglieder, die 
bei der Wahl zum Vorsitzenden abstim¬ 
men wollen, registrieren lassen, auch 
die durch Mitgliedschaft in Gewerk¬ 
schaften „en bloc“ angeschlossenen so¬ 
wie die Neuen, die bis zur Erlangung 
der Vollmitgliedschaft den Status von 
„Supportern“ (Unterstützer) haben 
und denen somit das Wahlrecht zusteht. 

Diese Zeit werden die Gegner Jere¬ 
my Corbyns nutzen, zu versuchen, sich 
besser aufzustellen. Mit den Medien und 
der Mehrzahl der Abgeordneten im Rü¬ 
cken drohen sie damit, sich mit den Fibe- 
ralen zu einer neuen „moderaten“ Partei 
zu verbinden. Sie haben allerdings keine 
Basis bei den einfachen Mitgliedern, kei¬ 
ne „Gesichter“, die in der Arbeiterklasse 
anerkannt sind. Dies wird die Trumpf¬ 
karte Jeremy Corbyns sein, mit der er 
sich seine Wiederwahl sichern könnte. 
Was er daraus macht, wird - wie jetzt - 
vom „Impuls“ von links abhängen. 

Hermann Glaser-Baur 
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Präsident Macri setzt auf Repression 


Aus Argentinien kommt die Forderung nach „Freiheit für Milagro Sala!“ 



rales, regiert wird. So machen die Po¬ 
lizeikräfte des Gouverneurs Morales 
klar, dass Macri an die Macht kam, 
um vor allem die Interessen der Groß¬ 
grundbesitzer zu verteidigen. 

Die Repression und die 
Festnahmen ereigneten sich 
Tage vor dem traditionellen 
„Marcha del Apagön“ (etwa: 
Marsch der Stromsperre), der 
in der Stadt Libertador Gene¬ 
ral San Martin Zehntausen¬ 
de zusammenbringt. Jahr für 
Jahr wird so an die Festnah¬ 
me und Entführung von 400 
Bewohnern der Stadt wäh¬ 
rend der Diktatur erinnert. 
Der Strom wurde dabei ab¬ 
geschaltet, um Menschen ver¬ 
schleppen zu können. Nach 
dieser „Noche del Apagön“ 
(Nacht der Stromsperre) im 
Jahr 1976 blieben dreißig 
Menschen „verschwunden“, 
darunter der Bürgermeister. 
Die jährliche Demonstration, 
die von landesweiter Bedeu¬ 
tung ist, fand trotz der stei¬ 
genden Repression statt und 
brachte wieder Tausende zu¬ 
sammen, nun allerdings unter 
der Losung: „Freiheit für Mi¬ 
lagro Sala!“ 

Jujuy ist die rückstän¬ 
digste argentinische Provinz 
mit der größten sozialen Un¬ 
gleichheit. Im kleinen loka¬ 
len Machtkern sind Familien 
wie die von Carlos Pedro Bla- 
quier, einem Zuckerbaron, der 
wegen Verbrechen gegen die Mensch¬ 
lichkeit während der letzten Diktatur 
angeklagt war. Nach der Einführung 
Macris in das Amt des Präsidenten 


D ie Repression gegen Argenti¬ 
niens gesellschaftliche Bewe¬ 
gungen hat sich mit der Fest¬ 
nahme von vier Aktivisten der Or- 


Die jüngsten Verhaftungen von Tu- 
pac-Amaru-Mitgliedern fanden statt, 
als die Polizei gegen eine Demonstra¬ 
tion von Arbeitern von Ledesma an¬ 


von Milagro Sala, der An¬ 
führerin dieser Bewegung. 
Sala macht sich stark für die 


Ureinwohner-, Frauen- und 
Genossenschaftsinitiativen. 


Sechs weitere Tupac- 
Amaru-Mitglieder sind ver¬ 
haftet worden, seit die poli¬ 
tische Rechte Argentiniens 
mit der Wahl von Mauricio 


Macri zum Staatspräsiden¬ 
ten die Macht zurückerobert 


hat. Die Verhaftungen bestä¬ 
tigen das Klima verschärften 
Vorgehens gegen Aktivisten. 

Milagro Sala sitzt seit Ja¬ 
nuar 2016 im Gefängnis. Die 
Anschuldigungen gegen sie 
sind schwer aufrechtzuerhal¬ 


ten, doch die argentinische 
Justiz ist heute - wie auch 


ging, des größten Zuckerrohrunter- 


Milagro Sala 


in einigen Nachbarländern - 
eine Art mächtige politische 
Partei neuen Typs. Diese Ei¬ 
genschaft teilt sie mit dem 
Medienapparat, mit dem die 
Justiz gemeinsam daran ge¬ 
arbeitet hat, die Volksregie¬ 
rungen von Brasilien, Para¬ 
guay, Venezuela und eben 
auch Argentinien zu durch¬ 
löchern, des Landes, in dem 
die ehemalige Präsidentin Cristina 
Fernändez trotz ihrer Popularität von 
einem Richter angeklagt wird, der der 
US-Botschaft nahe steht. 


nehmens des Landes. Das war in der 
Stadt Libertador General San Martin 
in Jujuy, die von einem Parteigänger 
des Präsidenten Macri, Gerardo Mo¬ 


ganisation „Tupac Amaru“ 
Provinz Jujuy verschärft. Die 
Festgenommenen sind drei 
Frauen und der Ehemann 


in der 


wurde das Verfahren gegen ihn ein¬ 
gestellt, das ihn als Verantwortlichen 
für die in der „Noche del Apagön“ be¬ 
gangenen Verbrechen benannte. Des¬ 
halb gab es neben den Plakaten, die 
Freiheit für Milagro forderten, auch 
solche, auf denen „Mörder Blaquier“ 
geschrieben stand. 

In der Provinz Jujuy organisierte 
Tupac Amaru mit Milagro Sala an der 
Spitze die Massen und schuf Arbeits¬ 
kooperativen, Modellschulen, Ge¬ 
sundheitszentren, Fabriken und große 
Wohnkomplexe. Eine Familienwoh¬ 
nung, die von einem Privatunterneh¬ 
men in Jujuy gebaut wird, kostet drei¬ 
mal so viel wie eine von der „Tupac“ 
gebaute. Die Organisation beschäftigt 
zudem mehr Menschen und stellt die 
Wohnungen schneller fertig. 

Jujuy liegt an der Grenze zu Evo 
Morales’ Bolivien. Es ist also nicht ver¬ 
wunderlich, dass hier eine Bewegung 
wuchs, in der die Forderungen der Ur¬ 
einwohnerschaft, die einen erhebli¬ 
chen Bevölkerungsanteil in der Region 
stellt, von Bedeutung sind. Als Beispiel: 
Das große Viertel, das die „Tupac“ in 
Alto Comedero baute, besitzt neben 
Schwimmbädern, Kinos und Fabriken 
einen Nachbau des Tiahuanaco-Tem- 
pels, der so etwas wie die heilige Stadt 
der andinen Völker Boliviens ist. 

Eine solche Kraft wird von den 
Kräften um den Präsidenten Mau¬ 
ricio Macri, den Begünstiger des Ka¬ 
pitals und der Finanzspekulation, als 
Gefahr sehen. 

Milagro Sala ist eingesperrt, so 
wie ein Dutzend ihrer Kampfgefähr¬ 
ten. Im In- und Ausland haben sich 
„Komitees zur Befreiung von Milag¬ 
ro Sala“ gegründet. 

Matias Bustelo 


Kein Zeichen der Stärke 

Auszüge aus der Erklärung der Kom¬ 
munistischen Partei (Türkei) zu den 
politischen Konsequenzen des Putsch¬ 
versuches 

Die These, dass Erdogan aus diesem 
Putschversuch stärker hervorgeht, re¬ 
flektiert nur bis zu einem gewissen 
Punkt die Realität. Erdogan hat ge¬ 
wiss die Chance ergriffen, einen harten 
Schlag an die Gülen-Sekte zu verset¬ 
zen, sich wiederum in der Opferrolle zu 
repräsentieren, seine Basis zu konsoli¬ 
dieren und die Kräfte von diversen ihm 
treuen Organisationen zu testen. Aber 
in seinen Händen ist ein Staatsapparat 
zurückgeblieben, der weitgehend zer¬ 
splittert ist (...). 

Die Ereignisse vom 15. Juli und was 
darauf folgte zeigen, wie gnadenlos die 
Cliquen innerhalb des Staates sein kön¬ 
nen. Die Methoden und das Ausmaß 
der Grausamkeit der Putschisten ha¬ 
ben wir gemeinsam miterlebt. Danach 
bezeugten wir die Barbarei der Regie¬ 
rung. All dies darf nicht von einer teil¬ 
nahmslosen Position mit dem Spruch 
„sollen sie sich doch gegenseitig um¬ 
bringen“ behandelt werden. Eine un¬ 
bekannte Zahl von Zivilisten wurden 
getötet, Soldaten, die nicht wussten 
wem sie dienten, wurden gelyncht. (...) 
Es ist falsch, all diese Grausamkeiten 
mit „Stärke“ zu erklären. Ganz im Ge¬ 
genteil, auf der Regierungsseite gibt es 
Zerfall, Angst und Orientierungslosig¬ 
keit. Die sich verbreitende Angst kann 
(...) mit konsequenten, soliden Schrit¬ 
ten überwunden und der Zerfall in eine 
Chance für das Volk umgewandelt wer¬ 
den. (...) 

Es steht fest, dass die Kommunis¬ 
tinnen weder der Gaukelei über den 
„Sieg der demokratischen Kräfte ge¬ 
gen den Putsch” glauben schenken, 
noch den durchtriebenen Rufen wie 
„alle sollen sich gegen Erdogan eini¬ 
gen” folgen werden. 


Klara Bina zur Repression nach dem Putsch in der Türkei 


Putschisten zu Oppositionellen 



Knapp zwei Wochen nach dem geschei¬ 
terten Putsch in der Türkei, ist die Bilanz 
wie folgt: Über 13 000 verhaftete Mili¬ 
tärs, Juristen und Polizisten, davon allein 
8838 Angehörige des Militärs, 6000 von 
ihnen sitzen weiterhin in U-Haft, zirka 
20 000 entlassene Lehrer, 10 000 für un¬ 
gültig erklärte Pässe, ein für drei Monate 
geltender Ausnahmezustand. Des Weite¬ 
ren wurde die Dauer der polizeilichen 
Ingewahrsamnahmen ohne Anklage um 
30 Tage verlängert. Die Regierung plant 
um die 2000 Schulen und Stiftungen mit 
Verbindung zur Gülen-Bewegung (Hiz- 
met) zu schließen. 

Gleichzeitig werden wir, jedoch 
nicht erst in diesen zwei Wochen nach 
dem Putsch, Zeugen einer Kehrtwende 
in der Rhetorik der westlichen Impe¬ 
rialisten und ihrer Medien gegenüber 
Erdogan. Die veröffentlichte Meinung 
im Westen überschlägt sich mit Empö¬ 
rungsmeldungen über die gegen die 
mutmaßlichen Putschisten eingeleite¬ 
ten Maßnahmen in der Türkei. „Men¬ 
schenrechtsverletzungen“, „Angriffe 
auf den Rechtsstaat“, „Ende der De¬ 
mokratie“, das sind die Stichworte der 
Medien und Regierungen hierzulande. 
Spätestens wenn die hiesigen Imperia¬ 
listen von Demokratie und Menschen¬ 
rechten sprechen, ist höchste Vorsicht 
angesagt. Kriegsgegnern ist die Men¬ 
schenrechtsrhetorik schon längst als das 
Rühren von Kriegstrommeln bekannt. 
Umso alarmierender ist die Übernah¬ 
me der Kriegssprache über verschiede¬ 
ne politische Spektren hinweg. 

Die Verhaftungswelle in der Türkei 
wird häufig als Schlag gegen die Op¬ 
position beschrieben. Putschisten sind 
aber nicht einfach nur Oppositionelle, 
sondern Verbrecher - diese Definiti¬ 
on gilt für alle nach bürgerlichen Ge¬ 
sichtspunkten demokratisch verfassten 
Staaten. Mittlerweile bezweifelt kaum 
noch jemand, dass Hizmet tatsächlich 
am Putsch beteiligt war. Über das Maß 
ihrer Beteiligung kann sich zwar weiter 


gestritten werden, jedoch nicht über die 
Frage ob Hizmet tatsächlich in der tür¬ 
kischen Gesellschaft wichtige Schlüs¬ 
selpositionen mit ihren Anhängern be¬ 
setzt, denn das tut sie allemal. 

Es ist sinnvoll, sich die Frage nach 
der Verhaftung von Oppositionellen 
mal konkret anzuschauen: die Oppo¬ 
sition in der Türkei besteht im Parla¬ 
ment aus den Parteien CHP, MHP und 
HDP, aus deren Reihen bis Redaktions¬ 
schluss keine Verhaftungen bekannt 
wurden. Auch aus der linken außerpar¬ 
lamentarischen Opposition sind keine 
Meldungen über Verhaftungen be¬ 
kannt. Es ist jedoch nicht ausgeschlos¬ 
sen, dass in den nächsten Tagen solche 
Verhaftungen folgen werden. 

Unter den inhaftierten Militärs be¬ 
finden sich nach Informationen des 
„Spiegel“ etwa 100 Generäle und Ad¬ 
mirale. Damit ist die Führung des tür¬ 
kischen Militärs um ein Drittel kleiner 
als vor dem Putsch. Es ist die Rede von 
mutmaßlichen Putschisten, die hohe 
Funktionen innerhalb der Armee inne 
hatten. Als Beispiel seien nur Adern 
Huduti und Bekir Ercan Van genannt. 
Ersterer leitete die militärischen Ak¬ 
tionen gegen die PKK im Osten der 
Türkei, letzterer war Leiter der Luft¬ 
waffe nbasis Incirlik, die unter anderem 
als NATO-Stützpunkt im Kampf gegen 
den „Islamischen Staat“ genutzt wird. 
Bei diesen hochrangigen Militärs von 
Oppositionellen zu sprechen ist mehr 
als nur irreführend. 

Es ist möglich, dass ein nicht zu 
unterschätzender Teil der bisher In¬ 
haftierten und vom Staatsdienst Sus¬ 
pendierten zu Hizmet gehören. Unter 
den gegebenen Umständen - viele Ex¬ 
perten gehen davon aus, dass die Lage 
in der Türkei sich destabilisieren könn¬ 
te - würde keine Regierung das Risiko 
einer weiteren Schwächung des eige¬ 
nen Staatsapparates durch quasi un¬ 
nötige Massenverhaftungen eingehen, 
wenn es denn nicht aus ihrer Sicht tat¬ 


sächlich sicherheitsrelevant wäre. Er¬ 
dogan zu unterstellen, er sei größen¬ 
wahnsinnig und blindwütig, relativiert 
die faktische Gefahr, die der Region 
durch weitere Versuche der Destabi¬ 
lisierung von Außen und Innen droht. 
Weder er noch die AKP sind jedoch 
eine demokratische Kraft, die im Sin¬ 
ne des lohnabhängigen und werktäti¬ 


gen Volkes arbeitet, so wie sie es gerne 
darstellen. 

Jetzt kommt es darauf an, die Fra¬ 
ge aufzuwerfen, wem die Schwächung 
des türkischen Staates nützlich werden 
könnte. Die Kräfteverhältnisse in der 
Türkei sind nicht ausgemacht: Hizmet 
wird zwar jetzt durch die Verhaftungs¬ 
welle geschwächt, verfügt aber welt¬ 


weit über ein gut organisiertes Netz 
von Anhängern und Unterstützern. 
Fetullah Gülen war, wie schon 1999 
bei seiner Flucht in die USA bekannt 
wurde, bestens mit der CIA vernetzt. 
Es gibt noch keinen Grund zur An¬ 
nahme, dass diese Beziehungen nicht 
mehr vorhanden seien und beidseitig 
genutzt werden. 
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Berndt Koberstein war in Wiwili als 
Bauleiter am Bau einerTrinkwasserlei- 
tung beteiligt. 

In weiten Teilen des Landes musste 
Wasser noch im Tankwagen transpor¬ 
tiert werden. 


Vor 30 Jahren wurde 
Berndt Koberstein ermordet 

Ein persönliches Porträt von Hendrijk Guzzoni 


Am 31. August 2016 wäre Berndt 
60 Jahre alt geworden. Doch er wur¬ 
de am 28. Juli 1986, kurz vor seinem 
30. Geburtstag, von Contras in Nicara¬ 
gua ermordet. Berndt wurde in Wiwili 
ermordet, er ist in unseren Gedanken 
stark mit Wiwili, mit Nicaragua, ver¬ 
knüpft - aber er war viel mehr als ein 
Aufbauhelfer in Nicaragua. 

Berndt war Gewerkschafter, 
war Metaller 

Und zwar von ganzem Herzen, mit al¬ 
lergrößter Selbstverständlichkeit. In 
einem Betrieb zu arbeiten und aktiv 
in der Gewerkschaft zu sein, war für 
Berndt eins. Natürlich war er oft der 
Meinung, die Gewerkschaft müsse of¬ 
fensiver auftreten, war er mit seiner 
Meinung nach zu zögerlichem Agieren 
der IG Metall und des DGB in seinem 
Betrieb wie auch gesamtgesellschaftlich 
unzufrieden. An seiner Grundhaltung, 
„Die Gewerkschaft ist meine Organi¬ 
sation“, änderte das nicht das Gerings¬ 
te. Der Betrieb als Basis der politischen 
Tätigkeit war für Berndt kein Dogma, 
sondern eine Selbstverständlichkeit. So 
war er während seiner Ausbildungszeit 
fast zwangsläufig auch als Jugendver¬ 
treter aktiv. 

Berndt war Kommunist 

Den Kontakt zur SDAJ und zur DKP 
bekam Berndt durch mich. Während ich 
mich monatelang mit der Frage, ob ich 
eintreten solle oder nicht, beschäftigte, 
war er sofort überzeugt: „da gehöre ich 
hin.“ Später bin ich ihm - nach vielen 
Diskussionen und Bieren - gefolgt. Ich 
habe mit Erstaunen und auch etwas 
Bewunderung erlebt, wie der Marxis¬ 
mus, wie unsere Klassiker natürlicher 
Bestandteil seines (Alltags-)Lebens wa¬ 
ren. Als Berndt einmal frisch verliebt 
war, eine neue „feste Beziehung“ sich 
anbahnte, rüstete er sich dafür mit der 
Lektüre von F. Engels 4 „Über den Ur¬ 
sprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staates“. Dies um Dinge, um 
Prozesse zu verstehen, plumpe Marx- 
und Lenin-Zitiererei dagegen war ihm 
ein Gräuel. Berndts Verhältnis zur DKP 
war, zumindest in seinen letzten Le¬ 
bensjahren, nicht frei von Spannungen. 
Er hatte einige Kritik an unserer örtli¬ 
chen Parteiführung - und diese an ihm. 



Berndts Kommunist-Sein, die DKP als 
seine Partei anzusehen, blieb davon al¬ 
lerdings, so war mein Eindruck, völlig 
unberührt. 

Berndt war Internationalist 

Und zwar lange schon bevor Berndt 
nach Nicaragua ging, 1985 für drei Mo¬ 
nate für ein Projekt der SDAJ nach 
Managua, um dort eine Druckerei 
aufzubauen und dann im Auftrag des 
Wiwili-Vereins und der Stadt Freiburg 
nach Wiwili, um dort als Bauleiter mit 
der örtlichen Bevölkerung eine Trink¬ 
wasserleitung zu bauen. Schon immer 
war „Eine Welt“ fester Bestandteil sei¬ 
nes Denkens, die Menschen, erst recht 
die Arbeiterklasse aller Länder mit ge¬ 
meinsamen Interessen. Heute moder¬ 
ne neue Nationalismen hätte Berndt 
wohl mit fassungsloser Wut betrach¬ 
tet. Dabei war Berndt damals auch der 
festen Überzeugung, dass der Weg zu 
einem weltweiten Sozialismus, den wir 
beide damals für kürzer hielten, als er 
derzeit zu sein scheint, vor allem durch 
einen revolutionären Wandel in den 
Ländern Afrikas und Lateinamerikas 
befördert werden würde. Berndts Ar¬ 
beit als Ausbauhelfer in Nicaragua, die 
Hilfe für die Menschen in Wiwili, die 
Unterstützung der Sandinistas in Ni¬ 
caragua war einfach eine praktische 
Umsetzung dieser politischen Grund¬ 
überzeugungen. 


Berndt war Fundamentalist 
im positiven Sinne, 
war unbeugsam. 

Wenn er von etwas überzeugt war, 
dann ganz und ohne Einschränkung 
und Abstriche. Und von einer ein¬ 
mal gewonnenen Überzeugung wich 
Berndt auch nicht so einfach ab - und 
schon gar nicht durch Druck von au¬ 
ßen. Sich auf etwas nur halb einzulas¬ 
sen, etwas nur ein bisschen zu wollen 
oder zu tun, das war nicht Berndts 
Ding. Damit machte sich Berndt auch 
nicht nur Freunde, denn für seine 
Überzeugungen stritt er konsequent, 
war darin unerbittlich. 

Berndt war Bündnispolitiker 

Und das ist kein Widerspruch. Um 
politische Ziele zu erreichen, das war 
Berndt völlig bewusst, ist es nötig, vie¬ 
le „Menschen mitzunehmen“, wie wir 
es heute ausdrücken. Politische Bünd¬ 
nisse zur Erringung inhaltlicher Ziele 
erfordern, sich auf „gemeinsame Nen¬ 
ner“ einzulassen, für Berndt logischer 
Bestandteil strategischen Denkens 
und taktischen Handelns. Dabei die 
eigene Überzeugung nicht an der Gar¬ 
derobe abzugeben, sondern deutlich 
zu machen, dass bestimmte Bündnis¬ 
positionen nur (temporäre) Kompro¬ 
misspositionen sind, als auch darauf 
zu achten, Positionen der Bündnis¬ 
partner zu respektieren und zu achten 
und nicht als Lehrmeister aufzutreten, 
gehörte für Berndt - übrigens Grün¬ 
dungsmitglied der Freiburger Frie¬ 
densliste - zu einer vernünftigen, ei¬ 
ner kommunistischen Bündnispolitik. 

Berndt war ein Freund 

Unsere politische Entwicklung war 
viele Jahre eng miteinander verwo¬ 
ben. Sie war wichtiger Bestandteil un¬ 
serer Freundschaft, auch wenn unse¬ 
re Freundschaft weit über die Politik 
hinausging. Berndt wurde - wie ich - 
im Jahr 1956 geboren. Am 28. Juli, ei¬ 
nen Monat vor seinem 30. Geburts¬ 
tag, wurde Berndt Koberstein ermor¬ 
det. Unsere Freundschaft, wie unsere 
gemeinsame politische Entwicklung 
wurde zerstört, ich musste ohne ihn 
weiter leben und weiter kämpfen, 
mich weiter entwickeln ... ich vermis¬ 
se ihn jeden Tag. 



Im befreiten Nikaragua können Kinder selbst in den abgelegensten Gebieten 
und den kleinsten Dörfern in die Schule gehen. 


TF 



Internationale Solidarität: Nach einer Naturkatastrophe werden dringend 
benötigte Güter, wie Medikamente, Verbandsstoffe, Zelte u. a. per Flugzeug 
aus der DDR geliefert. 
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Karikatur: Bernd Bücking 

Theresa May: 

Eine britische Angela Merkel? 


Ulla Jelpke über die Angst vor dem Terror 

Ein schlechter Ratgeber 


I st Großbritanniens neue Premiermi¬ 
nisterin Theresa May eine britische 
Angela Merkel? Sie ist skrupellos, ehr¬ 
geizig und hat enge Verbindungen zum 
britischen Finanzkapital. Sie versteht 
sich auf das richtige Timing und das Ver¬ 
schleiern strategischer Ziele. Gleichzei¬ 
tig ist sie fähig, breite Wählerschichten 
anzusprechen. Wie breit, das wird sich 
noch erweisen. Ihre Rolle beim Steu¬ 
ern der öffentlichen Meinung und der 
Überbrückung der Kluft, die durch die 
konservative Partei geht, muss im Rah¬ 
men der tiefen politischen Krise gesehen 
werden, der sich die herrschende Klasse 
Britanniens gegenübersieht. 

Im Frühsommer schien die konser¬ 
vative Partei in einem Fraktionskampf 
zu versinken, der die großen takti¬ 
schen und strategischen Differenzen 
innerhalb der britischen herrschenden 
Klasse in der Frage der Beziehung 
Britanniens zur EU spiegelte. 

Die strategischen Differenzen be¬ 
trafen die etablierte Rolle der Londo¬ 
ner City als dereguliertem Stützpunkt 
für US-Banken, der EU und deren Kon¬ 
trolle des europäischen Finanzmarktes. 
Für den Status des Dollars als Weltwäh¬ 
rung ist das von großer Bedeutung. 

Britannien war damit ökonomisches 
Sprachrohr der Interessen der USA 
in der EU und Klammer für die enger 
werdende Beziehung zwischen EU und 
NATO. Lange Zeit brachte dieses Arran¬ 
gement der britischen Finanzelite große 
Vorteile und befähigte sie, international 
eine gewisse Rolle in der imperi¬ 
alistischen Ökonomie zu spielen. 

Anders sah das der Teil der Fi¬ 
nanzelite, der Hedge-Fonds und 
Investmentbanken betreibt, Geld 
aus dem Nahen Osten, Fernost 
und aus Großbritannien verwal¬ 
tet. Diese Leute sahen ihren Spielraum 
durch Bestrebungen der EU bedroht, 
Finanzspekulationen zu besteuern und 
insbesondere die Verschuldung und die 
Hebelwirkung aufs Eigenkapital zu be¬ 
schränken, von dem das Geschäft der 
Hedge-Fonds abhängt. Sie stellen dar¬ 
über hinaus in Frage, ob die Vertretung 
der finanziellen Interessen der USA in 
der EU letztendlich wirklich einen Nut¬ 
zen bringt, da sie ein überbewertetes bri¬ 
tisches Pfund und den Niedergang der 
britischen Industrie nach sich zieht. 

An diesem Punkt gehen die strate¬ 
gischen und taktischen Differenzen in¬ 
einander über: Wie ist die Massenbasis 
der konservativen Partei außerhalb des 
Parlaments zu bewahren? Aufgrund der 
EU-Mitgliedschaft notwendige Maß¬ 
nahmen untergruben die Massenbasis 
der konservativen Partei und brachten 
der United Kingdom Independence 
Party (UKIP) Zulauf. 

Zum Teil ging es um Fragen der frei¬ 
en Wahl des Wohnorts und um Zuwan¬ 
derung. Doch mehr noch wuchs die Be¬ 
sorgnis der Tory-Wählerschaft über die 
von der EU angeordnete Austeritätspo- 


litik und die Auswirkung von EU-Vor¬ 
schriften auf kleine und mittlere Unter¬ 
nehmen. Unter diesen Umständen be¬ 
trachtete der für den Geschäftsbereich 
„Vermögensverwaltung“ zuständige Teil 
der Finanzelite die Anti-EU-Haltung als 
hilfreich, um die Massenbasis für die kon¬ 
servative Partei zu erhalten und zugleich 
die Geschäftsaussichten zu verbessern. 

Im Ergebnis kam es zu dem Riss, der 
durch die konservative Partei geht und 
David Camerons Kabinett spaltete. Ca- 
meron und sein Finanzminister George 
Osborne vertraten die in die finanzpoliti¬ 
sche und politische Allianz mit den USA 
eingebundenen großen Institutionen der 
Londoner City. Michael Gove und Bo¬ 
ris Johnson strebten mit einer Anti-EU- 
Haltung die Führung in der konservati¬ 
ven Partei an. Theresa May, die als Innen¬ 
ministerin die drittwichtigste Position im 
Kabinett innehatte, nahm eine zurück¬ 
haltende Pro-EU-Haltung ein. 

Nach dem Ergebnis des Brexit-Re- 
ferendums und Camerons Rücktritt 
wurde sie zur naheliegenden Kompro¬ 
misskandidatin - hatte sie doch das Ver¬ 
trauen der großen US- und EU-nahen 
Institutionen, ohne Cameron und Os¬ 
borne allzu eng verbunden zu sein. Was 
zu einer blutigen Auseinandersetzung 
unter der Führung der Pro-Brexit-Ka- 
binettsmitglieder Johnson und Gove 
auszuarten drohte, wendete sich zur 
Krönung Theresa Mays, ohne dass eine 
Wahl stattfand. Medien und Meinungs¬ 
bildner präsentierten sie als die einzige 


nationale Führungspersönlichkeit, die 
fähig sei, die EU-Austritts Verhandlun¬ 
gen zu führen, in einer Zeit, in der die 
Labour-Party angeblich in die Hände 
linker Extremisten gefallen sei. 

Ihre ersten Stellungnahmen zeigten 
Mays Fähigkeit zu volksnahem Oppor¬ 
tunismus. Sie suchte sowohl sich selbst 
als auch die neu aufgestellte konserva¬ 
tive Partei von der bisherigen Austeri- 
tätspolitik zu distanzieren. Sie schwor, 
„sich in den Dienst der arbeitenden Be¬ 
völkerung zu stellen“ und „ein Land für 
alle zu schaffen und nicht nur für die 
paar Privilegierten“. Sie versprach, et¬ 
was an den hohen Gehältern leitender 
Angestellter zu tun und Arbeiter in den 
Vorständen der Konzerne zu platzie¬ 
ren. „Es ist nicht unternehmensfeind¬ 
lich, wenn man darauf hinweist, dass das 
Großkapital sich ändern muss“ - man 
beachte den Begriff „Großkapital“. 

Ihre ersten Handlungen zeigen ihren 
rücksichtslosen politischen Weitblick. 
Sie versuchte, die gefährlichsten der 
„Rebellen“ in der konservativen Füh¬ 
rung einzubinden und zu neutralisieren. 
Boris Johnson wurde als Außenminis¬ 


ter ins Kabinett geholt, zusammen mit 
sieben anderen Pro-Brexit-Konservati- 
ven - unter 18 Anti-Brexit-Mitgliedern. 
Der zweitbekannteste (und politisch ge¬ 
fährliche) Brexit-Befürworter Michael 
Gove wurde ausgegrenzt, zusammen 
mit George Osborne, dem früheren Fi¬ 
nanzminister, dessen Name am engsten 
mit der Austeritätspolitik verbunden ist. 

Aber wer ist Theresa May? Nach ih¬ 
rem Abschluss in Oxford arbeitete sie 
zwei Jahre lang bei der Bank of England 
und dann zwölf Jahre auf Führungsebene 
bei der Association of Payment Clearing 
Services, einer halbstaatlichen Einrich¬ 
tung, welche für die großen britischen 
Filialbanken arbeitet. Sie ist mit einem 
Investmentbanker verheiratet, der für 
„Capital International“ arbeitet. „Capital 
International“ hat seinen Firmensitz im 
britischen Offshore-Gebiet Isle of Man. 

Sie ist eine Karrierepolitikerin, die 
ihr erstes Abgeordnetenmandat im Al¬ 
ter von 34 Jahren erstritt, und seit zwei 
Jahrzehnten in der Führung der kon¬ 
servativen Partei ist, deren Vorsitz sie 
2002-2003 innehatte. 

Politisch stand sie immer auf dem 
neoliberalen rechten Flügel der Partei. 
Sie war gegen die Einführung des Min¬ 
destlohns, sprach sich gegen gesetzliche 
Regelungen zur Steuerhinterziehung aus 
und unterstützte Kürzungen bei den Leis¬ 
tungen für Arbeitslose. Als Innenminis¬ 
terin gab sie der Polizei neue Befugnisse 
bei der Überwachung Sozialer Medien 
und beim Eingriff gegen Demonstratio¬ 
nen, verhängte drakonische Kon- 
trollmaßnahmen für die Einwan¬ 
derung aus Nicht-EU-Ländern 
und wurde vom Obersten Gericht 
Großbritanniens für ihre Abschie¬ 
bungspolitik gegen Flüchtlinge 
kritisiert. 

Vorläufig ist sie allerdings eine „patrio¬ 
tische Konservative“ und Vorkämpferin 
für die Sache der Arbeiter. Ihre politische 
Aufgabe ist es, den Austritt Großbritan¬ 
niens aus der EU unter Bedingungen zu 
vollziehen, die den Zugang der US-Ban¬ 
ken zum einheitlichen Markt weiter ge¬ 
währleisten, und für die Konservative Par¬ 
tei eine neue politische Basis zu schaffen. 

Sie wird nicht versuchen, den Brexit 
direkt anzufechten. Ihr Ziel wird sein, 
die Europäische Freihandelszone EFTA 
als Basis US-amerikanischen und bri¬ 
tischen Einflusses wiederherzustellen 
und durch EFTA die neoliberalen Steu¬ 
erungsmechanismen der EU zu sichern. 
Wichtiger noch, sie wird versuchen, den 
Austritt Großbritanniens aus der EU in 
einer Weise umzusetzen und alle institu¬ 
tioneilen Hürden, die gebraucht werden, 
um jeden Versuch einer linken Labour- 
Partei zu blockieren, und die demokrati¬ 
sche Kontrolle über die Wirtschaft wieder 
zu stärken. Dafür wird sie tatsächlich die 
politischen Fähigkeiten einer Frau Mer¬ 
kel benötigen. 

John Foster, Internationaler Sekretär der 
Kommunistischen Partei Britanniens 


Nach dem Anschlag von Würzburg 
hat niemand eine Antwort auf die 
Frage, ob und welchen Schutz es vor 
Attentaten durch sogenannte „Blitz- 
radikalisierte“ geben kann. Weder 
eine Videokamera noch Filtrierungs¬ 
lager an der Grenze hätten verhin¬ 
dern können, was dort passiert ist. 
Mehr Überwachung und weitere Ver¬ 
schärfungen in der Flüchtlingspolitik 
sind kein Garant für mehr Sicherheit. 
Im Gegenteil: Sie bauen eine Kulis¬ 
se des Misstrauens und der schnellen 
Verdächtigung auf, die oft die Fal¬ 
schen trifft. Sie opfern unsere Frei¬ 
heitsrechte einer Sicherheit, die nur 
zum Schein besteht. Denn einen hun¬ 
dertprozentigen Schutz vor Amokläu¬ 
fen oder Attentaten gab es nie und 
wird es nicht geben. 

Weil der Attentäter von Würz¬ 
burg ein minderjähriger unbegleite- 
ter Flüchtling war, rücken jetzt alle 
Asylsuchenden als potentielle ticken¬ 
de Zeitbomben in das Visier selbst¬ 
ernannter Terrorexperten aus Politik 
und Presse. Wer sich aber mit den Fak¬ 
ten auseinandersetzt, sieht, dass Riaz 
Khan Ahmadzai nicht als verkappter 
Terrorist nach Deutschland gekom¬ 
men ist. Seine Tat hätte auch durch 
Grenzkontrollen und die vorheri¬ 
ge Abnahme seiner Fingerabdrücke 
nicht verhindert werden können. Die 
tatsächlichen Beweggründe für seine 
Tat und die Hintergründe seiner mut¬ 
maßlichen Radikalisierung bleiben 


Die vielfältig angeschlagene SPD hat 
sich eine neue Schramme geholt. Die 
Essener Bundestagsabgeordnete Pe¬ 
tra Hinz hatte ihren Lebenslauf ge¬ 
schönt und sich darin mit Abitur und 
Jurastudium ausgestattet. 

„In der Rückschau vermag Frau 
Hinz nicht zu erkennen, welche Grün¬ 
de sie seinerzeit veranlasst haben, mit 
der falschen Angabe über ihren Schul¬ 
abschluss den Grundstein zu legen für 
weitere unzutreffende Behauptungen 
über ihre juristische Ausbildung und 
Tätigkeit“, lassen ihre Rechtsanwälte 
verkünden. 

Dass sich andere Vertreter unserer 
politischen Eliten ihre Doktorwürden 
zusammenkopiert haben, macht die¬ 
sen Fall auch nicht besser. Die Frage, 
warum man oder frau in diesem Fall 
sich ausgerechnet in dieser ex-sozial¬ 
demokratischen SPD mit Abitur und 
Jurastudium versehen muss, um Kar¬ 
riere zu machen, ist ja eigentlich auch 
müßig. 

Eine andere Frage wurde aller¬ 
dings in den Medien nicht gestellt: Wa¬ 
rum hat ihre Partei denn ausgerechnet 
jetzt dieses Geheimnis lüften lassen? 
Wem ist die Essenerin denn mög¬ 
licherweise auf welchen Fuß getre- 


Die Grundsteuererhöhung von 300 auf 
450 Punkte kann man unterschiedlich 
bewerten. Von Seiten der SPD mein¬ 
te man, dass Steuererhöhungen nie 
schön sind. Dafür stehe aber für Rein¬ 
heim eine verlässliche Sozialpolitik. 
So könnten die Seniorenclubs weitere 
Unterstützung bekommen, die Vereine 
bekommen Zuschüsse. Die Kindergar¬ 
tengebühren sind gleich geblieben und 
weitere Vergünstigungen bleiben erhal¬ 
ten, damit die Stadt lebens-und liebens¬ 
wert bleibt. 

... Und alt und jung hätten mit der 
Steuererhöhung etwas dazu beigetra¬ 
gen. Soweit die Meinung der SPD. 

Doch was ist, wenn ich das Geld 
nicht habe, um die Steuererhöhung 


unklar - jedenfalls bis zum Abschluss 
der Ermittlungen. 

Nicht über die Aufrüstung des Si¬ 
cherheitsapparats oder Grenzkontrol¬ 
len sollte jetzt nachgedacht werden, 
sondern darüber, wie man islamisti- 
sche Radikalisierung frühzeitig erken¬ 
nen und verhindern kann. Unbegleite- 
te minderjährige Flüchtlinge sind ein 
willkommenes Ziel für IS-Rekruteure. 
Sie kommen traumatisiert und ohne 
familiären Rückhalt hierher und sind 
oft auf unbestimmte Zeit zu Untätig¬ 
keit verdammt. Auf der Suche nach 
Orientierung und Strukturen gehen 
einige von ihnen Kriminellen oder 
religiösen Hetzern auf den Leim, die 
ihnen versprechen, durch eine einzel¬ 
ne Tat zu Helden oder Märtyrern zu 
werden. Diese Flüchtlingskinder müs¬ 
sen durch eine starke Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe aufgefangen werden, bevor 
sich in ihnen Wut und Verzweiflung 
aufstaut. Sie brauchen Bildung und 
eine Perspektive. Es wäre ebenso fa¬ 
tal wie falsch, nun Angst, Hysterie 
und Misstrauen heraufzubeschwören 
und in jedem Muslim einen potenti¬ 
ellen Terroristen zu sehen. Denn das 
ist der Nährboden für den Rassismus 
aus der breiten Mitte der Bevölkerung, 
der unsere Gesellschaft nicht sicherer, 
sondern nur menschenfeindlich macht. 

Ulla Jelpke ist als Abgeordnete der Par¬ 
tei „Die Linke“Mitglied des Innenaus¬ 
schusses des Bundestages. 


ten? Sie gehörte immerhin zu jenen, 
die dem „Asylpaket II“ bei der Ab¬ 
stimmung im Februar im Deutschen 
Bundestag nicht zustimmte, stattdes- 
sen kritisierte: „Wie können wir den 
jetzigen Flüchtenden den Wunsch auf 
Familienzusammenführung bzw. Fa¬ 
miliennachzug verwehren? Wir sollen 
heute eine weitere unbefristete Ver¬ 
schärfung des Asylrechts beschließen, 
nur weil die CDU/CSU nicht bereit 
ist, ein modernes Einwanderungsge¬ 
setz zu beschließen?!“ 

Das tut vielen in der SPD weh. Ge¬ 
rade den Essener „Genossen“, die sich 
mit Parolen wie „Das Boot ist voll“ in 
die Stammtische einbrachten. Und 
SPD-Ratsherr Arndt Gabriel geriet 
unter Druck, weil er gleich zwei von 
ihm erworbene große Gewerbeim¬ 
mobilien als Flüchtlingsunterkünf¬ 
te an die Stadt Essen vermietet hat. 
Vorher hatte er sich allerdings im Es¬ 
sener Norden „zeitweilig als scharfer 
Kritiker der deutschen Asylpolitik 
und als Mahner vor zu hohen Flücht¬ 
lingszahlen profiliert“, wie die Lokal¬ 
presse schrieb. 

Dieser und andere SPD-Politiker 
aus Essen sind allerdings nicht zurück¬ 
getreten. 


zu zahlen? Wie sieht es mit den Men¬ 
schen aus, deren Miete durch die Er¬ 
höhung ansteigt und sie auf finanzielle 
Unterstützung angewiesen sind? Wer¬ 
den die Regelsätze erhöht? Manchmal 
heißt es in Diskussionen mit so man¬ 
chem Parteienvertreter: Ich kann doch 
nicht mehr ausgeben, wie ich Einkom¬ 
men habe. Dazu stellt sich die Frage: 
Wie soll man sich einteilen, wenn 
rückwirkend eine Steuererhöhung be¬ 
schlossen wird? Wer solche Beschlüs¬ 
se fast, sollte wissen, dass nicht jeder 
das gleiche finanzielle Niveau hat, wie 
er selbst. 

Darum: Das was der eine noch als 
„sozial“ bezeichnet, ist für den ande¬ 
ren nicht bezahlbar. 


Die Londoner City - ein 
deregulierter Stützpunkt der 
US-Banken 


Werner Sarbok zur „Affäre Hinz“ 

Rück- und Fehltritte 


Renate Grieger zur Erhöhung der Grundsteuer 

Was ist für wen sozial? 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Bis heute nicht rehabilitiert 


Zum 6o. Jahrestag des KPD-Verbots • Von Peter Dürrbeck 



Aktion gegen das drohende Verbot, Karlsruhe 1955 


A m 17. August 1956, also vor 
60 Jahren, verkündete das Bun¬ 
desverfassungsgericht das Ver¬ 
botsurteil gegen die Kommunistische 
Partei Deutschlands. Vorausgegangen 
war ein fünf Jahre dauerndes Verfah¬ 
ren. Eingeleitet wurde das Verfahren 
durch die Regierung Adenauer mit 
dem ehemaligen SA-Mann Gerhard 
Schröder (Innenminister). Prozessver¬ 
treter der Regierung war Ritter von 
Lex, ebenfalls im Naziregime einge¬ 
bunden. 

Prozessvertreter der KPD waren 
neben namhaften Rechtsanwälten 
Bundestagsabgeordnete und Mitglie¬ 
der des KPD-Parteivorstandes, die in 
der Nazizeit verfolgt und auf Geheiß 
der Regierung in Haft genommen wor¬ 
den waren. So wurden Josef Ledwohn 
und Fritz Rische aus dem Gefängnis in 
den Gerichtssaal vorgeführt. 

Die Richter waren sich nicht im 
Klaren, wie sie das Verbot begründen 
sollten, und zögerten mit der Verkün¬ 
dung des Urteils. Bundeskanzler Ade¬ 
nauer drängte massiv auf eine Urteils¬ 
verkündung, da der Prozess zu platzen 
drohte. Der Prozess hätte bei weiterer 
Verzögerung von einem anderen Senat 
neu geführt werden müssen. 

Der Rechtsanwalt Dr. Posser, der 
unter anderem auch zeitweise Justiz¬ 
minister in Nordrhein-Westfalen war, 
erwähnte bei einem Interview im Do¬ 
kumentarfilm „Als der Staat rot sah“, 
dass Adenauers Motiv sein starker 
Antikommunismus war. 

Bekanntermaßen hatte Adenauer 
keine Skrupel, Hans Globke als Staats¬ 
sekretär zu beschäftigen, der die Nürn¬ 
berger Rassegesetze für die NSDAP 
kommentiert hatte, oder Generalstäb¬ 
ler der Hitlerarmee mit dem Aufbau 
der Bundeswehr zu beauftragen. 

Allein schon diese Skandale machen 
deutlich, dass die Verfolgung der KPD 
und ihrer Mitglieder mit der Gründung 
der Bundesrepublik einsetzte. Natürlich 
geschah dies nicht nur aus Rache für die 
Niederlage des Faschismus, sondern die 
reaktionäre Politik in den USA und in 
Großbritannien begünstigten diese 
Entwicklung, wie auch der Korea-Krieg 
und die Niederlage der Günstlinge der 
USA in China sorgten für ein frostiges 
politisches Klima. 

Wenn heute von Historikern die 
Frage aufgeworfen wird, ob das Verbot 
hätte sein müssen, betrachte ich diese 
Fragestellung als eine Verkleisterung 
von Tatsachen. Das Verbot der KPD 
hat stattgefunden, weil ihr Einfluss 
bei Gegnern der Wiederaufrüstung 
groß war und der Widerstand gegen 
die Einbindung in Militär- und Wirt¬ 


schaftsbündnisse, die vor allem gegen 
die UdSSR gerichtet waren, bei vielen 
Menschen Anklang fand. 

Was im Kommunistischen Manifest 
geschrieben steht: „Ein Gespenst geht 
um in Europa ...“ treibt seit 1848 ro- 
yalistische und bürgerliche Politiker um. 

ln Lüneburg wurden die 
meisten Urteile gefällt 

In Niedersachsen wurden an der IV. 
Strafkammer des Landgerichts Lü¬ 
neburg wohl die meisten Urteile mit 
empfindlichen Haftstrafen gefällt. In 
einer Untersuchung von Geschichts¬ 
forschern aus Lüneburg wurde fest¬ 
gestellt, dass es Seilschaften von Juris¬ 
ten gegeben hat, die sich gegenseitig 
„Persilscheine“ ausgestellt hatten, ihre 
brauen Hemden in weiße Westen ver¬ 
wandelten. Dieser Vorgang war aber 
nur möglich, weil auch das niedersäch¬ 
sische Justizministerium mit Altnazis 
durchsetzt war und einige ehemalige 
Justizminister eine „braune“ Vergan¬ 
genheit hatten. 

Allerdings steht Niedersachsen da¬ 
mit nicht allein, in anderen Bundeslän¬ 
dern gab es ähnliche Erscheinungen. 

Interessant bei der Kommunisten¬ 
verfolgung war - auch schon vor dem 
Verbot der KPD -, dass viele Redak¬ 
teure von KPD-Zeitungen in den ein¬ 
zelnen Bundesländern verfolgt wurden, 
weil sie angeblich den Bundeskanzler 
Adenauer beleidigt hätten. Vor der IV. 
Kammer des Landgerichts Lüneburg 
ergingen Urteile, die zu Gefängnisstra¬ 
fen führten. Nebenstrafen waren keine 
Seltenheit und führten in einigen Fäl¬ 
len auch zum Berufsverbot und Entzug 
von Fahrerlaubnissen für Journalisten. 

Im Jahre 1955 wurde die ehemalige 
Landtagsabgeordnete der KPD Herta 
Dürrbeck zu drei Monaten Gefängnis 
verurteilt. Sie hatte gemeinsam mit den 
zwei anderen niedersächsischen Land¬ 
tagsabgeordneten der KPD Jugendli¬ 
chen geraten, sich nicht einschüchtern 
zu lassen und sie von ihrem Recht Ge¬ 
brauch machen sollten, nach Berlin zu 
reisen. Daraus machten die Lünebur¬ 
ger Staatsanwälte und Richter eine Un¬ 
terstützung der verbotenen FDJ. Her¬ 
ta Dürrbeck musste im Mai 1956 die 
Haft antreten. Was auch dazu führte, 
dass ihre Entschädigungsrente nicht 
auf Rente nach dem Bundes-Entschä- 
digungsrecht umgestellt wurde, die er¬ 
heblich höher gewesen wäre als die bis¬ 
her bezogene Rente nach dem nieder¬ 
sächsischen Landesgesetz. 

Der Vorsitzende des Gerichts war 
Landgerichtsdirektor Dr. Konrad Lens- 
ki. Lenski war unter anderem tätig als 
Kriegsgerichtsrat beim Feldgericht 6 in 


Norwegen und in Frankreich. In Frank¬ 
reich war er für mindestens 13 Todesur¬ 
teile verantwortlich. Nachweislich ließ 
er einen Zeugen Jehovas wegen Wehr¬ 
kraftzersetzung hinrichten. 

Oberstaatsanwalt bei dem Prozess 
in Lüneburg war Dr. Liebau. Liebau 
war 1943 verantwortlich für den Tod 
von neun tschechischen Bürgern. Wei¬ 
tere Verbrechen wurden aufgedeckt. 
Liebau musste als Staatsanwalt bei 
der 4. Kammer beim Landgericht Lü¬ 
neburg 1957 gehen und wurde Ober¬ 
amtsgerichtsrat in Seesen. 

Rehabilitierung ist bis 
heute nicht erfolgt 

Heute hat sich bei Historikern und vie¬ 
len Politikern durchgesetzt, dass das 
KPD-Verbot und die Berufsverbote 
undemokratische Akte waren. Auch 
wird vielfach auf die massenhaften Ver¬ 
folgungen hingewiesen und festgestellt, 
dass dies eine demokratische Entwick¬ 
lung behindert hat. Doch sind solche 
Erkenntnisse in der Praxis Lippenbe¬ 


kenntnisse, wenn eine Rehabilitierung 
der Verfolgten nicht erfolgt. 

Hinzu kommt ja noch, dass die Ur¬ 
teile gegen Mitglieder und vermeint¬ 
liche Mitglieder der KPD oft von 
Staatsanwälten und Richtern „an den 
Haaren“ herbeigezogen wurden. Der 
Rechtsgrundsatz „im Zweifel für den 
Angeklagten“ wurde kurzerhand um¬ 
gekehrt. Das beweisen unter anderem 
die Anwendungen von Paragraphen, 
die später als verfassungswidrig er¬ 
klärt wurden. 

Ebenfalls wird heute anerkannt, 
dass Richter und Staatsanwälte an den 
Strafkammern für die Verurteilungen 
von Kommunisten früher im Nazire¬ 
gime an verbrecherischen Urteilen be¬ 
teiligt waren. Praktisch saßen Naziver¬ 
folgte oft ihren ehemaligen Verfolgern 
wieder gegenüber. Oder mussten sich 
sagen lassen, dass sie aus ihrer Verfol¬ 
gung in der Nazizeit nichts gelernt hät¬ 
ten, denn sie seien ja nach 1945 wieder 
in der KPD Mitglied gewesen. 

Nach wie vor fehlt aber eine gründ¬ 
liche Aufarbeitung der Geschichte der 
Bundesrepublik. Zahlen über die Ver¬ 
folgungen von Kommunisten sind be¬ 
kannt. Einige Details wurden beschrie¬ 
ben. Gegen über 100 000 Bundesbür¬ 
ger wurden Verfahren eingeleitet, über 
8 000 Verurteilungen wurden angespro¬ 
chen. 

Wenn man bedenkt, dass viele 
Betroffene über die Beobachtungen 
und Verfahren nie etwas erfahren ha¬ 
ben, kann man feststellen, dass „Big 
Brother“ in der Bundesrepublik sehr 
aktiv war und es immer noch ist. 

Seit meinem 17. Lebensjahr wurde 
über mich (P. D.) beim niedersächsi¬ 
schen Verfassungsschutzamt Buch ge¬ 
führt und ich gehe mal davon aus, dass 
ich noch nicht ganz aus den Akten ver¬ 
schwunden bin. 

Ohne Annullierung des KPD-Ver¬ 
bots wird die Demokratie nicht Wirk¬ 
lichkeit werden, oder wie Rechtsanwalt 
Dr. Rolf Gössner schreibt, bleibt ein 
Anachronismus bestehen. 

In Sachen Rehabilitierung setzen 
die Bundes- und Landesregierungen 
auf eine biologische Lösung. Die Ver¬ 
folgungsopfer haben durch Renten¬ 
verluste eine Verlängerung ihrer ver¬ 
fassungswidrigen Verfolgung erfahren. 

Und auch nach ihrem Tode wird 
den Verfolgten Unrecht zugefügt, in¬ 
dem ihre Geschichte verleugnet wird 
und sie als Außenseiter dargestellt wer¬ 
den. Wenn in dieser Republik nicht 
endlich eine gründliche Aufarbeitung 


Veranstaltungen 
zum 60Jahrestag 
des KPD-Verbots 

Donnerstag, 4. August, 
Bremen 

19.00 Uhr im Bürgerhaus Weser- 
terassen, veranstaltet von der 
Bremer Antikapitalistischen Lin¬ 
ken - BAL, der DKP Bremen, der 
Initiative Nordbremer Bürger ge¬ 
gen den Krieg 

Podiumsdiskussion mit Patrik 
Köbele, Willi Gerns, Inge Höger 
(MdB,„Die Linke“), Prof. Dr. Ekke¬ 
hard Lieberam. Außerdem wer¬ 
den Spenden für Betroffene ge¬ 
sammelt. 

Sonnabend, 10. September, 
Karlsruhe 

Kundgebung und zentrale Ver¬ 
anstaltung des DKP-Parteivor- 
stands 

15 Uhr, Kundgebung, Platz der 
Grundrechte, Karlsruhe 
Es sprechen: Patrik Köbele, Karin 
Binder (MdB „Die Linke“) u.a. 

Anschließende Veranstaltung: 
Es sprechen Hans-Peter Bren¬ 
ner und Rechtsanwalt Hans E. 
Schmitt-Lermann, anschließend 
Podiumsdiskussion 
Kulturbeitrag: Erich Schaffner 
und Georg Klemp 

Sonnabend, 17. September, 
Nürnberg 

Nachbarschaftshaus Gostenhof, 
Adam-Klein-Straße 6 
Veranstaltung der Marx-Engels- 
Stiftung in Zusammenarbeit mit 
der DKP Nürnberg: 
mit Beiträgen u.a. von Peter 
Dürrbeck, Georg Polikeit, Hans 
E. Schmitt-Lermann 


der eigenen Geschichte erfolgt, brau¬ 
chen wir uns nicht zu wundern, dass 
Fremdenhass und Kriegsbereitschaft in 
der Gesellschaft weiterhin einen Nähr¬ 
boden haben. 


Broschüre zum Thema 


Die Idee zu der Broschüre,die im Juni erschienen ist,geht auf ein 
Seminar der DKP-Geschichtskommission beim Partei Vorstand 
der DKP an der Karl-Liebknecht-Schule zurück. Im Vorwort zur 
Broschüre „60 Jahre KPD-Verbot und politische Justiz“ schrie¬ 
ben Walter Bauer und Raphael Fleischer: 

„In diesem Jahr, 2016, jährt sich zum 60. Mal das Verbot der 
KPD. 

Über das Verbot und seine Auswirkungen wurden zahlreiche 
Bücher und dicke Stapel an Broschüren veröffentlicht. In Biogra¬ 
fien und zig Zeitungsartikeln ist bereits viel zu finden. Wozu also 
eine neue Broschüre? 

Zum einen soll es ein Anstoß sein,sich gründlich mit diesem, 
die bundesdeutsche Nachkriegsgesellschaft so prägenden Zeit¬ 
abschnitt zu beschäftigen. Mit der politischen Justiz und der 
Repression als systemimmanenten Teil dieser „Demokratie“. 

Zum anderen ist das KPD-Verbot nicht nur ein historisches, nach 
Jahrestagen zu zählendes Ereignis, sondern auch ein aktuelles 
Thema.Natürlichfürdie vielen,die noch immer um ihre politi¬ 
sche und rechtliche Wiedergutmachung kämpfen, aber auch für 
jeden einzelnen, der sich für eine andere Gesellschaft einsetzt. 

Es sind die Erfahrungen vom Kampf in der illegalität und der 
Kampf um die Legalität. Es sind die Erfahrungen der massiven 
Repression, ob politisch, privat oder beruflich. Es sind aber auch 
die Erfahrungen der Solidarität unter all jenen, die sich für eine 
bessere Gesellschaft einsetzen und unter derselben Repressi¬ 
on leiden. 

Der Spruch „Betroffen sind Einzelne, gemeint sind wir alle!“ trifft den Kern. Auf diesem Gebiet hat die KPD in ihrer 
Geschichte ja reichlich Erfahrung sammeln müssen. 

Schließlich stehen immer weniger Zeitzeugen zur Verfügung. Von einem wichtigen Kapitel unserer Geschichte 
wird bald nur noch zu lesen sein. Diese Broschüre möchte, dass diese Erfahrungen nicht vergessen werden. Von ih¬ 
nen zu wissen und daraus zu schöpfen ist uns ein Herzensanliegen.“ 

Zu beziehen über den Parteivorstand der DKP oder direkt über Walter Bauer, Postfach 810112, 90 246 Nürnberg 
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Über den „verantwortlichen Umgang“ 
mit dem Opium Religion 

Dietmar Dath versucht sich in „Leider bin ich tot“ am Jenseitigen 


Kultursplitter 


Eine der ältesten und immer noch wir¬ 
kungsmächtigsten Kommunikations¬ 
weisen ist DAS GERÜCHT. Gezielt 
eingesetzt oder dank neuer Formen wie 
Facebook oder Twitter wild gestreut, 
vermag es ganze Kampagnen in Gang 
zu setzen, zu denunzieren, lächerlich zu 
machen und/oder Verwirrung zu stiften. 
Schon bei den alten Griechen nicht un¬ 
bekannt: Das Gerücht, der trojanische 
Krieger Paris habe die schöne Helena 
entführt, wurde dankbar von den Athe¬ 
nern aufgegriffen, um einen langen, blu¬ 
tigen Krieg zu führen. Dass es eigentlich 
um die Herrschaft über die Handelswe¬ 
ge im östlichen Mittelmeer ging, taucht 
bei Homer zwar versteckt auf, aber lie¬ 
ber erzählt er tolle Heldengeschichten. 

Die Funktion und Wirkung von Ge¬ 
rüchten war am letzten Freitag Abend 
bis tief in die Nacht zu verfolgen. Die 
Berichte und Kommentare über das, 
was in München gegen 18 Uhr passiert 
war bzw. in den nächsten Stunden ablief, 
nährten sich aus einem solchen Sumpf. 
Es war spannend, wie binnen Minuten 
eine neue „Information“ im ersten Sen¬ 
der auftauchte und wie kurz oder lang 
dies danach von den anderen Sendern 
und den öffentlich-rechtlichen Anstal¬ 
ten nachgeplappert wurde. Manche Ge¬ 
rüchte hielten sich hartnäckig („Min¬ 
destens drei Täter“), andere verschwan¬ 
den schon nach kurzer Zeit („Es ist ein 
Überfall“). Die Entscheidung darüber, 
welches Gerücht am Leben gehalten 
wurde, hing vom Grad der Erregung 
oder den politisch-ideologischen Mög¬ 
lichkeiten ab, damit weiter zu zündeln, 
z.B. „islamistisch“. 

Gerüchte zu fabrizieren oder sie 
zu verbreiten ist ein Herrschaftsins¬ 
trument wie Lüge und Desinformati¬ 
on, kanalisiert aber auch vorhandene 
Angst und Wut in gewünschte Bahnen. 

Sommerzeit = Lesezeit 

Dieser so dämliche wie hartnäckig Jahr 
für Jahr genutzte Spruch, um Wegwerf- 
Lesestoff zu vermarkten, kann auch so 
interpretiert werden: Auf den Ferienin¬ 
seln für den Nord- und Mitteleuropäer 
leben nicht wenige Händler davon, beim 
Wochenendwechsel der Gäste die Ho¬ 
tels und Ferienwohnungen nach zurück¬ 
gelassenen Taschenbüchern zu durch¬ 
forsten. Den Betrieben ist es recht, sie 
müssen den „Müll“ nicht entsorgen, die 
Bücherkartons wandern in die Läden, wo 
sie einer Zweit-, sogar D ritt Verwertung 
harren, vieles davon geht zu den großen 
Ramschaufkäufern hier wie anderorts. 
Ein Buch sei nun empfohlen, das diesen 
Weg nicht gehen, sondern einen guten 
Platz im Regal finden sollte. Es geht um 
das Thema: Gerüchte und ihre Wirkung. 

Schwarzes Gold 

Die Grande Dame des französischen Kri¬ 
mis, Dominique Manotti, hat zum achten 
Mal ein Buch veröffentlicht, das den Satz 
„Alle Geschichte ist die Geschichte von 
Klassenkämpfen“ am Beispiel beschreibt. 
Sehr dicht gewoben, komplex in den 
Handlungssträngen, lakonisch und prä¬ 
zise in der Sprache, also das, was einen 
Krimi ausmachen sollte. Dieser Roman 
erzählt aus der Sicht eines Kommissars, 
der nach Marseille versetzt wurde, vor¬ 
dergründig die Geschichte zweier Mor¬ 
de, die aussehen wie von Mafia-Clans be¬ 
stellt. Ein Wust falscher Informationen, 
Details, die in die Irre führen, verlegter 
Akten und immer wieder neuer Gerüch¬ 
te, die bis in die persönliche Integrität 
des Kommissars hineinreichen, verwirren 
ihn und uns. Erst langsam schält sich, wir 
schreiben das Jahr 1973, der Hintergrund 
der Geschehnisse heraus, die erste große 
Ölkrise steht bevor, die OPEC emanzi¬ 
piert sich von den „Sieben Schwestern“ 
(den Erdölkonzernen) und kleine und 
große Gangster versuchen neben den 
Hauptakteuren aus Industrie, Politik und 
Militär ein Stück vom Kuchen zu ergat¬ 
tern. Die Morde, die nur zur Bereinigung 
des Spielfelds dienten, werden immer un¬ 
wichtiger, das Gespinst aus „Wer hat wen, 
wann und wo und warum“ ausgetrickst 
und wo bleibt unser kleiner Kommissar, 
machen dann den Reiz des Romans aus. 
Natürlich geht es aus wie im richtigen Le¬ 
ben und Brecht hat Recht. 

Dominique Manotti, Schwarzes Gold, 
Argument Verlag, Berlin 2016 

Herbert Becker 


E s sei ein „provokanter und verblüf¬ 
fender Roman über Religion - eine 
Meditation über den Glauben und 
das Böse, über die Zeit, denkende Win¬ 
de, Komplexitätstheorie und die Schuld 
der Väter“ vermutet der Klappentext. 
Ein Versuch eines, nach eigenem Bekun¬ 
den, Atheisten, Gott oder das Göttliche 
zu verstehen. Dass so etwas keine trivi¬ 
ale Veranstaltung werden kann, versteht 
sich von selbst. Erst recht dann nicht, 
wenn der Autor Dietmar Dath heißt. 

Dass der Text voller mehr oder we¬ 
niger versteckter Zeichen und Verweise 
daher kommt, die es zu entschlüsseln 
und recherchieren gilt (wenn man das 
denn mag), ist da noch die am leich¬ 
testen zu nehmende Hürde. Man kann 
sich zuweilen des Eindrucks schwer er¬ 
wehren, dass den Autor vor allem eine 
Sorge plagt: als unterkomplex wahrge¬ 
nommen zu werden. Unberechtigter¬ 
weise. Diese zuweilen kryptologische 
Verspieltheit bringt die erzählerische 
Stringenz auf den 461 vielfältig vollge¬ 
packten und mit reichlich Parallelstruk¬ 
turen versehenen Seiten nicht in jedem 
Fall voran. Viel schwerer aber wiegt die 
Frage nach dem Sinn des Ganzen. 

Ein reichlich beackertes Feld. Wenn 
Marx in der, Dath sicherlich gut vertrau¬ 
ten, Einleitung zur Kritik der Hegelschen 
Rechtsphilosophie formuliert, „die Kri¬ 
tik der Religion ist die Voraussetzung 
aller Kritik“ und weiter, gewissermaßen 
als Grundbedingung allen (nichttrivia¬ 
len) Forschens postuliert, „Der Mensch, 
der in der phantastischen Wirklichkeit 
des Himmels, wo er einen Übermen¬ 
schen suchte, nur den Widerschein sei¬ 
ner selbst gefunden hat, wird nicht mehr 
geneigt sein, nur den Schein seiner selbst, 
nur den Unmenschen zu finden, wo er 
seine Wirklichkeit sucht und suchen 
muss“, dann stellt sich die Frage, wie sich 
in der, sagen wir künstlerisch-fiktiven Su¬ 
che nach dem Über-Irdischen, die Suche 
nach der Wirklichkeit des Irdischen ver- 
orten lässt. Ob sich in der phantastischen 
Form tatsächlich der reale, irdisch-sozia¬ 
le Inhalt aufspüren lässt. Oder ob es am 
Ende nicht doch nur der „Schein seiner 
selbst“ ist, dem man bei derartigen Un¬ 
ternehmungen aufsitzt. 

„Es gibt mehr Ding 4 im Himmel und 
auf Erden, als eure Schulweisheit sich 
träumt.“ (Hamlet, I./V., Schlegel) Die 
düsteren Ahnungen kommenden Un¬ 
heils des eigentlich der wittenbergischen 
Rationalität verpflichteten Dänenprin¬ 
zen, scheinen gewissermaßen leitmoti¬ 
visch Daths Bemühungen zu begleiten. 
„Die Zeit ist aus den Fugen. Weh’ mir zu 
denken, dass ich geboren ward’, sie wie¬ 
der einzurenken!“ (I./V.) Shakespeare 
sieht den Zusammenbruch der ehemals 
geordneten, feudalen Welt, lebt in der 
Übergangsgesellschaft des Absolutis¬ 
mus, in der sich („Der Kaufmann von 
Venedig 44 ) die wenig erfreulichen Um¬ 
wälzungen der kommenden bürger¬ 
lich-kapitalistischen Profitgesellschaft 
längst andeuten. Wie Hamlet zögert 
auch Dath, er legt sich nicht fest, weicht 
auf Jenseitiges, auf Denkmöglichkeiten 
jenseits der Wirkung-Ursache-Logik, 
der linearen Zeit-Rationalität aus. Eine 
prononcierte „Message“ sucht man ver¬ 
geblich. Außer vielleicht jener, dass es 
die Eindeutigkeiten und Sicherheiten 
von „Messages“ nicht gibt. Dafür er¬ 
füllt sich die zerstörerische Kraft der 
düsteren Ahnungen und Andeutungen 
in seinem Buch umso eindeutiger und 
sicherer. „Leider bin ich tot“. 

„Habe nun ach! Philosophie, Juriste¬ 
rei und Medizin, und leider auch Theo¬ 
logie! durchaus studiert mit heißem Be- 
mühn. Da steh ich nun, ich armer Tor! 
(...) und sehe, dass wir nichts wissen 
können! Das will mir schier das Herz 
verbrennen!“ Auch Goethes Faust teilt 
Hamlets und Daths Erkenntnisskepsis. 
Er ist bekanntlich bereit nicht nur die 
Existenz eines Jenseitigen anzuerken¬ 
nen, sondern auch, in einem sehr dies¬ 
seitigen Erkenntnisinteresse, sich dar¬ 
an zu verkaufen. Wobei das Jenseitige, 
Mephisto, bei Goethe eher als durch¬ 


aus diesseitiges, dialektisches Entwick¬ 
lungsprinzip, als „ Geist, der stets ver¬ 
neint“ und „Teil von jener Kraft, die 
stets das Böse will und stets das Gute 
schafft“, daherkommt, denn als wohl¬ 
möglich allmächtige, religiös-metaphy¬ 
sische Negativkategorie. Goethe veröf¬ 
fentlicht „Faust I“ 1808. Auch ihm ist die 
„Zeit aus den Fugen“. Gerade ist der Ex¬ 
pansionismus Napoleons dabei alle auf¬ 
klärerisch-republikanischen Illusionen 


abzuräumen. Statt vernunftgeleitet in 
Kants „ewigem Frieden“, befinden sich 
die europäischen Mächte im geostrate- 
gisch motivierten großen Krieg um die 
Grundlagen zur globalen Vorherrschaft: 
„Da steh ich nun, ich armer Tor!“ 

„Die Zerstörung der Vernunft“ 
(Lukäcs), welche mit der Entwick¬ 
lung des Kapitalismus und erst recht 
mit der des Imperialismus einher ging, 
ist kaum umfassender vorstellbar als 
im atomaren Overkill und im anthro¬ 
pogenen Klimagau. Seit 1989 mit der 
Großen Alternative auch die Chance 
(!) auf Überwindung der Kriegs-, Kri¬ 
sen- und Profitlogik zusammenbrach, 
erschien (und erscheint) die Zemen¬ 
tierung der Irrationalität vollständig. 
Die Chance auf Rückgewinnung der 


Vernunft entschwand sukzessive, sel¬ 
ten bewusst, aber immer bedrohlicher 
aus dem Bereich des Denkmöglichen. 
Entsprechend kleinteilig bleiben die 
„Lösungs“ansätze. Ob „es nicht vor¬ 
stellbar wäre, dass nicht der ,liebe 
Gott 4 unsere Sprache verwirrt hat, son¬ 
dern dass wir die Sprache von etwas 
verwirrt haben, das größer und stärker 
ist als wir selber - nämlich des ganzen 
Weltsystems, des sozialen Weltsystems, 


in dem wir leben“, fragt Dath in einem 
Deutschlandfunk-Interview. Auch ihm 
ist die „Zeit aus den Fugen“. „Gewissen, 
Mitgefühl 44 lässt er seine „Heldin“ Cyan/ 
Kain sagen, „Weißt du, das ist etwas für 
Leute, die leben. Aber leider bin ich tot 44 
1947 schreibt Thomas Mann in 
„Doktor Faustus“: „Deutschland, die 
Wangen hektisch gerötet, taumelte da¬ 
zumal auf der Höhe wüster Triumphe, 
im Begriffe, die Welt zu gewinnen kraft 
des einen Vertrages, den es zu halten 
gesonnen war und den es mit seinem 
Blute gezeichnet hatte. Heute stürzt es, 
von Dämonen umschlungen, über ei¬ 
nem Auge die Hand und mit dem an¬ 
deren ins Grauen starrend, hinab von 
Verzweiflung zu Verzweiflung.“ In Ad¬ 
rian Leverkühn verkauft sich das deut¬ 


sche Volk für seine „wüsten Triumphe“ 
an den/die braunen Teufel. Und muss 
diesen „mit Blut gezeichneten Vertrag“ 
fast mit seiner Existenz bezahlen. Der 
aufziehende Kalte Krieg begann nicht 
nur die Hoffnungen einer postfaschisti¬ 
schen rationalen Humanität zu zerstö¬ 
ren. Mehr noch. Die Bombe gestattete 
dem Irrationalismus erstmals, die Exis¬ 
tenz der gesamten Spezies in Frage zu 
stellen. 

In „Leider bin ich tot“ wird aus 
dem genialen Tonsetzer eine deutsche 
Black-Metal-Band mit (neo)faschisti- 
schen Wurzeln und Bezügen. Auch sie 
kämpft - mit der entsprechenden Un¬ 
terstützung, „die germanischen Götter, 
Satan, Hitler, alles zusammen“ und ei¬ 
ner äußerst begabten Einflüsterin - 
um den großen Auftritt. Die ultimati¬ 
ve Show. Entsprechend spektakulär 
dann auch der Horror Infernal, der To¬ 
tentanz, in dem die ganze Szenerie am 
Ende untergeht. 

Dath schließt mit einem fast idyl¬ 
lisch-bukolischen Relativismus. Wieder¬ 
holt kommt ein literarischer Doppelgän¬ 
ger des britischen Philosophen Galen 
Strawson ins Spiel. „Ob man der Sohn 
ist oder der Vater, man weiß es nicht.“ 
Strawson ist nicht die einzige reale Per¬ 
son, die Dath fiktiv in seinen Roman ein¬ 
gebaut hat. Seine eigene übrigens auch. 
„Wie man das, was sich abgespielt hat, 
im Weiteren bewertet“, schließt Dath 
ganz im Sinne des realen Strawson, 
„hängt wohl davon ab, ob man sich dazu 
entschließen kann, Cyan/Kain für böse 
zu halten oder nicht.“ Dass sie/er, Cyan/ 
Kain, das „Böse“, auch weiterhin in der 
Welt ist, und „größer werden“ will, daran 
lässt der Autor keinen Zweifel. 

In der literarischen Auseinanderset¬ 
zung mit der tiefen Widersprüchlichkeit 
der Klassengesellschaften kann der Ir¬ 
rationalismus seinen symbolischen Aus¬ 
druck natürlich auch im Mythos, im Jen¬ 
seitigen, in Mephisto finden. Bei Shakes¬ 
peares Hamlet steht der (positive) Geist 
für die (drängend-mahnende) histori¬ 
sche Herausforderung des Menschen 
an der Schwelle zwischen mittelalterli¬ 
chem Universalismus und aufgeklärter 
Moderne. Bei Goethe und erst recht bei 
Thomas Mann ist es (negativ) die zyni¬ 
sche Versuchung der bürgerlichen Auf¬ 
klärung durch die politökonomisch- 
machtpolitischen Verführungsmittel 
der kapitalistischen/imperialistischen 
Gesellschaft. Diese große Linie ist aus 
dem im Buch angedeuteten Pantheis¬ 
mus schwer heraus zu lesen. Allenfalls 
das objektiv-real Mögliche des Bloch- 
schen Prinzips Hoffnung: „Diese Leute 
und solche wie sie, sind die einzige Hoff¬ 
nung, die ein Mensch braucht“, heißt es 
am Ende über zwei der überlebenden 
Freunde „des Journalisten“. 

„Wenn Marx Recht hat und es Opi¬ 
um ist, dann kann man ja sagen, nur ein 
verbissener Puritaner würde sagen, da¬ 
mit muss es automatisch verboten wer¬ 
den, weil es Opium ist. Man kann ja ei¬ 
nen verantwortungsvollen Umgang mit 
Rauschmitteln durchaus anstreben“ 
antwortet Dath in besagtem Interview. 
Ja, mit manchen Rauschmitteln sicher¬ 
lich. Aber mit Religion? 

Klaus Wagener 


Wir feiern Fidels 90. Geburtstag 

Fiesta Moncada 

Samstag, 13. August 2016,15-20 Uhr 

Botschaft der Republik Kuba Außenstelle, Kennedyallee 22-24, Bonn 
Live Musik • Kubanische Küche • Cocktail Bar • Zigarren 

Veranstalter: Botschaft der Republik Kuba - Außenstelle Bonn, Cuba-Hilfe Dortmund, Cuba Si, DKP Cuba-AG, 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba (Bundesvorstand, Regionalgruppen Bonn, Essen, Köln), Humanitäre-Cuba- 
Hilfe, Soli Cuba, SDAJ, SJD Die Falken, Eintritt frei 

Plakataktion zu Fidel Castros 90. Geburtstag 

9-13. August 2016, Berlin, Dresden, Essen, Frankfurt/Main, Freiburg, Hamburg, Leipzig, München, Rostock und 
Stuttgart 

„Weil es der Genosse einfach verdient, bereiten wir unsere große Plakataktion zum 90. Geburtstag von Fidel 
Castro vor: In Deutschland wird dem Comandante in 10 Städten auf 90 Großplakaten von Leserinnen und Le¬ 
sern der Tageszeitung junge Welt gedankt!“)!/!/ 


DIETMAR DATH 

LEIDER 



Dietmar Dath: Leider bin ich tot. suhrkamp taschenbuch 4654, Klappenbroschur, 
461 Seiten. 16,99 EurolSBN: 978-3-518-46 654-4 
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Lahme Ente Kommunalpolitik? 

Ein Bericht zur Kandidatur der DKP/Offenen Liste Hannover bei den Kommunalwahlen am n. September 

wendigkeit von Kommunistinnen und 
Kommunisten im Rathaus uns nicht 
genügend Menschen wählen, um ein 
Mandat zu erreichen, so ist das kein 
Schwächezeugnis. Allein was wir durch 
unsere gesteigerte Präsenz auf der Stra¬ 
ße bisher an Zuspruch bekommen ha¬ 
ben, die tausende Gespräche, die wir in 
einer so kurzen Zeit geführt haben, die 
konkreten Hilfsangebote, die uns von 
bisher uns unbekannten Menschen ge¬ 
macht worden sind, waren ein Gewinn. 
So hatte sich bei uns ein Mensch gemel¬ 
det, dass er mehrere Hundert UZ extra 
bestellt habe, und uns fragte, wo er sie 
für uns am sinnvollsten verteilen sollte. 
Eine andere Person bot ihre Hilfe beim 
Plakataufhängen an, eine dritte fragte, 
wie sie uns mit ihrer freien Zeit unter¬ 
stützen könnte. 

Seit anderthalb Jahren haben wir 
mit unserem „Roten Freitag“ unser 
Parteibüro freitagnachmittags zum 
Klönschnack, politischen Austausch 
und „einmal richtige Rote sehen“ für 
die Menschen unserer Stadt geöffnet. 
Und seit vier Monaten sind so viele 
Menschen zu Besuch gewesen wie nie 
zuvor. Das macht nicht nur Mut, son¬ 
dern sogar Spaß! 

Und eines ist auch so ganz neben¬ 
bei ganz schön. Endlich auf die Frage: 
„Und tretet ihr eigentlich an? Kann ich 
euch denn überhaupt wählen?“ einfach 
mal zu antworten: „Ja, natürlich kannst 
du uns wählen.“ 

Frank Darguß 

oft konfrontiert. Diesen ersten Test ha¬ 
ben wir also bestanden. 

Wir haben ein gutes Programm, das 
diese und mehr Fragen und Aktions- 
bedarfe zusammenfasst, geschrieben 
und kandidieren stadtweit für den Rat 
und in drei Schwerpunktbezirken auch 
für die Bezirksräte (siehe Infokasten). 

Auch hierfür haben wir Gespräche mit 
unseren eigenen Mitgliedern führen 
müssen, ob sie sich bereit erklären, so 
verstärkt in die Öffentlichkeit zu treten. 

Nicht immer eine leichte Entscheidung, 
wenn Erinnerungen an Berufsverbote 
oder andere Verfolgung mitspielen. 

Auch das wurde geschafft. Ein weiterer 
Test ist, erfolgreich das gesamte Partei¬ 
aktiv in dem Wahlkampf zu integrieren. 

Hier ist das Ergebnis noch nicht festge¬ 
schrieben. 

Es ist völlig offen, mit welchem 
Stimmenergebnis wir aus den Wah¬ 
len gehen. Aber wenn trotz aller Not- 


Das sind die Themen der DKP/Offenen Liste Hannover 


★ Wohnungsmangel, 15 000 bis 21 000 Woh¬ 
nungen werden bis 2020 fehlen; 

★ zu hohe Mieten, bei neuvermieteten Woh¬ 
nungen beträgt die Kaltmiete bis zu 10 Euro; 

★ der Anteil der Wohnungen mit Belegrechten 
ist auf mittlerweile 19 000 gesunken, bei einem 
Bedarf von 38 Prozent aller Haushalte an güns¬ 
tigem Wohnraum; 

★ Privatisierung von öffentlichen Plätzen und 
Anlagen fürs Profitinteresse; 

★ Abbau der sozialen und kulturellen Infra¬ 
struktur, in den letzten 20 Jahren sind zehn 
Stadtteilbibliotheken geschlossen worden, 
ein Teil der öffentlichen Schwimmbäder ist 
privatisiert worden und jetzt als Spaßbad nur 


mit hohen Eintritt zu benutzen, ein andererTeil 
kann wegen fehlender Sanierung gar nicht oder 
nurzumTeil genutzt werden. Dabei können laut 
DLRG mittlerweile etwa ein Drittel aller Kinder 
und Jugendlichen nicht mehr schwimmen! 

★ Die Stadt quillt übervon Autos der Menschen, 
die zur Arbeit oder nach Hause wollen, doch die 
Fahrpreise des ÖPNV werden in schöner Regel¬ 
mäßigkeit jedes Jahr in der Vorweihnachtszeit 
erhöht. 

★ Die Stadt beklagt zu geringe Einnahmen, 
doch sind es die Parteifreunde der regierenden 
Parteien, die auf Landes- und Bundesebene 
dafür sorgen, dass Steuereinnahmen nicht aus¬ 
reichend auf die Kommunen verteilt werden. 


Eigentlich ist Hannover „Friedensstadt“, sogar 
Partnerstadt von Hiroshima und Mitglied in 
„Mayors for peace“, doch erlaubt sie der Bun¬ 
deswehr, auf jeder Berufs- und Ausbildungs¬ 
messe fürs Sterben zu werben. Selbst in den 
Schulen darf sie ihre mordlüsterne Propaganda 
betreiben. 

★ Wir sind für eine menschenwürdige 
Unterbringung von Flüchtlingen in Woh¬ 
nungen statt dauerhafter Unterbringung in 
Massenunterkünften und Sporthallen. Kein 
„Gegeneinander-Ausspielen“ von Flüchtlin¬ 
gen, Obdachlosen, Erwerbslosen, Schülern, 
Mietern und anderen Bevölkerungsgruppen - 
Geld ist genug da! 


D ie Notwendigkeit, dass sich Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten 
in der Kommunalpolitik enga¬ 
gieren, schlägt uns auch in Hannover 
von allen Ecken entgegen: Mangel an 
preiswerten Wohnungen, Privatisie¬ 
rungen, Abbau der sozialen und kultu¬ 
rellen Infrastruktur, Finanznot, men¬ 
schenunwürdige Unterbringung der zu 
uns Geflüchteten und die Präsenz der 
Bundeswehr im öffentlichen Raum. Es 
gibt genug für uns zu tun. Gerade in 
Zeiten von Kommunalwahlen sind das 
gute Gründe, diese Themen anzuspre¬ 
chen und auch ins Rathaus zu tragen, 
sprich, zu den Wahlen anzutreten. Die 
Frage stellt sich natürlich, lohnt sich das 
überhaupt und schaffen wir das? 

Eins ist klar: Von selbst läuft so ein 
Wahlantritt nicht. 700 Unterstützungs¬ 
unterschriften mussten unsere Genos¬ 
sinnen und Genossen in 14 Wahlkreisen 
sammeln, das hieß bis zu 4 000 Gesprä¬ 
che führen. Ein Test, ob die Menschen 
unserer Stadt uns als DKP/Offene Liste 
überhaupt akzeptieren. In den Gesprä¬ 
chen konnten wir feststellen, dass wir 
mit unseren Forderungen durchaus die 
Sorgen und Nöte der Bürgerinnen und 
Bürger kennen und ansprechen. Denn 
mit Beschwerden über Unbill im All¬ 
tag, die immer mit hohen Mieten, ho¬ 
hen Fahrpreisen oder fehlenden Mit¬ 
sprachemöglichkeiten im Stadtgesche¬ 
hen zu tun hatten, wurden wir auf der 
Straße mit unseren Klemmbrettern mit 
Unterschriftenformularen in der Hand 



DKP-Plakat am zentralen Steintorplatz, der durch zwei Kaufhausbauten beseitigt werden soll. Gegen die Bebauung des 
Steintorplatzes gibt es einen stadtweiten beträchtlichen Widerstand, das beliebte Eiscafe von Massimo DallÄsta im 
Hintergrund des Fotos soll im Zuge der Bebauung liquidiert werden. Rats-SPD und Rats-Grüne wollen es abreißen lassen. 


Die Reichen wollen ja schließlich auch schön wohnen 

ln Düsseldorf wandelt sich eine Lungenheilanstalt für arme Leute zum Luxusdomizil für die High Society 


Bebauungspläne spiegeln die Kräfte¬ 
verhältnisse in der Kommunalpolitik. 
Das gilt auch für die Wohnungsbau¬ 
politik. Krasser als im Nobelviertel 
Grafenberg in Düsseldorf können die 
Klasseninteressen kaum aufeinander- 
stoßen. Dabei hatte alles so gut ange¬ 
fangen. Vor nun mehr als 100 Jahren. 

Die Geschwister Otto David und 
Henriette Fellinger hatten 1876 an der 
Stadtwaldstraße ein Grundstück er¬ 
worben. Dort ließen sie im Jahr 1900 
die Heilstätte „Waldesruh“ bauen. 1904 
wurde daraus die „Stiftung zum Wohle 
kranker und pflegebedürftiger Ange¬ 
höriger der minderbemittelten Bevöl¬ 
kerungskreise“. 

Auch die Nutzung änderte sich zwi¬ 
schenzeitlich. Aus der Heilstätte wur¬ 
de während des 1. Weltkrieges ein La¬ 
zarett, danach richtete der „Verein für 
Säuglingsfürsorge und Wohlfahrtspfle¬ 
ge im Regierungsbezirk Düsseldorf“ 
eine Kinderlungenheilstätte mit 115 
Betten ein. Seit 1924 engagierte sich 
die Landesversicherungsanstalt (LVA) 
Rheinprovinz für lungenkranke und tu¬ 
berkulosegefährdete Kinder zwischen 
sechs und 16 Jahren. 

Eine solche „Sozialgeschichte“ steht 
im Widerspruch zu den Verwertungsin¬ 
teressen der Grafental GmbH & Co. KG. 
Methode: Entmietung, Abriss, Neubau 
von 80 bis 190 (!) Luxuswohnungen auf 
2,3 Hektar. Wenn der Hochhaus-Plan 


verwirklicht wird, gibt es vom Penthouse 
den Blick über die Stadt bis zum Rhein. 
Aber die Vorzüge liegen direkt vor der 
Haustür: Die weitgehend unverbauten 
Gerresheimer Höhen mit dem Wild¬ 
park Grafenberger Wald. Die Galopp- 
Rennbahn gilt als die „wohl schönste 
Rennbahn in Deutschland“. Der Golf¬ 
club - Monatsbeitrag bis 185 Euro - bie¬ 
tet eine „sportive Clubatmosphäre“, eine 
„Supergastronomie“ und eine Driving- 
Range mit Flutlichtanlage zum Üben 



langer Schläge. Dazu der Rochusclub 
für das internationale Tennisspiel. Und: 
Borussia Düsseldorf mit Bundesliga- 
Tischtennis der Weltelite. 

Seine gehobenen Pläne möchte der 
Investor mit Zustimmung der lokalen 
Politik und Verwaltung durchgesetzt 
wissen. Dazu müssen wohnungspoli¬ 
tische Vorgaben ausgehebelt werden, 
denn das „Handlungskonzept Woh¬ 
nen“ der Stadt Düsseldorf schreibt bei 
großen Objekten 40 Prozent für sozia¬ 
len und preisgedämpften Wohnungsbau 
vor. Diese „Beschränkung“ will der In¬ 
vestor umgehen, indem er an anderer 
Stelle entsprechende Wohnungen an¬ 
bieten will. Straße und Hausnummer 
werden allerdings nicht genannt. 

Die Verwertung des Grundstücks er¬ 
scheint außerordentlich lukrativ, denn 
die Wohnlage gehört zu den besten in 
Düsseldorf. Es gibt Vergleichszahlen: 
Die umgebaute ehemalige katholische 
Volksschule von 1844, in der später städ¬ 
tische Ämter untergebracht waren, wird 
als „Wohngefühl mit Wohnkomfort“ in 
der Altstadt angeboten. 182,75 Qua¬ 
dratmeter für 1 630 000 Euro. Nach 
Angaben der WZ kostet der Carport 
allerdings extra 19 000 Euro. Im be¬ 
nachbarten Andreas-Quartier steigt der 
Quadratmeterpreis bis zu 16 000 Euro. 

Aus der DKP Gerresheim kam so¬ 
fort Protest. Gewarnt wurde davor, 
dass die Stadtverwaltung und der Pla¬ 


nungsausschuss „Geschmeidigkeit“ ge¬ 
genüber den Wünschen des Investors 
zu erkennen geben könnte. 

Die Segregation (Ausgrenzung, Ver¬ 
lagerung) von Arm und Reich ist kein 
Einzelfall in Düsseldorf. Aber selbst da, 
wo die Armen nicht mehr vertrieben 


werden können, weil sie schon die un¬ 
terste Stufe des Wohnniveaus erreicht 
haben, kann es noch schlimmer kom¬ 
men: So verlangte ein Vermieter im 
Arbeiterstadtteil Hassels-Nord nach 
„Sanierung“ eine Mietsteigerung von 
60 Prozent. Uwe Koopmann 



Foto links: Die DKP forderte, die Säule unter Denkmalschutz zu stellen. Die 
Inschrift lautet: „Zum Gedächtnis der Stifter von Waldesheim Geschwister Otto 
u. Henriette Fellinger. Schlicht im Leben, Reich beim Geben, Frei im Denken, Froh 
beim Schenken.“ Foto oben: Ein Teil der Wohnungen des Zentralgebäudes wurde 
bereits „entmietet“. 
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Drei Tage im Juli - Nachlese zum 19. UZ-Pressefest 

Die Pressefestleitung Wera Richter, Uli Abcynski und Klaus Leger ziehen eine vorläufige Bilanz 


UZ: Das 19. UZ-Pressefest liegt hin¬ 
ter uns und euch. Was war für euch das 
Wichtigste? 

Klaus Leger: Die solidarische Stim¬ 
mung ist wohl das Prägende dieses 
Festes. Das haben mir auch ganz viele 
Besucherinnen - mit und ohne DKP- 
Parteibuch - bestätigt. Ich persönlich 
bin noch immer ganz begeistert von un¬ 
serem Jugendverband. So haben SDAJ- 
Genosslnnen aus Münster palettenwei¬ 
se antiquarische Literatur und anderes 
Material über den ganzen Platz gekarrt. 
Und die Arbeit der SDAJ-Keksbriga- 
de, die nach dem Fest die Bodenplatten 
vom modrigen Schlamm gereinigt hat, 
verdient einen Orden. Die SDAJ hat 
einen großen Anteil an der Ausstrah¬ 
lung und am guten Gelingen des Pres¬ 
sefestes. Wenn das die Zukunft unserer 
Partei ist, dann können wir optimistisch 
sein! 

Wera Richter: Ja, da stimme ich Klaus 
voll zu. Was den Jugendverband angeht 
sowieso, aber auch was die Stimmung 
angeht. Es war eine ganz besondere At¬ 
mosphäre. UZ-Pressefest eben. 

Die aktuellen Ereignisse in der Tür¬ 
kei unterstreichen für mich noch ein¬ 
mal wie wichtig unsere Einladung an 
Grup Yorum und unser Kampf gegen 
das Auftrittsverbot zwei Wochen zuvor 
in Gladbeck waren. Auch in Dortmund 
hat der Staatsschutz versucht, Druck 
auf die Stadt und den Revierpark aus¬ 
zuüben. Wir haben uns davon nicht be¬ 
irren lassen. Natürlich hätten wir uns 
mehr Besucherinnen für dieses Kon¬ 
zert gewünscht, aber die, die da waren, 
waren begeistert. 

Es gab weitere schöne und zum Teil 
neue Elemente in einem insgesamt 
gelungenen Programm zum Beispiel 
das Kinder-Konzert mit Fredrik Vah¬ 
le, die Kleinkunstbühne an der Kogge 
oder das Brecht-Programm in der Eis¬ 
halle, der Auftritt des Hans-Beimler- 
Chors aus Berlin, aber auch der von 
Dota Kehr, der Kleingeldprinzessin, 
auf dem Lenin-Platz. Natürlich hat es 
weh getan, dass das Programm auf der 
Hauptbühne am Sonntag vor allem der 
Auftritt des KunstSalonOrchesters um 
Klaus den Geiger durch das Wetter 
gestört wurde. Schließlich haben wir 
entschieden, das Abschlusskonzert mit 
Esther Bejarano und der Microphone 
Mafia in die Eishalle zu verlegen. Es 
war ein würdiger und toller Abschluss. 
Ich will sagen, wir hatten auch einige 
schwierige Situationen zu meistern und 
haben das mit Ruhe, Vertrauen und 
großer Solidarität untereinander hin¬ 
bekommen. Da will ich vor allem Uli 
Abc mit seiner Erfahrung danken. 

Uli Abcynski: Ich war vor allem beein¬ 
druckt vom Durchhaltevermögen und 
dem Willen vieler junger, aber auch äl¬ 
tere Genossinnen und Genossen dieses 


Fest zu ermöglichen. Wir hatten wieder 
eine tolle Truppe für den Auf- und Ab¬ 
bau. Alle zogen an einem Strang, egal 
welche Meinung sie auch in der Partei¬ 
auseinandersetzung haben. Da war die 


Verlegung von zehn Tonnen Panzer¬ 
platten und sechs Tonnen Holz schnell 
erledigt. Die Solidarität untereinander 
war toll, es gab keine Streitigkeiten. Wir 
hatten viel Spaß und haben viel vonei¬ 
nander gelernt. 

UZ: Aber es war dieses Mal mit den 
Platzverhältnissen durch den anhal¬ 
tenden Regen vor dem Fest auch ganz 
schön anstrengend, oder? 

Uli Abcynski: Es stimmt, diesmal war 
es besonders schwierig. Durch die zu¬ 
sätzlich nötigen Arbeiten kamen wir 
auch an unsere Grenzen. Sammy und 
andere haben die Helferparty ver¬ 
schlafen, so müde waren sie. Das gab 
es noch nie. Aber es überwiegen doch 
die schönen Erlebnisse und auch Fort¬ 
schritte. Klaus hat schon die Keks- 
Brigaden und den tollen Einsatz der 
SDAJ erwähnt. Schön war das Erlebnis 
mit Ingolf und seiner Frau, die früher 
bei vielen Festen geholfen haben und 
jetzt wieder Lust bekommen haben, 
mitzuhelfen. Es war einfach toll. Be¬ 
wundert habe ich Katrin, mit welcher 
Ruhe sie die Hygieneabnahme durch¬ 
geführt hat, und zwar erfolgreich. Da¬ 
mit hatten wir nach den Erfahrungen 
in den letzten Jahren fast nicht mehr 
rechnen dürfen. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Revierparks ha¬ 
ben uns großartig unterstützt. Es gab 


von vielen die Aussage, wir dürfen gern 
wiederkommen. 

Meine Begründung für dieses Fest, die 
ich 2015 gegeben habe, hat sich voll be¬ 


natürlich auch Bedenken, ob wir ein 
Pressefest 2016 durchführen können, 
aber nach vielen Diskussionen mit 
Freundinnen und Genossinnen kom¬ 
me ich zum Schluss: Ein Pressefest 2016 
ist zu packen und kann uns weiterbrin¬ 
gen, wenn wir es gemeinsam in Angriff 
nehmen.“ Gemeinsam und Solidarisch 
haben wir es geschafft. Dafür ein gro¬ 
ßes Dankeschön an alle Beteiligten! 

UZ: Das 19. UZ-Pressefest sollte ein 
Fest des Friedens und der Solidarität 
sein. Hat das Fest gehalten, was ihr ver¬ 
sprochen habt? 

Wera Richter: Auf jeden Fall. Die Ge¬ 
danken Frieden, Antifaschismus und 
Internationale Solidarität haben sich 
wie ein roter Faden durch das Pro¬ 
gramm gezogen - durch das zentrale 
Programm, das der Dortmunder Kreis¬ 
organisation in der Perle, das der Bezir¬ 
ke, aber auch das der Bündnispartner 
zum Beispiel im Zelt der Linksfrak¬ 
tion des Bundestages, im Roten Zelt 
antifaschistischer Initiativen und bei 
der jungen Welt. Die Zahl unserer in¬ 
ternationalen Gäste war so hoch wie 
nie und entsprechend die Begrüßung 
der Vertreterinnen von 29 Parteien und 
drei Botschaften im Rahmen des An¬ 
tikriegsmeetings auf der Hauptbühne 
durch Günter Pohl, unseren Internati¬ 
onalen Sekretär. Und wahrscheinlich 


habengar nicht alle mitbekommen: 
Das Bündnis Dortmund gegen Rechts 
hat Flüchtlinge aus einer Dortmunder 
Unterkunft zum Pressefest eingeladen 
und ihre Anreise organisiert. Mehr als 


100 Gäste wurden mit Buttons und Ta¬ 
schengeld ausgestattet und haben sich 
bei uns sehr wohl gefühlt. 

Auf dem Pressefest wurden wichti¬ 
ge Fragen diskutiert. Dabei sind wir 
Streitfragen in der Bewegung bewusst 
nicht aus dem Weg gegangen, sondern 
haben sie angepackt und mit wichtigen 
Protagonisten diskutiert. Wir haben mit 
Vertreterinnen der VVN und mit Horst 
Schmitthenner über den Kampf gegen 
die AfD und auch über das Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“ disku¬ 
tiert und unseren Standpunkt darge¬ 
legt. Wir haben Vertreter der Friedens¬ 
bewegung mit ihren unterschiedlichen 
Positionen an einen Tisch geholt und 
über die Perspektiven und das „Wie 
weiter?“ gesprochen und nicht zuletzt 
über die EU und den Brexit diskutiert. 
Es war ein sehr politisches Fest und 
trotz der hohen Anzahl an Diskussio¬ 
nen waren alle gut besucht. 

Neben den Schwerpunkten Frieden 
und Antifaschismus gab es wichtige 
Runden zur Gewerkschaftspolitik und 
Branchentreffen zum Gesundheitswe¬ 
sen und der Automobilindustrie. Auch 
hier haben sich Genossinnen getroffen, 
um nach dem Fest gemeinsam weiter¬ 
zuarbeiten. 

UZ: Besuch und Beteiligung waren ähn¬ 
lich wie bei den Vorgängerfesten. Was 
war besonders auffällig? 


Klaus Leger: Wir wollten wieder ein 
generationsübergreifendes Fest auf 
die Beine stellen und das ist uns ge¬ 
lungen. Die jüngsten Besucher hatten 
viel Spaß auf dem Kinderfest, nicht 
nur Fredrik Vahle hat die Kleinen 
(und Großen) begeistert. Und ge¬ 
genüber im Cafe K wurden jene Ge¬ 
nossinnen und Genossen geehrt, die 
bereits in den ersten Jahren nach der 
Befreiung vom Faschismus den Weg 
in die kommunistische Bewegung 
gegangen sind und unsere Partei bis 
heute prägen. Es war vor allem auch 
ein junges Fest. Im großen Jugendbe¬ 
reich der SDAJ war immer viel los. 
Diskussionen, Musikveranstaltungen 
und Feten lösten sich fast rund um die 
Uhr ab. 

UZ: Schon beim Aufbau war durch die 
Beschädigung von Zelten der erste fi¬ 
nanzielle Schaden entstanden. Wagst 
du dich schon an eine Bilanz? 

Klaus Leger: Die Beschädigung der 
beiden leeren Zelte ist ärgerlich. Wir 
haben daraus für die Sicherheit beim 
Aufbau unsere Konsequenzen gezo¬ 
gen, uns aber ansonsten nicht irritie¬ 
ren lassen. Für eine abschließende fi¬ 
nanzielle Bilanz ist es noch zu früh. 
Wir können auf kommerzielle Spon¬ 
soren und Eintrittspreise verzichten, 
weil viele hundert Einzelspender weit 
über 100.000 Euro aufgebracht ha¬ 
ben. Bis heute treffen täglich mehrere 
Zahlungen auf dem Spendenkonto für 
das UZ-Pressefest ein. Für diese hohe 
Spendenbereitschaft möchte ich mich 
noch einmal herzlich bedanken und 
werde in einer der nächsten Ausgaben 
der UZ Rechenschaft über die Verwen¬ 
dung dieser Gelder ablegen. 

UZ: Was fällt euch bei der Zahl 2018 
ein? 

Uli Abcynski: Am 7. Juli 2018 werde 
ich Rentner. Und: Vor 50 Jahren traf ich 
zum 1. Mal Mitglieder der SDAJ, der ich 
dann auch bald beitrat. 

Wera Richter: 2018? Unsere Partei 
und die SDAJ feiern ihren 50. Ge¬ 
burtstag. Und wenn ich die vielen po¬ 
sitiven und begeisterten Stimmen zum 
Pressefest höre, kann ich mir auch 
schon vorstellen, in welchem Rah¬ 
men wir diese Geburtstage feiern. 
Es gibt kaum eine Auswertung ohne 
den Hinweis „nächstes Mal“ machen 
wir dieses oder jenes besser. Wir wol¬ 
len jetzt schnell eine Arbeitsgruppe 
bilden, um auch konzeptionell über 
das 20. Pressefest nachzudenken. Für 
mich sieht das nach Hattrick aus: DKP, 
SDAJ und das UZ-Pressefest feiern 
Geburtstag. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 
für die UZ. 


stätigt. Da habe ich gesagt: „Ich habe 



Auf Achse für Frieden Fiesta Moncada in Nürnberg 

Friedens-Fahrradtour NRW von Münster nach Köln Auftakt der kubanischen Revolution gebührend gefeiert 


Vom 30. Juli bis zum 6. August findet 
in NRW die Friedens-Fahrradtour 2016 
statt. „Für ein ziviles Europa, frei von 
Atomwaffen und AKWs! Für Frie¬ 
densschutz durch Klimaschutz!“ ist das 
Motto der diesjährigen Friedensfahr¬ 
radtour der DFG-VK NRW. 

Start wird in Münster sein, der Stadt 
des „Westfälischen Friedens“ aber auch 
eine Stadt des Militärs. Die Urananrei¬ 
cherungsanlage in Gronau, die NA- 
TO-Kommandozentrale in Kalkar, 
der niederländische Atomwaffenstütz¬ 
punkt Volkel, der Braunkohletagebau 
im Hambacher Forst und weitere Orte 
liegen auf der Strecke. Zum Jahrestag 
des Atombombenabwurfs auf Hiro¬ 
shima am 6. August ist die Ankunft in 
Köln geplant. Dort findet gemeinsam 
mit der Kölner Friedensbewegung eine 
große Aktion zur Erinnerung an Hiro¬ 
shima und zum Protest gegen die aktu¬ 
elle Atombombenrüstung statt. 


Für die Fahrt sind folgende Etappen 
geplant: 

30 Juli: Münster (NATO-Eingreiftrup- 
pe) - Gronau (Urananreicherungsan- 
läge) 

31. Juli: Gronau - Ahaus (Atommüllla¬ 
ger) - Borken 

1. August: Borken - Kalkar (NATO- 
Kommandozentrale) - Kleve 

2. August: Kleve - Volkel NL (Atom¬ 
waffenstützpunkt) 

3. August: Volkel NL - Kevelaer 

4. August: Kevelaer - Mönchenglad¬ 
bach (Klimaschutzveranstaltung mit 
Andreas Zumach) 

5. August: Mönchengladbach - Geilen¬ 
kirchen (AWACS-Stützpunkt) - Jülich 

6. August: Jülich - Hambacher Forst - 
Köln (Hiroshima -Gedenktag 

Weitere Informationen im Inter¬ 
net: www.nrw.dfg-vk.de/themen/Fahr- 
radtour.html 



Am 26. Juli 1953 hat die versuchte 
Erstürmung der Moncada-Kaserne 
durch Fidel Castro 
und seine Revoluti¬ 
onäre die Initialzün¬ 
dung gegeben für 
die später siegreiche 
kubanische Revo¬ 
lution. Aus diesem 
Grund feierten DKP 
und SDAJ jetzt be¬ 
reits zum dritten Mal 
gemeinsam mit der 
Freundschaftsgesell¬ 
schaft BRD-Kuba, 
dem Deutschen Frei¬ 
denker-Verband, der 
KAZ und der Partei 
„Die Linke“ die Fies¬ 
ta Moncada in Nürn¬ 
berg. 

Bei gutem Wetter ka¬ 
men über 100 Men¬ 


schen zusammen, um die kubanische 
Revolution zu feiern. Es gab Gegrill¬ 


tes, leckere kubanische Cocktails und 
allerhand Infos über die sozialistische 
Insel. 

Der Erlös der Feier 
kommt dem Proyecto 
Tamara Bunke zugu¬ 
te. Dieses gemeinsa¬ 
me Projekt von SDAJ 
und FG BRD-Kuba 
ermöglicht Jugend¬ 
lichen, für ein hal¬ 
bes Jahr nach Kuba 
zu reisen, um dort 
zu studieren und das 
Land von einer ande¬ 
ren Seite her kennen 
zu lernen. 

CS 


Mehr Infos zu dem 
Projekt auf berich- 
teaushavanna.word- 
press.com 
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„Der Mensch ist 
erst wirklich tot, 
wenn niemand mehr 
an ihn denkt. “ 
Bertolt Brecht 

Hesi Sittner 

Ist 81-jährig am 21.7. 2016 gestorben. 

Das Pressefest haben wir noch zusammen genossen, uns 
riesig gefreut, wozu unsere Partei nach wie vor in der Lage 
ist, so etwas zu stemmen. 

Er war immer da, wo die Partei ihn auch hinschickte; an¬ 
gefangen als Jungredakteur beim Jugendmagazin „Elan", 
dann für den „Bauernruf" verantwortlich, schließlich als 
Redakteur für die „UZ" und dann als Vorsitzender der 
„Zentralen Schiedskomission" der DKP. 

Aber für ihn auch immer wichtig: die Arbeit in unserer 
Kreisorganisation Dortmund. Ob als „Ghostwriter" für unse¬ 
re damaligen Hoesch-Betriebsräte oder am Infostand, bei 
Demonstrationen oder danach mit „Heisse Eisen", als diese 
Stadt- und nicht mehr die Zeitung für Hoesch war. 

Seine große Liebe galt Kuba. Drei Familienarztpraxen haben 
wir nach der „wende" gebaut. Er leitete die Brigaden, das 
erfüllte ihn mit großem Stolz. 

Wir denken in Liebe an ihn und die vielen, schönen Jahre, 
die wir prima bewältigt haben, auch als er seine Beine ver¬ 
lor. Hopp, hopp, hüpfte er aufs Klo, ins Bett oder ins Auto: 
nicht jammern, es geht immer weiter, immer nach vorne 
schauen. 

Ein schönes und erfülltes Leben geht damit zu Ende. 

Margrit und Torsten Sittner 

Auf Wunsch des Verstorbenen findet die Beisetzung ano¬ 
nym und ohne Trauerfeierlichkeiten statt. 

Wer seine Trauer zum Ausdruck bringen möchte, kann 
gerne für die Kuba-Solidarität eine Spende überweisen: 
Spendenkonto DKP Parteivorstand; Stichwort „Sittner", GLS 
Bank, DE 36 4306 0967 4002 4875 02 



„Ich glaube weiterhin fest daran, 
dass eine bessere Welt möglich ist!” 

Fidel Castro, 2004 

Hermann Sittner 

Wir trauern um 

Hesi 

Kämpfer, Agitator, Internationalist, 
Parteiarbeiter und Freund, 
unser Genosse ist gestorben 

DKP Kreis Dortmund 
DKP Gruppe Dortmund-West 
DKP Parteivorstand 
uz - Redaktion und Verlag 


Ein Mann , der Herrn K. lange nicht gesehen hatte , 
begrüßte ihn mit den Worten: „Sie haben sich gar nicht 
verändert. "„Oh!" sagte Herr K. und erbleichte. 

(Bertolt Brecht) 

warum erbleichte Herr Keuner? 

Oder: Was ist Dialektik? 

Dialektik-Seminar der DKP Nürnberg vom 9 . bis 11 . 
September 2016 in Pappenheim 

Wir befassen uns mit dem Thema Dialektik, bereiten uns aber 
auch auf die Bundestagswahl vor. Herzliche Einladung an alle 
interessierten! 

Weitere Informationen und Anmeldungen über: 

info@dkp-nuernberg.de 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


f - 

Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



f -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im4otsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Alles Gute zum Geburtstag! 

Wir gratulieren ganz herzlich den folgenden 
Genossinnen und Genossen zu ihren 
(halb-) runden Geburtstagen im 1. Halbjahr 2016: 

Brigitte Kremer zum 60. Geburtstag 
Dieter Hornberger zum 60. Geburtstag 
Fred Herger zum 65. Geburtstag 
Hildegard Weiter zum 80. Geburtstag 

Wir wünschen Euch weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 


Welt im Kopf 
Und mit sich trug sie immer 
die Vision der heilen Welt, 
auch als sie zwischen Schlachten, 
in denen eine Welt zerstückelt wurde, 
traumlos schlief. 
[nach Heinz Kahlau] 


Unsere Genossin 

Traudel Groten 

wurde am 27. Juli 2016 90 Jahre alt! 

Liebe Traudel, 

Du hast die Welt kennengelernt in der schlimmsten Zeit 
des Faschismus. Schon in sehr jungen Jahren wurdest 
Du zur Arbeit in eine Berliner Munitionsfabrik gepresst. 
Um dieser Arbeit zu entgehen, meldetest Du Dich mitten 
im Krieg als Krankenschwester. Das Ergebnis der Barba¬ 
rei von Krieg und Faschismus hast Du hautnah erlebt. So 
lerntest Du die Welt kennen. 

Es ist wunderbar, dass Du Dir Deine vorsorgliche, hilfrei¬ 
che und zupackende Freundlichkeit erhalten hast. 

Zu uns kamst Du spät - aber keineswegs zu spät. Du 
warst zusammen mit Deinem Hein (Kolberg) unermüd¬ 
lich in Schulen und bei Antifa-Demos unterwegs, um ein 
anderes Geschichtsbuch aufzuschlagen und vor dem 
Faschismus zu warnen. 

Deine Teilnahme an unseren Versammlungen ist uns 
immer eine Freude. Mit Deinen strahlenden Augen und 
Deiner herzlichen Freundlichkeit bist Du ein ruhender 
Pol in unserer Gruppe. Es ist schade, dass Deine lädier¬ 
ten Knochen keine weiteren Aktivitäten mehr erlauben. 

Wir gratulieren Dir herzlich! 

Deine DKP Aachen 
und SDAJ Aachen 




•folareich steuern 


Untemehmen er 


stb-nriannherz.de 


WWW 



Rote Sommerschule 2016 



• jW von Montag bis Sonnabend in 
Ihrem Briefkasten. 

• Sie sparen 45 Prozent zum Normalpreis. 

• Das Abo endet automatisch, es muss 
nicht abbestellt werden. 


www.jungewelt.de/Sommerschule 

Bestellungen auch unter 0 30/53 63 55-80/-81/-82 



Unsere Genossin 

Katharina Preller 

wurde am 17. Juli 2016 
70 Jahre alt! 

Liebe Tini, 

nun - mit 70 - willst Du uns verlassen. Nach dem Tod 
von Ali möchtest Du die ländliche Idylle Eures Bauern¬ 
hofs hinter Dir lassen. Es zieht Dich nach Berlin. 

Deine große Gastfreundschaft - vor allem bei unseren 
1.-Mai-Feiern zusammen mit unseren Bündnispartnern - 
sind legendär. Das wird uns fehlen. 

Aber auch Deine unermüdlichen Gespräche mit Interes¬ 
sierten an unseren Infoständen sind schlecht zu erset¬ 
zen. Auch das werden wir vermissen. 

Die Losung „Nie wieder Faschismus. Nie wieder Krieg!" 
gehört zu Deinem Fundament. 

In Deinem neuen Zuhause wünschen wir Dir eine gute 
Ankunft. Wir hoffen, dass Du gerne an uns zurückdenkst, 
und wir uns nicht ganz aus den Augen verlieren. 

Alle guten Wünsche zu Deinem Geburtstag 

Deine DKP Aachen 
und SDAJ Aachen. 



Unser Genosse 

Norbert Maintz 

wurde am 27. Juli 2016 
70 Jahre alt! 

Lieber Norbert, 

lange warst Du ein kämpferischer Betriebsratsvorsitzen¬ 
der. Bei dieser schwierigen Aufgabe blieben ab und an 
Ärger und Enttäuschungen nicht aus. Aber immer bliebst 
Du an der Seite der arbeitenden Klasse. Dein ganzes Den¬ 
ken und Handeln drehte und dreht sich um die Stärkung 
der Klassenorientierung in der Gewerkschaftspolitik. 

Dein Engagement nimmst Du mit in den Senioren-Ar- 
beitskreis Deiner Gewerkschaft und bist ihr immer ein 
kritischer Begleiter. Deine geduldige Diskussionsbereit¬ 
schaft bei unseren Infoständen ist immer überzeugend. 
Nicht zu vergessen ist Dein konsequentes Eintreten ge¬ 
gen Faschismus und Krieg. 

Du wirbst - vor allem wegen unserer Grenznähe zu Bel¬ 
gien - für die Zusammenarbeit der Gewerkschaften auf 
europäischer und internationaler Ebene, um ein Ausspie¬ 
len nationaler Belegschaften zu verhindern. 

Behalte Deinen Mut und Deine Ausdauer! 

Wir gratulieren Dir herzlich 

Deine DKP Aachen 
und SDAJ Aachen. 



DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 27./28. August 2016 

„Revolutionäre Strategie in 
nichtrevolutionären Zeiten“ 

Referenten: P. Becher, P. Graubner, J. Lloyd 

„Worauf es vor allem ankommt, und wodurch wir uns von 
Reformisten unterscheiden ist, dass wir im Kampf um Re¬ 
formen niemals unser sozialistisches Ziel aus dem Auge 
verlieren.“ Diese Feststellung von Willi Gerns benennt den 
zentralen Ankerpunkt für die Kommunistische Partei im 
Umgang mit dem Verhältnis von Reform und Revolution. 

Die Frage, ob und wie sich die sozialistische Perspekti¬ 
ve im Charakter unseres Reformkampfes niederschlägt, 
oder ob Letzterer unbeeinflusst vom Ziel ein Teil unserer 
Strategie sein kann, ist eine der Fragen, mit denen wir 
uns im Seminar beschäftigen wollen. Welche Bedeutung 
die DKP dem Kampf um Reformen als einem Mittel zum 
Herankommen an die Revolution beimisst, ist eine weitere 
Frage. 

Der zu seinem Geburtstag im Dezember 2015 erschiene¬ 
ne Band mit Texten von Willi Gerns, dem wir auch den Ti¬ 
tel unseres Seminars entliehen haben, bietet reichhaltiges 
Material für unsere Diskussion. Das Seminar setzt eine 
Reihe von Veranstaltungen zur Strategie der DKP aus 
2014 (Antimonopolistische Demokratie) und 2015 (Über¬ 
gänge zum Sozialismus) fort. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise 
kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. 
Ab Freitag 30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 
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Wie ein Kind auf der Schulbank 

Betr: „Den Rassismus begreifen und 
bekämpfen“, UZ vom 22.7.2016, S. 9 

Der Artikel ist eine wortreiche Er¬ 
klärung, warum die Partei den Aufruf 
„Aufstehen gegen Rassismus“ nicht un¬ 
terschrieben hat. Warum wird das nicht 
klar und eindeutig gesagt? Falls man 
eine Aussage im Aufruf vermisst, kann 
das benannt/kritisiert, aber trotzdem 
unterschrieben und dann gemeinsam 
gekämpft werden. 

Als ich am Schluss des Artikels 
war, hatte ich das Gefühl, als Kind auf 
der Schulbank zu sitzen. Dieser be¬ 
lehrende Ton ist überheblich und ar¬ 
rogant. Was „wir“ genauestens zu ler¬ 
nen haben, lehrt uns die Realität. Aus 
ihr haben wir Schlüsse zu ziehen. Für 
mich heißt das, Woche für Woche ge¬ 
gen BRAGIDA zu kämpfen, und zwar 
in einem Bündnis, das im Januar 2015 
von über 300 Parteien, Gewerkschaf¬ 
ten, Organisationen und Einzelpersön¬ 
lichkeiten gegründet worden ist. Dass 
dieses Bündnis den Aufruf „Aufstehen 
gegen Rassismus“ aus Einsicht in die 
Notwendigkeit unterschrieben hat, war 
selbstverständlich. Dazu kommen Ak¬ 
tionen gegen die AfD und die Jungen 
National„demokraten“ denen ein ge¬ 
walttätiges Mitglied angehört, das nach 
über 30 Straftaten incl. Körperverlet¬ 
zung nun endlich in U-Haft genommen 
worden ist. 

Ich verstehe nicht, warum der Verfas¬ 
ser sich nicht der marxistischen Termino¬ 
logie bedient. Die Weltanschauung von 
Kommunisten ist eine Wissenschaft, die 
auf den Lehren von Marx, Engels und 
Lenin sowie weiteren Klassikern beruht 
und keine Ideologie. Deshalb: Marx be¬ 
greifen - Rassismus bekämpfen! 

Heide Janicki , Braunschweig 

Antifaschismus ohne 
Kommunisten? 

Betr: „Ist Antifaschismus 
verfassungsfeindlich?“, UZ vom 

8.7.2016 und Leserbrief dazu vom 

22.7.2016 

Vorbemerkung der Redaktion: Wir wie¬ 
derholen wesentliche Teile des Leser¬ 
briefs von Thomas Mehner zum oben 
genannten Artikel, die gekürzt worden 
waren. 

Das Urteil des Münchner VG gegen 
die VVN-BdA stützt sich wesentlich 
auf zwei Vorwürfe: Mitarbeit von Kom¬ 
munisten und Nähe zu einem klassen¬ 
mäßig begründeten Antifaschismus, 
der den Faschismus als Form bürgerli¬ 
cher Herrschaft versteht. Daran ist aus 
zwei Gründen nichts Außergewöhnli¬ 
ches: 1. weil beides schlicht selbstver¬ 
ständlich sein sollte und 2. weil von 
staatlichen bürgerlichen Institutionen 
gar nichts anderes zu erwarten ist, als 
dass sie daraus den Vorwurf der Demo¬ 
kratie- bzw. Staatsfeindlichkeit kons¬ 
truieren. (...) 

So weit, so klar. Aber wie geht nun 
die VVN-BdA mit diesen „Vorwür¬ 
fen“ um? Kämpft sie um die Legitimi¬ 
tät, Berechtigung, Notwendigkeit eines 
klassenmäßig begründeten Antifa¬ 
schismus? Steht sie bewusst zur Mit¬ 
arbeit von Kommunisten? Vertritt sie 


den Standpunkt, wenn die bayerische 
Staatsregierung wirklich demokra¬ 
tisch sein wollte, müsste sie den Anti¬ 
kommunismus aufgeben? Leider nein. 
Statt dessen ein dreifaches Lamento, 
wie sie sich durch den Kommunismus¬ 
vorwurf diffamiert (!) fühlt: „Für den 
Prozess ... wurde die Diffamierung 
wieder aus der antikommunistischen 
Mottenkiste geholt. Kein Mittel ist hier 
der Staatsregierung zu billig - Haupt¬ 
sache, die VVN-BdA kann mit dem 
Etikett kommunistisch 4 belegt wer¬ 
den.“ Und froh ist sie darüber, dass der 
Vorwurf gegen eine ihrer Funktionä- 
rinnen, sie habe einen Infostand von 
Kommunisten geleitet, nicht stimmte 
und im VS-Bericht geschwärzt werden 
musste. Trauriges Fazit: Die VVN-BdA 
weicht vor dem Antikommunismus zu¬ 
rück, distanziert sich vom kommunis¬ 
tischen Bündnispartner. Und was sagt 
die Partei/UZ zu diesem Versagen? 
Leider nichts. Das ist schon sehr irri¬ 
tierend. 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Kandidat in Nördlingen 

Betr.: Unser Pressefest 

Als „Noch-Mitglied“ der Partei „Die 
Linke“ habe ich an allen drei Tagen am 
UZ-Pressefest teilgenommen. Möglich 
wurde mir das nur durch die Hilfe mei¬ 
nes Freundes Uwe und die DKP-Ge- 
nossen aus Heidenheim. Dafür Dank. 
Aus mehreren Gründen war die Teil¬ 
nahme für mich ein unglaublich schö¬ 
nes und wichtiges Erlebnis: 

Das Pressefest hat durch die inter¬ 
nationale Beteiligung gezeigt, welch 
hohes Ansehen die DKP auch als so¬ 
genannte „kleine“ Partei international 
in der organisierten Arbeiterbewegung 
genießt. Durch die aktive Beteiligung 
(mit Info-Ständen, Diskussionsrednern) 
vieler hier im Inland tätiger Organisa¬ 
tionen und lebender Personen - auch 
ausländischer Mitbürger - wurde die 
Bedeutung der DKP und ihrer Zeitung 
als integrierender Kristallisationspunkt 
unglaublich deutlich. 

Besonders erfreulich waren für 
mich auch die vielen jungen Besu¬ 
cher des Pressefestes. Das erscheint 
mir gerade auch wegen der täglich auf 
sie einwirkende antikommunistische 
Hetze besonders hervorhebenswert. 
Beeindruckend war für mich auch 
die Vielfalt der Präsentationen (in¬ 
haltlich, dokumentarisch, kulturell) 
der einzelnen Bezirksorganisationen 
der DKP. 

Erstaunlich auch, dass trotz rela¬ 
tiv schlechter Wetterverhältnisse gut 
40000 Menschen das UZ-Pressefest 
besucht haben. 

Das alles hat - zusammengenom¬ 
men - bewiesen, wozu auch eine mit¬ 
gliedermäßig kleine kommunistische 
Partei fähig ist, wenn sie prinzipientreu 
und ehrlich die Interessen der arbeiten¬ 
den Mensch vertritt. 

Von „Der Linken“ kann ich das 
so ohne weiteres nicht mehr pauschal 
behaupten. Deshalb habe ich mich als 
UZ-Leser schon vor dem Pressefest 
bereit erklärt, als „Linker“ für die DKP 
(die hier keine Mitglieder hat) aus So¬ 


lidarität zur Bundestagswahl 2017 als 
Kandidat zur Verfügung zu stehen. 

Götz Bockmann , 
Chefredakteur i.R., Nördlingen (im 
bayerischen Schwaben) 

Gruß aus Irland 

Betr.: Unser Pressefest 

Ich möchte mich bei euch bedanken, 
dass ihr mich und die „Workers 4 Party 
of Ireland“ zum UZ-Pressefest in Dort¬ 
mund eingeladen habt. Ich war schwer 
beeindruckt vom Fest selbst und vom 
erheblichen Organisationsaufwand, der 
dazu nötig war. Es war eine fantastische 
Schau des Internationalismus und der 
Solidarität und eine wirklich vergnügli¬ 
che Veranstaltung. Am Ende wurde das 
Wetter ein wenig unfreundlich. Den¬ 
noch werde ich das Fest noch lange in 
guter Erinnerung behalten. 

Ein Wort der Anerkennung und des 
Dankes an euch und eure Genossen. 

John Jefferies, 
Workers ( Party of Ireland 

Aus der „Pegnitz-Zeitung“ 

Betr.: Unser Pressefest 

In der „Pegnitz-Zeitung“ erschien ein 
Bericht über das UZ-Pressefest. Die 
Zeitung schrieb: 

„Drei Mitglieder der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP) aus 
dem Nürnberger Land, Michael Maas, 
Joachim Sporkenbach und Leslav Koj, 
waren im Revierpark Wischlingen in 
Dortmund dabei beim Pressefest der 
Parteizeitung ,UZ’. Als Helfer unter¬ 
stützten sie das Festival mit nach Ver¬ 
anstalterangaben rund 40 000 Besu¬ 
chern. Unter anderem erlebten sie die 
dänische Formation „The Movement“, 
die türkische Folkloregruppe ,Grup 
YorunT, die in ihrer Heimat politischen 
Repressalien ausgesetzt ist, sowie die 
HipHop-Formation ,Microphone Ma¬ 
fia’ mit der Auschwitz-Überlebenden 
Esther Bejarano als Gastsängerin. Es 
gab daneben Diskussionsforen und Vor¬ 
träge zu Themen wie Flucht und Migra¬ 
tion, TTIP sowie Zukunft der Arbeit.“ 
Erich Schreier ; Röthenbach/Pegnitz 

Altes und neues 
Schiffshebewerk 

Betr.: „Hafenalarm in Düsseldorf“ UZ 
vom 22.7.2016, S. 12 

Vielleicht dazu passend das vielbe¬ 
suchte Schiffshebewerk Niederfinow 
bei Eberswalde am Oder/Havelkanal. 
Noch während der Weimarer Republik 
begonnen und 1934 in Betrieb genom¬ 
men, läuft es bis heute störungsfrei. Of¬ 
fene ehrliche, transparente Stahlkonst¬ 
ruktion, einfach zu warten und notwen¬ 
dige Teile leicht zu erneuern. 

Direkt daneben entsteht jedoch ein 
neues Schiffshebewerk. Ummantelt mit 
Beton. Wie können da notwendige Re¬ 
paraturarbeiten erkannt und durchge¬ 
führt werden? Die Baustelle, Erdbewe¬ 
gungsarbeiten, neues Vorbecken harrt 
ihrer Vollendung. Wir schauten uns den 
Werbefilm im Informationszentrum an. 
In diesem Film hielt der damalige Bun¬ 
desminister Tiefensee anlässlich der 
Grundsteinlegung 2007 eine Ansprache 


mit den Informationen: 235 Mio. Euro 
werde das Projekt kosten. Der Bund 
nimmt dieses Geld gerne in die Hand 
mit Fördermitteln der EU. Größere 
Containerschiffe können dann größere 
Mengen an Waren transportieren. Die 
Region werde dadurch wirtschaftlich 
gewinnen, und vor allem versprach er 
Arbeitsplätze. Ob die Baukosten in dem 
vorgegebenen Rahmen blieben, wie sie 
sich weiter entwickelt haben? 

Die Wasserstraße wurde inzwischen 
von einer Bundeswasserstraße zu einer 
Landeswasserstraße heruntergestuft. 
Das wird wohl bedeuten, dass das Land 
für die weitere Betreuung und Folge¬ 
kosten im Zusammenhang mit dem „ 
hochmodernen“ neuen Schiffshebe¬ 
werk in die Pflicht geht. Es müssen 
auch einige Schleusen, die zu dem Sys¬ 
tem gehören, saniert werden. Geschieht 
dies nicht, ist das Schiffshebewerk obso¬ 
let. Das Land Brandenburg hat jedoch 
„kein oder zu wenig Geld“. Viele Groß¬ 
bauprojekte folgen einem Strukturmus¬ 
ter der Umverteilung von öffentlichen 
Mitteln zu den Konzernen und Banken. 
Finstere Zeiten. 

Monika Gottwald, per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 



Einladung an alle Hel¬ 
ferinnen und Helfer 
des 19. Pressefestes 
der UZ 

Pressefest-Helferfete! 
Samstag, 29. Oktober 
2016 

Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Am Stadtpark 68 
51373 Leverkusen 

15.00 Uhr 

gemeinsame Auswertung 

19.00 Uhr 

Party 


Termine@unsere-zeit.de 


Ml ★ 3. AUG 


Stuttgart: Buchvorstellung von Florence 
Herve über das deutsche Konzentrations¬ 
lager in Natzweiler-Struthof (Frankreich). 
Clara-Zetkin-Haus, Stuttgart-Sillenbuch, 
Gorch-Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★ 4. AUG 


Bremen: „60 Jahre KPD Verbot - 60 Jah¬ 
re Demokratieabbau.“ Öffentliche Veran¬ 
staltung der Nordbremer Friedensinitiative, 
BAL und DKP mit den Referentlnnen Patrik 
Köbele (DKP), Inge Höger (Die Linke) Prof. 
Dr. Ekkehard Lieberam (Marxistisches Fo¬ 
rum Sachsen) und Willi Gerns (KPD/DKP, 
30 Monate Haft). Moderator ist Wolfgang 
Meyer, SALZ. Mit Frederick werden Arbei¬ 
terlieder gesungen. Bürgerhaus Weserter¬ 
rassen, 19.00 Uhr. 


MO ★ 8. AUG 


Gronau: „Das Sofortprogramm der DKP“, 
Diskussionsverastaltung der DKP im Kreis 
Borken mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Gaststätte Concordia, Eper Straße 13, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 12. AUG 


Lübeck: Jahreshauptversammlung der 
DKP Lübeck/Ostholstein. Interkulturelle 
Begegnungsstätte e.V. (IKB) „Haus der 
Kulturen ,„ Parade 12,19.30 Uhr. 


Dl ★ 16. AUG 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - 
UZ-Lesertreff. Freigarten, Doberaner Stra¬ 
ße 21,19.30 Uhr. 


DO ★18. AUG 


Marburg: „Kurt Julius Goldstein - Vor¬ 
wärts und nicht vergessen! Ein Filmporträt 
von Ingrid Strobl“ .DKP Marburg-Bieden¬ 
kopf und die SDAJ Marburg-Gießen laden 
ein zu einem Filmabend mit persönlichem 
Einleitungsreferat von Friedrich-Martin 
Balzer (Autor und Herausgeber) zum Le¬ 
ben und Wirken von Kurt Julius Goldstein. 
Käte-Dinnebier-Saal im Gewerkschafts¬ 
haus, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 


Wochenendseminar der Karl-Lieb- 
knecht-Schule, Leverkusen 
Sa./So. 27728. August 2016 
„Revolutionäre Strategie in nichtrevo¬ 
lutionären Zeiten“ 

Referenten: Phillip Becher, Pablo 
Graubner, Jürgen Lloyd 
Weitere Informationen und Anmeldung 
unterwww.karl-liebknecht-schule.org 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Ein „Experte“ 
liefert „Beweise“ 

Wie viel Belastung erträgt Olympia? 


Roter Sommer in Dortmund 


Eindrücke vom UZ-Pressefest • Von Anja Röhl 



Die XXXI. Olympischen Spiele, die 
nach Rio de Janeiro vergeben wor¬ 
den waren und fast zu stranden droh¬ 
ten - woran die BRD bekanntlich nicht 
schuldlos waren - dürften nicht zuletzt 
dank des Geschicks des IOC-Präsiden- 
ten Thomas Bach (BRD) in gewohn¬ 
tem olympischem Glanz stattfinden. 
Diesen Spielen eine mediale „Ouver¬ 
türe“ voranschicken zu wollen ist für 
deutsche Kommunisten nicht ganz ein¬ 
fach, dieweil 1920 Antwerpen Gastge¬ 
ber war und der damalige Präsident des 
IOC, der französische Baron de Cou- 
bertin, sich entschloss, die deutschen 
Mitglieder des Internationalen Olym¬ 
pischen Komitees ohne Totenschein 
für verstorben erklären zu lassen, um 
sie und die Mannschaft nicht einladen 
zu müssen. Vier Jahre später waren die 
meisten deutschen IOC-Mitglieder tat¬ 
sächlich begraben, der vom deutschen 
Kaiserreich vom Zaun gebrochene 
Weltkrieg aber längst nicht in Verges¬ 
senheit geraten. 1948 war - nach dem 
Zweiten Weltkrieg - London Gastge¬ 
ber Olympias und niemand wäre auf 
die Idee gekommen, die Deutschen zu 
Olympia einzuladen. Obwohl längst in 
Lausanne begraben, hatte der Begrün¬ 
der der modernen Olympischen Spiele 
der Welt die Worte hinterlassen: „Schi¬ 
cken wir Ruderer, Läufer und Fechter 
ins Ausland. Das ist der Freihandel der 
Zukunft und an dem Tage, da es sich 
im Leben und Wandel des alten Euro¬ 
pa eingebürgert hat, wird der Sache des 
Friedens eine neue, mächtige Stütze er¬ 
wachsen sein.“ Er meinte die Olympi¬ 
schen Spiele! 


Als die USA die Welt erpressen 
wollte, die Spiele in Moskau 1980 zu 
boykottieren, kam ihnen noch die 
Kommerzialisierung zu Hilfe, aber - 
oft schon vergessen - Erich Honecker 
sorgte nach 1984 dafür, dass vorerst nie 
wieder Spiele blockiert wurden. 

1935 hatte Coubertin an der Schwel¬ 
le zu seinem Grab verkündet: „Warum 
feiern wir die Spiele? (...) Olympische 
Spiele feiern heißt, sich auch auf die 
Geschichte berufen. Sie ist es auch, die 
am besten den Frieden sichern kann. 
Von den Völkern zu fordern, einander 
zu lieben, ist lediglich eine Art Kinde¬ 
rei. Ihnen abzuverlangen sich zu res¬ 
pektieren, ist durchaus keine Utopie; 
aber um sich zu respektieren muss man 
sich zunächst einmal kennenlernen.“ 

Diesmal hatte man einen Umweg 
gewählt, um das Friedensfest Olympia 
in den Abgrund zu steuern: Doping-Le¬ 
genden! Deutschland hatte Weltkriege 
angezettelt, um Olympia in Vergessen¬ 
heit geraten zu lassen, Kriege, die Milli¬ 
onen Menschenleben kosteten, diesmal 
sollten Pillen Olympia zerschellen las¬ 
sen. Im Hintergrund spielte natürlich 
Politik die gewohnte Rolle, denn Do¬ 
ping lässt sich in drei Tagen nicht nach- 
oder beweisen. Also holte man einen 
kanadischen „Experten“, der angeblich 
„eingefrorenes“ Gift über Nacht auf¬ 
taute und die „Beweise“ lieferte. 

Das Problem lieferte der pfiffige 
IOC-Präsident, der nicht über Nacht 
die Statuten des IOC ändern woll¬ 
te oder sogar konnte. So konnten die 
Olympischen Spiele gerettet werden! 

Klaus Huhn 


A ls käme man in eine lange ster¬ 
bende Stadt, abgeblätterte Fas¬ 
saden, regenwasserüberlaufen, 
ausgewaschene Farben, geborstene 
Teile, verrottete, schiefe Dächer, gro¬ 
ße, lange nicht renovierte Gebäude, 
mit dunklen Schriftspuren aus besse¬ 
ren Zeiten: Hotel, Restaurant, Weinstu¬ 
be, Deutsches Haus, alles wie leerste¬ 
hend. Rechts und links verödete Groß¬ 
industriebauten, zum Teil überwuchert 
von Grünpflanzen, mit dunkelleeren 
Fensterhöhlen. Vielfach aufgebroche¬ 
ner, nicht ausgebesserter Straßenbelag. 
„Industrie-Museum“-Schilder, Armut. 
Imbissbuden überall. Die Häuser dun¬ 
kelgrau, 40 Jahre nicht überputzt. 

Angekommen im Revierpark 
Wischlingen, Dortmund, er liegt hin¬ 
ter einer abgelegenen Gewerbege¬ 
gend. Einstmals vielleicht für die Ar¬ 
beiter des „Reviers“ angelegt. Der Park 
scheint nicht sehr gepflegt, das macht 
ihn romantisch, gibt ihm etwas Wildes. 
Es gibt keine grillenden Südländer, kei¬ 
ne Familienausflügler auf der Wiese am 
See, keine Volleyball spielenden jungen 
Leute. Dazu ist er heute noch regen¬ 
schwer. Anscheinend hat es die ganze 
Nacht geregnet, das Unterholz dampft. 
Die Radwege sind Holperstrecken. Ein 
Kletterpark wurde dem Park zugefügt, 
aus ihm kommen jetzt einige Jugendli¬ 
che, sie ziehen dem Ausgang zu. 

Auf das Festareal kommt man 
durch einen kleinen Zugang, der neben 
der Eishalle freigehalten ist, die jetzt 
im Sommer trockenliegt, dort bauen 
Buch- und Kunstverlage gerade Stän¬ 
de auf. Der alternde Siebzigerjahre- 
Flachbau starrt schmutzig kahl. 

Aber heute, am Freitagvormittag, 
am ersten Tag des UZ-Pressefestes, das 
alle zwei Jahre stattfindet, da ist es, als 
haben nun die Linken dem Revierpark 
Leben eingeblasen, denn trotz fließen¬ 
dem Regen, verhangenem Himmel, 
nassem, durchweichtem Boden sind die 
Menschen guter Dinge, tönen Revoluti¬ 
onslieder durch den verwilderten Park 
und Lenins Bild weht auf einer weißen 
Fahne. 

Zunächst der Eingangsbereich, er 
ist umgeben von Zelten, großen Wagen, 
einem halben Dorf voll Equipment. Es 
ist der Helferbereich, eine riesige, nicht 
einsehbare Wagenburg, wo diejenigen 
sich jetzt in Regenmänteln an Kaffee¬ 
tassen wärmen, die schon seit einer Wo¬ 
che hier sind, um aufzubauen. 

Der Aufbau ist aber zum Ende ge¬ 
kommen und mit dem Aufhellen des 
Himmels beginnen die ersten Pro¬ 
grammpunkte: Politische Debattenrun¬ 
den, Podiumsdiskussionen und Kultur 
in jeder Form wechseln sich ab und alle 
paar Meter steht jemand und blättert in 
der schön bunten, etwas unübersichtli¬ 
chen Programmzeitung, in der jedes 
Zelt sein Programm vorstellt, es aber 
an einer Gesamtübersicht fehlt, so dass, 
wer zeitnah planen möchte, hin- und 


herblättern muss. Wer also nicht nur in 
Hessen, Niedersachsen, Dortmund sein 
will oder am See-Ausblick mit den „Os¬ 
sis“ (junge Welt, Ostverlage, FDJ etc.) 
Zeit verbringen will, muss sich einen 
Notizblock zulegen und darauf sein ei¬ 
genes Programm zusammenstellen. Das 
hilft aber auch nicht, weil es zu viel gibt 
und überall immer Anregungen, und 
also schlendern nach einer Weile die 
meisten herum und gehen hin, wo sie 
gerade vorbeikommen und Lust drauf 
haben. In kürzester Zeit ist es gedrängt 
voll, viele die sich kennen, einander be¬ 
grüßen, andere treffen. Das fühlt sich 
stark an und gibt die Vorstellung, Teil 
einer großen Bewegung zu sein, die vie¬ 
len Weißhaarigen machen mich fröhlich, 
sie vermitteln das Gefühl einer eigenen 
Tradition, die wir aufgebaut haben, ob¬ 
gleich man uns alle Vorbilder hingemor¬ 
det hat, ein gutes solidarisches Gefühl! 

Mich haben einige Kulturveran¬ 
staltungen besonders begeistert: Klaus 
der Geiger, Grup Yorum, Weltheater 
Chemnitz, Geraldo Alfonso und viele 
mehr. Auch war ich in vielen Diskus¬ 
sions- und Infoveranstaltungen. Über 
vieles ist schon geschrieben worden, 
aber zwei Kulturereignisse sind, glau¬ 
be ich, noch zu wenig erwähnt worden: 
die irische Willie Drennan Band und 
die Gruppe um Nümmes, den Berliner 
Straßen- und Demosänger. 

Der irischen Truppe gelingt es, so¬ 
bald sie in ihrem kleinen Zelt am Hügel 
zu spielen beginnen, solche Zaubertö¬ 
ne von sich zu geben, dass die Leute 
bald von allen Seiten herbeiströmen. 
Es sind typisch irische Songs, origi¬ 
nal wie im Pub gespielt, wunderschön 
kraftvoll, mit folklorisch getönten po¬ 
litischen Texten. Es erinnert an Theo- 
dorakis, natürlich auf Basis einer völlig 
anderen Musiktradition, sich auf Volks¬ 
traditionen stützend, aktuelle politische 
Ereignisse integrierend. Dazu haben 
sie eine vielfach ausgezeichnete ganz 
junge Harfenistin dabei, deren Musik 
zum Niederknien ist. Die Folksongs 
handeln vom Widerstand, haben Witz 
und Selbstironie, und im Nu ist der hal¬ 
be Hang vor der „Roten Insel“ schwarz 
vor Leuten. Nebenbei werden T-Shirts 


und Webstoffe verkauft. Highlight ist 
die Lambden Drum, eine fast manns¬ 
hohe Trommel, die sich Willie Drennan 
vor den Körper schnallt und der er ei- 
genwillig-kraftvolle Töne entlockt. Wir 
sind irische Kommunisten und darauf 
sind wir stolz, sagen sie, an jedem Pres¬ 
sefestabend gibt es dort Session und 
mehrmals treten sie in großer Truppe 
auf, auch auf der Hauptbühne. 

Der Straßen- und Demo-Sänger 
Nümmes trat mit einer Band auf, eine 
Latinofrau, und zwei Männer an Gitar¬ 
re und Bass. Karl Nümmes, wie er sich 
nennt, im bürgerlichen Leben Grund¬ 
schullehrer, gab umfassende Kapitalis¬ 
muskritik zum Besten, einfallsreiche 
Agitpop-Songs, die er in überzeugen¬ 
der Weise vorträgt. Die Menschen in 
der „Kogge“ tanzten und klatschten 
und sangen mit und keiner wollte, dass 
Nümmes aufhörte, der ein ähnliches 
Temperament wie Klaus der Geiger zu 
haben scheint, denn er wurde, je län¬ 
ger der Abend dauerte, immer besser, 
durch sich selbst und die Zuschauer 
angefeuert. Er versteht mit seinen Lie¬ 
dern zu agitieren, mitzureißen, aufzu¬ 
rütteln. Mit eindringlicher Stimme, be¬ 
sonderer Körpersprache und einer ganz 
eigenen Interpretation fremder Texte, 
vermischt mit selbstgetexteten, erreicht 
er, dass die Leute nicht Weggehen wol¬ 
len, immer weitere Lieder erklatschen. 

Nach vielen revolutionären Songs 
verrät er, dass er, eben in Rente gegan¬ 
gen, viele Jahre als Lehrer gearbeitet 
hat, dazu bringt er ein kleines Beispiel 
seines Musikunterrichts ein, ein Frie¬ 
denslied „Wünsche der lb“, das diese 
Klasse mit ihm zusammen getextet hat. 
Es hört sich gut an, und man denkt ge¬ 
rührt: Ja, das ist die Kraft der Schwa¬ 
chen. Der letzte Vers geht so: 

Ich wünsche, hab ich leise gesagt, 
dass kein Mensch den anderen jagt. 

Für meine Mama eine Kerze im Wind 
und dass alle Menschen glücklich sind. 
Ich wünsche mir ,nen Schlitten und ein 
Buch 

und dann saus ( ich los und such 
die Kraft im Weltenall, 
die Frieden schafft überall! 


Ach geh mich doch weg mit... 

... die Wahlen in die USA. Dat nervt ja langsam. Da ist der Schreihals jetz als Kan¬ 
didat auf gestellt. 

Meine Fresse, muss der jetz fettich sein. Immer dat gleich. In jede Schau dat Maul 
soweit aufreißen, datte ihm bis auf die Hämmoriden gucken kanns. Muss doch weh 
tun ... 

Und jetz hatta dat Theater. Seine Alte hatte wohl den gleichen Redenschreiber ge¬ 
kauft wie damals die Perle vom Obama, isser mit auf die Fresse gefallen. Kann ja 
ma passiern. 

Abba dat ist ja nich dat Schlimmste. Da rackert sich der Ermste bis hart anne Gren¬ 
ze zur Maulstarre ab, beieidicht eine Truppe nach der andern, ob dat nu Schwule, 
Latinos, die Reporter oder die Fraun sind, gibt sich ja wirklich alle Mühe, und kricht 
am Ende doch keine Schnitte gegen die Hillerie. 

Nich weil die besonders gut ist. Aber die mit der richtigen Kohle, die von Ama- 
zon, Guggel und die andern Bosse der großen Industrie in Amiland ist eine große 
Schnauze scheißegal. Denn die wollen die große Kohle machen. Und dat können 
die mit die Hillerie besser, so einfach is dat. Und dat hat wohl noch keiner dem 
Großmaul gesteckt. 

Asso ham wa jetz noch n paar Monate den Kaputten inner Tagesschau am Nerven. 
Abba bleiben wa locker, ab November ham wa dann Ruhe. Hoffentlich. 

Darauf freut sich schon 
Eua Herbert Herpes 


Der rote Kanal 


Sommerzeit im Fernsehen und am Hori¬ 
zont dräut schon die Olympiade in Bra¬ 
silien. Da versenden Öffentlich-Rechtli¬ 
che wie Private ohne Ende Konserven. 
Manchmal sind ja Schätzchen darunter, 
die man gerne wiedersieht. Aber besser 
sind die Abende auf dem Balkon mit ei¬ 
nem Buch.Trotzdem drei Tipps: 


Heinz Becken Die Welt rückt näher 

Der Kabarettist Gerd Dudenhöffer 
stellt einen Typus vor, den alle ken¬ 
nen: den beschränkten Reaktionär 
von nebenan mit den unverrückba¬ 
ren Überzeugungen. Das verspricht 
einen wunderbaren Abend. 

So., 31.7., 20.15 Uhr, 3Sat 


60 Jahre Lach- und 
Schießgesellschaft 

Heute klingen viele der kritischen 
Scherzchen aus den 60ern des Jahres 
nach eingeschlafenen Füßen, damals 
war es das Kritischste, was aus der 
Glotze kam. Die Münchner Kabaret¬ 
tisten um Dieter Hildebrandt werden 
unter anderem von Frank-Markus Bar¬ 
wasser, Konstantin Wecker und Georg 
Schramm abgefeiert, die anderen Lau¬ 
datoren sind nicht erwähnenswert. 

Fr., 29.7., 21.45 Uhr, Bayern 3 


Die Sportfalle 

Die Filmmacher versprechen zu zei¬ 
gen, „wie Olympia & Co. Die Gastge¬ 
ber knebeln“. Wenn dabei rauskommt, 
wer „& Co.“ ist, kann das interessant 
werden: 7,2 Milliarden Euro sollten 
die Spiele in Rio kosten, wieviel tat¬ 
sächlich für die Spiele der einseitig 
Talentierten fließen wird, kann erst 
danach ausgerechnet werden. Der 
Regen fließt eben herunter und das 
Geld fließt eben hinauf. 

Mo., 7. 8., 22.4s Uhr, Das Erste 






